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Gewalt ist globales Phänomen. Innere und 
äußere Hemmungen gegen Brutalität sind 
erschreckend niedrig. Die Zerstörung von 

Familienstrukturen und Nachbarschaftsverhältnis-
sen schreitet voran. Ausgeübt von Einzelnen und 
Gruppen ist Gewalt sozial und ethnisch, national 
und religiös bedingt. Entwürdigende Übergriffe 
mit dem Ziel der Demütigung von einzelnen Men-
schen, Gruppen und Nationen gehören zu ihrem 
Erscheinungsbild, schockierende Selbstmordat-
tentate, aber auch die dauerhafte und strukturell 
bedingte Verletzung von Leib und Leben, die aus-
gelöst werden durch Kriege und wirtschaftliche 
Verhältnisse. 

 1998 hat die achte Vollversammlung des Öku-
menischen Rates der Kirchen ÖRK in Harare (Sim-
babwe) die Überwindung von Gewalt als Thema 

der kommenden Zeit ins Auge gefasst. Sein Zen-
tralausschuss hat am 4. Februar 2000 in Berlin 
die »Dekade zur Überwindung von Gewalt« für 
die Jahre 2001 bis 2010 ausgerufen und weltweit 
in Gang gesetzt. Parallel dazu haben auch die Re-
gierungen der Welt in der UNO-Vollversammlung 
einstimmig die »Internationale Dekade für eine 
Kultur des Friedens und der Gewaltfreiheit für die 
Kinder der Welt« ausgerufen. Nicht zuletzt rückt 
Papst Johannes Paul II. die Frage der Eindäm-
mung von Gewalt durch mehr Gerechtigkeit seit 
langem zunehmend in den Mittelpunkt seiner Re-
den und Verlautbarungen (Kontakt siehe S. 83).

 SÜDWIND greift dieses Bemühen um das Ver-
ständnis der Ursachen von Gewalt und um die 
Eindämmung von Gewalt mit der Edition »Struktu-
relle Gewalt in den Nord-Süd-Beziehungen« auf. 

1. SÜDWIND greift die Dekade zur
Überwindung von Gewalt auf

1.1 Einführung

1.
1
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Die Reihe, deren erster Band hier vorliegt, wendet 
sich dabei einer besonderen Erscheinungsform 
von Gewalt zu, nämlich wirtschaftlicher Gewalt.

 Der Anstoß, sich mit dieser Frage auseinander-
zu setzen, kommt von den Partnern aus dem Sü-
den, die uns immer wieder fragen, was wir dafür 
tun, dass Strukturen, die zu permanenter Beein-
trächtigung der Lebenssituation der Menschen im 
Süden führen, überwunden werden.

 Anders als die direkten Formen von Gewalt, 
sichtbar ausgeübt von Mensch zu Mensch, ist 
»wirtschaftliche Gewalt« ein Phänomen, das 
schwer zu fassen ist. Täter, Mitläufer und Opfer 
verschwinden in der Anonymität von »herrschen-
den Verhältnissen«, die erlittene Gewalt scheint in 
vielen Fällen »schicksalhaft«. Dennoch sind klar er-
kennbare Interessen am Werk, gibt es Werkzeuge 
der Gewalt, erkennbar im Gewirr der Gesetze, Re-
geln und Verordnungen, sichtbar in ungleichen 
Machtverhältnissen und Absprachen. Diese Form 
der Gewalt ist genauso gravierend wie ein nächtli-
cher Überfall und tötet täglich hunderte von Men-

schen. Ihre Gestalt ist vielfältig: Menschen fehlt es 
am Notwendigsten, an Wasser und Nahrung oder 
sie werden in ihren lebensnotwendigen Beziehun-
gen verletzt, indem ihnen Arbeit, Heimat und Kul-
tur genommen wird.

 Im Zusammenhang mit wirtschaftlichen Vor-
gängen von Gewalt zu sprechen erscheint vielen 
zunächst fern. Wir sind jedoch der Auffassung, 
dass es um der Opfer wirtschaftlicher Strukturen 
Willen notwendig ist, diese Formen der Gewalt mit 
anderen Formen der Gewalt auf eine Stufe zu stel-
len. So wie Berthold Brecht es formuliert: »Es gibt 
viele Arten zu töten: Man kann einem ein Messer 
in den Bauch stechen, einem das Brot entziehen, 
einen von einer Krankheit nicht heilen, einen in ei-
ne schlechte Wohnung stecken, einen durch Ar-
beit zu Tode schinden, einen zum Selbstmord trei-
ben, einen in den Krieg führen. Nur weniges da-
von ist in unserem Staat verboten.« (Brecht 1968, 
S. 466)

 Der hier vorliegende erste Band der Edition ver-
sucht, das Wesen wirtschaftlicher Gewalt genauer 

6. Gewalt und Drogen am Beispiel des »Plan 
Colombia« � erscheint Ende 2004

Flankierend zu den Broschüren gibt es noch:

" online-Materialien: 

" Folien für Vorträge, 

" power-point-Präsentationen,

" nach wichtigen Ereignissen zu den Themenbe-
reichen ergänzende Einschätzungen

" Plakate: ein Serie von Plakaten wird Ende 
2003 nach dem Erscheinen weiterer Materia-
lien erstellt

" Seminarangebote für MultiplikatorInnen

Sechs Broschüren sind geplant

Der vorliegende Band ist der erste einer ganzen 
Reihe, die in den nächsten beiden Jahren erschei-
nen wird:

1. Wer bestimmt den Kurs der Globalisie-
rung? Die Rolle der Weltorganisationen

2. Argentinien: Interne und externe Ursa-
chen der Schuldenkrise � erscheint im Som-
mer 2003

3. Kongo-Region: Staatszerfall, Wirtschafts-
interessen und Bürgerkrieg � erscheint im 
Herbst 2003

4. Kamerun: Zivilgesellschaftliche Beteili-
gung am Armtsbekämpfungsprogramm � 
erscheint Ende 2003

5. Indonesische Weltmarktfabriken: Frauen-
arbeit im Akkord � erscheint im Frühjahr 
2004

1.
1 SÜDWIND Edition:

Strukturelle Gewalt in den Nord-Süd-Beziehungen
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Gewalt ist im Deutschen ein weiter Begriff, 
der von Vollmacht (»Der Fahrer behielt die 
Gewalt über das Steuer.«) bis zu Brutalität 

(»Der Folterer tat ihr Gewalt an.«) reicht. Hier be-
schränken wir uns allein auf das negative Ver-
ständnis des Begriffs.

 Gewalt umfassend zu definieren ist eine 
schwierige und umstrittene Sache. Nur dann, 
wenn die Täterschaft, der Gewaltakt selbst und 
die Beschädigung oder Zerstörung der Würde des 
Opfers offen sichtbar und eindeutig aufeinander 
bezogen sind, wird schnell Einigkeit herrschen, 
dass ein Geschehen als gewaltsam zu bezeichnen 
ist. 

 Doch diese Sichtbarkeit ist bei wirtschaftlicher 
Gewalt zumeist nicht gegeben. Die Täter handeln 
im Verborgenen, sind sich manchmal selbst ihrer 
Schuld nicht bewusst. Die Gewalt geschieht auf 
mittelbare Weise, ist nicht personifizierbar. Das 
Leid der Opfer wird nicht auf Gewalteinwirkung, 
sondern andere schicksalhafte Begebenheiten zu-
rückgeführt. Dies tarnt wirtschaftliche Gewalt.

1.2 Was ist »Wirtschaftliche Gewalt«? � Eine kurze Definition

Tot durch erzwungene Gebühren

Millionen Menschen in hochverschuldeten Staa-

ten können keine Ärzte konsultieren, da ihre 

Heimatländer Gebühren im Gesundheitswesen 

eingeführt haben. Die Einführung war vielfach 

Teil der wirtschaftspolitischen Vorschriften des 

Internationalen Währungsfonds. 

Indonesien: Blutige Unruhen

nach IWF-Auflagen

In Indonesien starben 1998 viele Menschen bei 

Unruhen. Auslöser war die von den Gläubigern 

des hoch verschuldeten Landes durchgesetzte 

Streichung von Subventionen auf Nahrungsmit-

tel und Treibstoffe.

Unerschwingliche Medikamente 
Kurz vor Weihnachten 2002 scheiterten Ver-handlungen von 144 Staaten über eine Verän-derung von Patentrechten für Medikamente: Entwicklungsländer wollten durchsetzen, dass sie bei Seuchen und bei Krankheiten, die die ganze Gesellschaft bedrohen � Malaria, Tuber-kulose, Aids � aus anderen Schwellen- und Ent-wicklungsländern Medikamente beziehen dür-fen. Diese Medikamente sind wesentlich billiger als die Originalpräparate aus Industrieländern, werden jedoch ohne die Zahlung von Patentge-bühren hergestellt. Dies widerspricht dem inter-nationalen Patenschutzabkommen. 143 Staaten wollten den Handel mit den verbilligten Präpa-raten erlauben. Die USA waren dagegen, da sie Verluste für ihre Pharmaunternehmen befürch-ten. Durch ihr Veto scheiterten die Verhandlun-gen zumindest vorläufig.

 Dies ist das Todesurteil für Tausende von Kranken, da weder das öffentliche Gesundheits-wesen noch Privatpersonen in Entwicklungslän-dern die Originalmedikamente bezahlen kön-nen.

zu fassen und ihre Strukturen speziell mit Blick auf 
die Nord-Süd-Beziehungen näher zu beschreiben. 
Er gibt Anregungen für eine ethische Auseinan-
dersetzung auf dem Hintergrund biblischer Tradi-
tion, bietet eine kritische Analyse globaler Rege-
lungsinstrumente der Wirtschaft und Ansätze zur 
Eindämmung wirtschaftlicher Gewalt. Der Band 
konzentriert sich auf die wirtschaftliche Gewalt, 
die die Industrieländer gegenüber den Schwellen- 
und Entwicklungsländern ausüben. 

 Die folgenden Bände wenden sich dann im 
Einzelnen einigen ausgewählten Beispielen zu, 
und zeigen auf die jeweiligen Situationen abge-
stimmte Handlungs- und Regelungsinstrumente 
zur Eindämmung wirtschaftlicher Gewalt auf, die 
gegenwärtig diskutiert werden (siehe Kasten). Da-
bei wird auch näher auf die landesinternen Ursa-
chen von Armut eingegangen, die die Probleme 
der wirtschaftlichen Gewalt in den internationa-
len Beziehungen noch verschärfen.

1.
2
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 Zwei definitorische Ansätze sind besonders ge-
eignet, unsichtbare, mittelbare Gewalt zu enttar-
nen.

Die Gewaltdefinition
von Johan Galtung

Der Friedensforscher Johann Galtung weist darauf 
hin, dass Gewalt drei verschiedene Formen anneh-
men kann und diese voneinander abhängig sind 
und gemeinsam auftreten. In diesem »Dreieck 
der Gewalt« kann in jeder »Ecke« Gewalt ausbre-
chen und wird dann leicht auf die anderen For-
men übertragen. Die erste Ecke ist die der direk-
ten Gewalt, in der die Täterschaft und der Ge-
waltakt sichtbar sind. Die zweite Ecke ist die der 
strukturellen Gewalt. Hier tritt niemand in Er-
scheinung, der einem anderen direkt Schaden zu-
fügt. Die Gewalt ist in das System eingebaut und 
äußert sich in ungleichen Machtverhältnissen und 
lebensbedrohendem Abschneiden von materiel-
len und ideellen Ressourcen. Und schließlich gibt 
es die dritte Ecke der kulturellen Gewalt. Damit 
werden jene Übereinkünfte und Tabus einer Kul-
tur bezeichnet, mit deren Hilfe direkte oder struk-
turelle Gewalt legitimiert oder gar provoziert wer-
den kann.

 Wirtschaftliche Gewalt ist von ihrer Art her 
strukturelle Gewalt, die in einer bestimmten ge-
sellschaftlichen Mentalität ihre Wurzeln hat, also 
auch die Dimension kultureller Gewalt beinhaltet. 
Da der Zugang zu Ressourcen zunehmend auch 
militärisch erkämpft wird, können die Ausdrucks-
formen wirtschaftlicher Gewalt auch ganz direkt 
sein. Durch sein »Dreieck der Gewalt« macht Gal-
tung diese Verknüpfung deutlich.

 Doch nicht jede Struktur, die ungleiche Macht-
verhältnisse aufbaut und ausnutzt, ist Gewalt. Die 
Weite des Galtungschen Gewaltbegriffs wird häu-
fig mit Verwässerung oder mit unzutreffender 
Skandalisierung und Dramatisierung gleichge-
setzt. In der Tat bietet sie für sich genommen kei-
nen Anhaltspunkt, wie strukturelle Gewalt zu un-
terscheiden wäre von einschränkender Diskrimi-
nierung oder bevorzugender Willkür, die beide un-
gerecht aber nicht unbedingt gewaltsam sind. 
Deshalb scheint es sinnvoll, einen zweiten defini-
torischen Ansatz darzustellen (Galtung 1998).

Die Gewaltdefinition
aus feministischer Sicht

Die feministische Forschung hat bei der Untersu-
chung von sexualisierter Gewalt erkannt, dass ent-
scheidend für die Beurteilung einer Situation 
nicht das für Außenstehende Sichtbare, sondern 
das Erleben des Opfers ist. 

 Wo Galtungs Definition den Blick auf die plura-
le Weite möglicher Formen von Gewalt lenkt, führt 
diese Definition in die Mitte des Geschehens, 
wohnt der Gewalt sozusagen inne. 

 Wirtschaftliche Strukturen sind also genau 
dann gewaltsam, wenn Opfer sie als gewaltsam 
erleben. Sie allein erleben es, wenn Schmerz sie 
erniedrigt und sie von Vergangenheit und Zukunft 
regelrecht abgeschnitten werden. Ihre Innensicht 
macht deutlich, ob ihre Würde angetastet und be-
schädigt wurden. Deshalb ist die Sicht der Opfer 
entscheidend für die Frage, ob Gewalt herrscht.

 Die Galtungsche Definition kann dann benutzt 
werden, um aus dieser personenbezogenen engen 
Sicht wieder herauszusteigen und die Hintergrün-
de und Ursachen zu entdecken. 

 Die Überwindung von wirtschaftlicher Gewalt 
muss also an mehreren Punkten ansetzen: an dem 
opferorientierten Erkennen von Gewalt und am di-
rekten Schutz, an der Enttarnung der Strukturen 
sowie ihrem Bezug zu den gewaltsamen Folgen 
und an strukturelle Veränderung und schließlich 
(aber nicht zuletzt) an der Aufdeckung gesell-
schaftlicher Übereinkünfte und Tabus, die struktu-
relle Gewalt legitimieren, und an deren kultureller 
Verwerfung.
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In der Bibel gibt es eine Fülle unterschiedlicher 
Begriffe, die wir mit Gewalt, Stärke, Macht oder 
Kraft übersetzen. Alles von Gott Geschaffene 

hat seine eigene Dynamik und kann damit Gutes 
wie Böses bewirken.

 Daneben kennt die Bibel rätselhafte Elemen-
tar- und Natur-, Gestirn- und Engelgewalten, den 
sog. Mammon, einflussreiche Geisteswesen, Herr-
schafts- und Machtzentren. Sie alle wurden in der 
antiken Welt als eindrucksvoll und übermächtig 
erfahren, in der Bibel aber eindeutig knechtender 
Gewalt zugeordnet, sofern diese ihre Verfügungs-
gewalt nicht von Gott, sondern von seinen Ge-
schöpfen haben, die ihnen Macht zuerkennen und 
damit de facto geben.

 Sie verfügen über allerlei in jeder Hinsicht im-
ponierende Kräfte, aber letztlich nicht über erlö-
sende Kraft. Sie stehen nämlich ihrem Ursprung 
und Wesen nach im Widerspruch zur befreienden 
Kraft des Evangeliums von Gottes eigenem 
Rechts- und Erlösungswillen. Sie alle werden am 
Ende Jesus Christus untergeordnet, dem von Gott 
alle Rechtsmacht im Himmel und auf Erden über-
tragen ist. 

 In diesem Sinne schrieb Paulus vor 2000 Jah-
ren an die Gemeinden in der römischen Provinz 
Galatien: »Solange wir unmündig waren, waren 
wir den knechtenden Gewalten wie Sklaven unter-
worfen« (Gal 4,3). Und er fragt sie: »Damals, als ihr 
Gott nicht kanntet, dientet ihr den Göttern, die in 
Wirklichkeit keine sind. Jetzt jedoch, da ihr Gott er-
kannt habt, vielmehr aber von Gott erkannt wor-
den seid, wie könnt ihr wieder zurückkehren zu 
den schwachen und armseligen knechtenden Ge-
walten, denen ihr wieder von neuem dienen 
wollt?« (Gal 4,8f). Im Kolosserbrief werden diese 
knechtenden Gewalten als Ideologie und »leerer 
Trug«, bezeichnet (Kol 2,8).

 Biblisches Reden von knechtenden Gewalten 
hat im mythischem Denken der damaligen Zeit 
Zentrales von dem auf den Punkt gebracht, was 

uns heute in der Analyse globaler wirtschaftlicher 
und sie stützender kultureller Gewalt wieder be-
gegnet. 

2.1.1 Der eigene Heilsplan
ersetzt Gottes Rechtswillen

Menschen leben, planen und arbeiten zu allen 
Zeiten in der Hoffnung auf eine gute Zukunft. 
Diese Hoffnung will irgendwo festgemacht wer-
den. Menschen sind deshalb in der Regel bereit, 
Mächten und Gewalten, die solche Hoffnungen 
wecken und nähren, quasi göttliche Macht und 
Stärke zuzuerkennen. Solche geschöpflichen Ge-
walten sind »selbstreflexiv« (Posern 2002, S. 64), 
das heißt sie begründen sich selbst im Zirkel 
menschlicher Zukunfts- und Erlösungswünsche. 
So sind sie Ausdruck von Selbsterlösung. Dabei 
stellen sie Gottes Rechtswillen in raffinierter Wei-
se in Abrede: In der Regel negieren sie ihn näm-
lich so, dass sie vorgeben, ihm auf ihre Weise am 
effektivsten entsprechen zu wollen und zu kön-
nen. Das aber ist nach biblischer Sicht ein Mythos, 
der aus seinen eigenen Vorgaben lebt. 

 Diese Vorgaben machen vor allem die Kreise, 
die davon als Erste profitieren. Diese Wenigen 
nutzen die eigenen Vorgaben in der Hoffnung auf 
Zustimmung der vielen. Ihre Macht innerhalb des 
vorgegeben Glaubenssystem wächst nämlich im 
Maß der allgemeinen Zustimmung zu ihm. Jeder 
Mythos hat und braucht überzeugende Wortfüh-
rer, einprägsame Symbole und einbindende Ritua-
le. Dabei hat und braucht er zugleich Gegenbilder, 
gegen die er mit einfachen Slogans mobilisiert. 

 Heutzutage unterwerfen sich die Menschen 
nicht mehr der erhofften Erlösung durch Elemen-
targewalten. Moderne Mythen treten in der Ge-
stalt von Ideologien auf. Oft haben diese ein-
drucksvolle Leistungen erbracht, weshalb die 

2. Das Wesen wirtschaftlicher Gewalt
aus biblischer Sicht 

2.1. Mythen der Selbsterlösung produzieren knechtende Gewalt
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Menschen überhaupt auf ihre Macht zählen. In 
den verschiedenen Wirtschafts- und Gesellschafts-
systemen, die auf solchen Ideologien fußen, wir-
ken sich Hoffnungen und Wünsche auf eine gute 
Zukunft strukturell aus. Allen gemeinsam ist, dass 
die eigenen Vorgaben der Welt das Heil in Form 
von Wohlstand, Gerechtigkeit und Freiheit brin-
gen sollen. 

2.1.2 Mit allen Mitteln wird
Gewinn für alle versprochen

Nach biblischem Denken sind individuelle Selbst-
sicherung und Selbsterlösung ein Mythos, der sei-
ne Kraft aus der Sünde als Absonderung von Got-
tes gutem Rechtswillen hat. Zu so einem Mythos 
gehört der Glaube, dass die selbst gesetzte Vorga-
be, des eigenen Glückes Schmied werden zu kön-
nen, dazu helfen, dass alle Menschen in Glauben 
an dieses System erlöst werden können. 

 Aus Furcht davor, selbst Opfer zu werden, ver-
teidigen zunächst die Verfügungsgewaltigen oft 
gewaltsam und offen, meist aber eher indirekt 
und hinter ihren Einrichtungen versteckt ihren Teil 
der Macht. Sie registrieren dabei nicht die Macht, 
die dieses System zunächst über sie selbst entwi-
ckelt. »Nicht wenige Menschen, namentlich in den 
wirtschaftlich fortgeschrittenen Ländern, sind von 
der Wirtschaft geradezu versklavt, so dass fast ihr 
ganzes persönliches und gesellschaftliches Leben 
von ausschließlich wirtschaftlichem Denken be-
stimmt ist« (Gaudium et Spes 1965, Ziffer 63). 

 Erstaunlicherweise sind zugleich nicht wenige 
der Verlierer bereit, im Interesse eigener Wohl-
fahrtshoffnungen diesem System immer wieder 
innovative Stärke zuzuschreiben. Sie stützen es in 
der Hoffnung, sein Heilsplan wirke sich langfristig 
positiv auch für sie selbst aus. Heutzutage glau-
ben mehr und mehr Menschen daran, dass Wohl-
fahrt und erfülltes Leben für alle nur dadurch rea-
lisiert werden kann, dass zunächst einmal wenige 
Arrivierte von der Wirtschaft profitieren müssen. 
Langfristig würden dann aber auch die vielen Ar-
men erreicht (trickle-down-Effekt). Noch folgen 
auch viele der Opfer den herrschenden Meinungs-
bildnern darin, dass es wirtschaftliche Lebenssi-
cherheit für alle nur auf den vorgegebenen Wegen 
geben könne.

 Derart distinkt geweckte Erwartung und derar-
tigen festen Glauben braucht das System nach 
 biblischer Erkenntnis zum eigenen Überleben. 
 Darum versucht es auch, diesen Glauben mit allen 
Mitteln zu stärken. Diese Mittel sind heute vor 
 allem Bilder. Medien-Unternehmen verbreiten mit 
ihren Informationen Meinungen und unterschwel-
lige Lebensstile. Im globalen Kampf um Meinun-
gen und Ziele werden sie immer wichtiger. Das be-
trifft vor allem Bilder über Auseinandersetzungen 
bis hin zur Kriegsberichterstattung. Als Mittel in 
globalen Machtkämpfen gewinnen die Medien-
Unternehmen als solche strategisches Gewicht. 
Mit der »Verwandlung der Kriegsberichtserstat-
tung in den Berichterstattungskrieg« tun sie einen 
gewaltigen Schritt bei der weiteren »Asymmetrie-
rung« globaler Machtverhältnisse (Münkler 2002, 
S. 52).

2.1.3 Selbsterlösende Systeme
lassen sich nicht infrage stellen 

Selbsterlösende Systeme behaupten, dass es zum 
guten Ziel nur ihren Weg gibt. Eine Infragestel-
lung dieses Weges setzen sie mit dem Anzweifeln 
des Zieles gleich und versuchen diese zu unterbin-
den. Doch in der Bibel werden sie durch den Blick 
auf die Opfer und ihre Lebensrechte im Zentrum 
infrage gestellt. Biblisch gesehen ist diese Infrage-
stellung durch die Opfer nämlich die Infragestel-
lung durch den lebendigen Gott selbst, der sich in 
Jesus Christus mit den Beschädigten identifiziert, 
indem er sagt: »Was ihr getan habt einem unter 
diesen meinen geringsten Brüdern, das habt ihr 
mir getan.« (Mt 25, 40) 

 Das herrschende Glaubens- und Wirtschafts-
system scheint wie alle Mythen strukturell resis-
tent zu sein gegen elementare Widersprüche. Das 
vorgegebene gute Ziel ist gepaart mit der Behaup-
tung, es gäbe keine Alternative auf dem Weg dort-
hin (»There is no alternative.«). Damit erweisen 
sich die Verfügungsgewaltigen des Systems je-
doch als Träger einer Vorentscheidung, die die 
Zahl der Opfer zwar gering halten wollen, aber 
notfalls vorrübergehend auch meinen, sie planmä-
ßig in Kauf nehmen, ja erwarten zu müssen. Der 
Skandal, den diese Schäden bedeuten, wird als 
mögliche Infragestellung des Vorhabens systemlo-
gisch konsequent ausgeblendet. 

2.
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 Bei diesem Skandal wird die Gewaltträchtigkeit 
übersehen, die hier geweckt wird. Ist ein tragen-
des Element des herrschenden Glaubens, dass je-
der einzelne seines Glückes Schmied ist, so ist al-
lein der Versager an seinem Schicksal schuld. Eini-
ge Opfer sehen dann oft keine andere Chance, als 
diesen Glauben nach Vorbildern von Arrivierten 
ihrerseits in mögliche eigene Vorteile umzusetzen. 
Sie werden sich im Kleinen mit und ohne Rechts-
brüche bis hin zu direkten Gewaltanwendungen 
holen, was sie zum Überleben oder zum ersten 
möglichen Schritt auf der Erfolgsleiter zu brau-

nicht zuletzt mit ihrem Wirtschaften dienen wollen, 
geht es also um die Alternative zwischen dem von 
Gott verheißenen Lebensraum der Liebe und dem 
von anderen Göttern bzw. Mächten beherrschten 
Raum, in dem etwa unter den Verheißungen des 
Mammons Rivalität zum Grundgesetz gehört. Die 
Bibel formuliert in einem Entweder-Oder: »Ihr 
könnt nicht Gott dienen und dem Mammon« (Mt 
6,24), der ein (selbst-) zerstörerischer Sicherheits-
mythos ist. Er fördert aus der strukturellen Rivali-
tätsvorgabe Gewaltträchtigkeit von Menschen. Ih-
nen wird Anreiz und Bestätigung gegeben aus 
Angst, selbst zu kurz zu kommen, wirtschaftlich das 
meiste für sich selbst herauszuholen. 

 Biblische Wirklichkeitssicht bezeugt aus der Er-
fahrung der Liebe Gottes die Alternative zu Rivali-
tät und Gewalt, nämlich Gerechtigkeit und Frie-
den. Nach dieser Sicht bedingen sich Gerechtig-
keit und Frieden ihrem Wesen nach. Sie »küssen« 
einander (Ps 85,11). »Gerechtigkeit schafft Frie-
den« � so fasst der Titel eines Hirtenwortes der 
deutschen Bischöfe von 1983 die gemeinte Bezie-
hung zusammen (Die deutschen Bischöfe 1983). 
Die United Church of Christ definiert sich selbst 
nicht nur als Friedenskirche, sondern als Kirche ge-
rechten Friedens (»Church of just peace«). Der 
ökumenische konziliare Prozess für Gerechtigkeit, 
Frieden und Bewahrung der Schöpfung verweist 
auf Änderungsansätze im Sinne der von Gott er-
öffneten.

chen meinen. Diesen Sachverhalt weisen Studien 
über Verhalten von Menschen in Slums und sons-
tigen Randgebieten aus. Opfer werden zu Krimi-
nellen. Ersetzen sie darüber hinaus den herrschen-
den Glauben durch den an einen anderen Mythos, 
werden sie am Ende einer Kette von Entwürdigun-
gen möglicherweise zu selbstmörderischen Terro-
risten. Der herrschende Mythos wird und muss 
diese mit guten Gründen und weitgehender Zu-
stimmung der Mehrheit mit allen Mitteln zu be-
kämpfen versuchen.

2.2 Wirtschaftliche Gewalt wurzelt in 
Absonderung von Gott

Wer über Gemeinschaft zerstörende Ge-
walt nachdenkt, denkt zugleich über 
Sünde nach. Sünde ist nach biblischem 

Verständnis die rivalisierende Eigenmächtigkeit 
und Selbstherrlichkeit des Menschen gegenüber 
seinem Schöpfer und gegenüber seinen Mitge-
schöpfen. Ökonomie und Ökologie bewegen sich 
in verhängnisvollem Gleichschritt, wenn die An-
fragen seitens der Theologie � welcher religiösen 
Herkunft auch immer � ausgeblendet werden. 
Nach biblischer Erkenntnis ist Sünde die in My-
then manifeste kollektive Weigerung aller Einzel-
nen, Gottes Zuspruch und Anspruch als Licht auf 
allen Wegen heilsam gelten zu lassen (vgl. Ps 
119,105). Im Blick auf wirtschaftliche Gewalt geht 
es biblisch gesprochen um Sünde als knechtende 
Kraft geschöpflicher Strukturprinzipien.

2.2.1 Es geht um Machtkampf

Nach biblischem Zeugnis leben Menschen immer 
in Orientierung an Mächten. Sie müssen sich im-
merzu irgendwie zu ihnen verhalten. Nach diesem 
Verständnis gibt es keine macht- oder mächtefrei-
en Lebensräume außer dem der Liebe. Sie ist bibli-
scher Begriff für zuerkannte Würdigung individuel-
ler Geschöpfe, denen trotz und wegen aller eigenen 
Beziehungsschwächen keine Form von Gewalt zu-
träglich ist. Bei der Entscheidung, wem Menschen 
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2.2.2 Sünde ist die Kraft eines
gewaltträchtigen Regelkreises

Es greift nach biblischer Erkenntnis zu kurz, selbst-
mächtige Erhebung von Einzelnen über Andere 
als lediglich individuelles Vergehen zu brandmar-
ken. Man übersieht bei Sünde häufig den Regel-
kreis, dass Opfer des durch sie selbst getragenen 
Systems ihrerseits selbst gewalttätig werden. Op-
fer nehmen aktiv an der eigenen Schuld- und Ge-
waltverflochtenheit teil. Sie wenden Gewalt an, in-
dem sie »von Jugend auf« (Gen 8,21) Gewalt in 
vielfältigen Formen erfahren und schuldhaft in 
entsprechende Aktivitäten umsetzen und weiter-
geben »bis ins dritte und vierte Geschlecht an die 
Kindern derer, die mich hassen« (Ex 20,5). So wer-
den sie Faktoren in einem gewaltträchtigen Regel-
kreis, der seine Kraft aus der Sünde bezieht. Das 
ist gemeint, wenn es im Blick auf das alltägliche 
Leben heißt: »Der Tod weidet sie« (Ps. 49,15) oder: 
»Das Trachten des Fleisches bedeutet Tod« (Rö 
8,6) oder: »Wer nicht liebt, bleibt im Tod« (1.Joh 3, 
14). Nach biblischer Erkenntnis ist nämlich das all-
tägliche Lebensphänomen Sünde im Tod als Zen-
trum zerstörerischer Macht kondensiert. 

 Durch ihre Individualisierung von Sünde haben 
die Kirchen selbst zur Blindheit der Gesellschaft 
gegenüber der eigenen Gewaltbestimmtheit bei-
getragen. Die individuellen Hilfemaßnahmen 
kirchlicher Vereine für die Opfer am unteren Ran-
de der Gesellschaft griffen zur Zeit zunehmender 
Industrialisierung zu kurz. Die Arbeitslosen und 
Alkoholiker, die vergewaltigten Frauen und ent-
wurzelten Kinder waren da und brauchten Überle-
benshilfe, obwohl sie selbst individuell »schuldig« 
geworden waren. Die Erkenntnis, dass es sich hier 
um nachhaltige Beschädigungen durch ein Wirt-
schaftsgeschehen handelt, fand innerhalb von Kir-

che und Theologie erst Gehör, als die sog. jungen 
Kirchen in der ökumenischen Bewegung Mitspra-
cherecht erhalten hatten. Sie verwiesen auf die 
breiter werdende Spur von Lebenseinbußen bei 
den Opfern des industriell-kolonialistischen Sys-
tems. Es helfe nichts, dass die meist unsichtbar 
Mächtigen des Marktes diese Opfer subjektiv ehr-
lich beklagten, solange sie glaubten, diese im Sin-
ne ihres Hauptfortschritts als zeitweilige Neben-
schäden zwischenzeitlich in Kauf nehmen zu müs-
sen.

2.2.3 Sünde führt den eigenen
Erlösungswillen ad absurdum

In der Bibel ist auch die Rede von endzeitlichen 
Kämpfen. Darin werden von allen Seiten alle Kräf-
te zum eigenen Sieg aufgeboten. Die apokalypti-
schen Geschichten der Bibel unterstreichen deren 
Botschaft, dass Gottes guter Rechtswille am Ende 
bestimmend sein wird. Er ist im Leben und Ster-
ben Jesu von Nazareth verbrieftes Recht auf ge-
waltfreie Lebensentfaltung. Versucht jedoch ein 
Mythos bzw. eine Ideologie sich selbst den guten 
Mächten und andere den bösen Mächten zuzu-
ordnen, dann bekommen die Auseinandersetzun-
gen zwischen ihnen nahezu endzeitliche, apoka-
lyptische Züge. 

 Im Zeitalter wachsender Globalisierung werden 
neue antipodische Ideologien immer ausgepräg-
ter. Nachdem der Kapitalismus den Kommunis-
mus vor allem aus wirtschaftlichen Gründen be-
siegt hat, profiliert sich neoliberaler Wirtschafts-
globalismus weltweit gegen alle Fundamentalis-
men, die die vorgegebene Art des Fortschritts 
hemmen.

Nach biblischer Einsicht erlangen knechten-
de Gewalten ihre von Tätern wie Opfern 
gleichermaßen gespeiste quasi göttliche 

Macht aus der hermetischen Verneinung von Got-
tes gutem Rechtswillen. Aus dieser Verneinung 

heraus entstehen ihre globalen Gegenentwürfe, 
deren gestecktes Ziel es ist, Gottes eigenen 
Rechtswillen selbst verwirklichen zu wollen und zu 
können. 

2.3 Der Mythos Selbsterlösung erweist sich
als Koloss auf tönernen Füßen

2.
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2.3.1 Das System führt in die Irre 

»Unsere Gesellschaftssysteme beherrschen durch-
aus die Kunst, zu verbergen, dass sie an der Ge-
walt haften. Die Bibel zerreist die Verschleierung 
der Gewalt. Hier wird nicht weggeschaut, sondern 
hingeschaut« (Die deutschen Bischöfe 2000, S. 
27). Das herrschende Wirtschaftsystem entpuppt 
sich dabei als »Koloss auf tönernen Füßen«. Dieser 
Ausdruck stammt aus dem 2. Kapitel des bibli-
schen Daniel-Buches. Daniel hat einen Albtraum 
des babylonischen allgewaltigen »Königs der Kö-
nige« Nebukadnezar gedeutet und ihm zu sagen 
gewagt: Gewalt, die auf Eisen, Erz, Ton, Silber und 
Gold gegründet ist, habe »überall, wo Menschen-
kinder, Tiere des Feldes und Vögel des Himmels 
wohnen« wollen, langfristig keinen Platz und kei-
ne Zukunft. Daniel weist sich als Prophet aus, der 
im Blick auf die Krisen der Wirklichkeit die Wahr-
heit zu sagen wagt. 

 Teil der strukturellen Verfestigung wirtschaftli-
cher Gewalt unserer Zeit sind die einst nach dem 
zweiten Weltkrieg aus guten Absichten geschaf-
fen Organisationen der Völkergemeinschaft wie 
der Internationale Währungsfonds (IWF) und die 
Weltbank, der Pariser und der Londoner Club etc. 
Die vielfältigen und oft eindrucksvollen Bemü-
hungen einzelner in diesen und anderer Einrich-
tungen sind trotz ihres oben beschriebenen 
Grundirrtums gute und wichtige Ansätze, »in der 
noch nicht erlösten Welt, in der auch die Kirche 
steht, nach dem Maß menschlicher Einsicht und 
menschlichen Vermögens unter Androhung und 
Ausübung von Gewalt für Recht und Ordnung zu 
sorgen« (Barmen 1934) 

 In Hinsicht auf die eskalierenden Krisen mit ih-
ren zerstörerischen und selbstzerstörerischen Wir-
kungen sind hier grundlegende Erneuerungen 
dieser Einrichtungen erforderlich. Dies wird nicht 
zuletzt an den vergeblichen Versuchen zur Behe-
bung der internationalen Verschuldungskrisen 
deutlich. Verweigerte Hilfe zu nachhaltiger Sol-
venzsteigerung von Schuldnern bedroht über Ban-
ken und Börsen durch Risikoaufschläge, Abschrei-
bungszwänge und deren Folgen nicht nur system-
bedingt die Opfer, sondern zugleich die Gläubiger 
selbst. 

2.3.2 Krisen motivieren
zur Suche nach Alternativen

Im Zweifel an selbsterlösende Systeme wachsen 
auch alternative Kräfte. Haben herrschende Ge-
walten ihre vermeintlich erlösende Verfügungsge-
walt aus den auf sie übertragenen Hoffnungen, so 
wachsen möglicherweise auch alternative Hoff-
nungen aus der Kraft, sich nicht länger von ihnen 
schrecken zu lassen, weil � biblisch gesprochen � 
dem Tod seine einschüchternde »Macht genom-
men« ist (1. Ti 1,10). Durch Menschen gemachte 
Einrichtungen können auch durch Menschen ver-
ändert werden. Dies gilt selbst dann, wenn sie in 
ihrer blasphemischen Anmaßung Verfestigungen 
eines mehr oder weniger hermetischen Widerspru-
ches gegen den Schöpfer, Versöhner und Vollen-
der sind. Gegenentwürfe stehen dabei naturge-
mäß in der Gefahr, den gegnerischen Grundirrtum 
zu übernehmen, wenn sie aus menschlichen 
Schritten zur Eindämmung konkreter wirtschaftli-
cher Gewalt Gegenideologien des Heils machen 
und meinen, Gewalt als solche überwinden zu 
können. 

 Heute sind es insbesondere jüngere Leute in 
Nord und Süd, die den Glauben der Älteren nicht 
mehr teilen, der sich durch die Wirklichkeit selbst 
zunehmend überholt. Liebe und Kinder, Nachbar-
schafts- und Religionszugehörigkeit, Heimat- und 
Naturbeziehung, Sprach- und Kulturverwurzelung 
verlieren in vielen Regionen der Welt an lebens-
stiftender Kraft, weil sie mehr und mehr zu wirt-
schaftlich dominierten Beziehungen gemacht 
werden. 

 Der Schweizer Theologe Karl Barth schrieb vor 
einem Vierteljahrhundert: Mythische und darin 
herrenlose Gewalten brächten systemnotwendig 
dem Menschen, »seinen Erwartungen und Träu-
men zum Trotz allesamt keine Lebenshilfe: nicht 
die Befreiungen, Stärkungen, Erleichterungen, 
Vereinfachungen und Bereicherungen, die er sich 
von ihnen verspricht. Sie meinen es nicht gut mit 
ihm. Im Gegenteil: sie sind, indem sie sich vom 
ihm (von dem lebendigen Gott) lösen, wie er 
selbst sich von Gott löst, unmenschliche, ja ... wi-
dermenschliche, menschenfeindliche Gewalten.« 
(Karl Barth 1999, S. 397) Das trifft insbesondere 
auf wirtschaftliche Gewalt zu.
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Die Gewalt wirtschaftlicher Strukturen hat 
eine kollektiv-kulturelle und zugleich auch 
eine individuell-mentale Seite. Sie geht 

einher mit einem bestimmten Denken und Emp-
finden. Sie ist gepaart mit gemeinsamen Vorstel-
lungen und Erwartungen, die ihrerseits wieder Re-
alitäten schaffen und damit eine eigene, zerstöre-
rische Kraft entwickeln.

# »Leistung« bestimmt den Wert 
von Menschen
Zur mentalen Seite wirtschaftlicher Gewalt zählt, 
dass »Leistung« den Wert von Menschen be-
stimmt, � wobei der Begriff von Leistung völlig 
eingeengt ist und vor allem die Leistungen etwas 
gelten, die sich in Geldwert ausdrücken lassen, die 
bezahlt sind � oder sich verkaufen lassen. Men-
schen, die in diesem Sinne weniger leisten, wer-
den von Entscheidungen ausgegrenzt. Viele Frau-
en z.B. haben in besonderer Weise damit zu kämp-
fen. Menschen, die im geldwerten Sinne gar nichts 
leisten (Alte, Kranke, Behinderte) gelten schlicht-
weg als Belastung.

# Es geht nicht mehr darum, 
 etwas Bestimmtes zu gewinnen, 
sondern Gewinn zu machen
Ein weiterer Faktor ist ein verkürztes ökonomi-
sches Denken, bei dem es nicht mehr darum geht, 
etwas Bestimmtes zu gewinnen, sondern Gewinn 
zu machen. Demnach gilt es mit möglichst wenig 
persönlichem Einsatz möglichst viel zu gewinnen. 
Immer mehr Menschen machen Geld mit Geld. 
Wem das gelingt, der ist hoch angesehen. Wert-
schöpfung im klassischen Sinne wird uninteres-
sant. Arbeit im ganzheitlichen Sinne als Teil 
menschlicher »Selbstverwirklichung« gerät in den 
Hintergrund gesellschaftlichen Interesses. Die Fra-
ge nach den »Werten« (wofür lohnt es sich zu le-
ben?, wie will ich leben?, was will ich erreichen? � 
und wieviel Geld brauche ich dafür?) wird ver-
drängt, eine gemeinsame Vorstellung davon 
scheint jedenfalls kaum mehr erreichbar. Gewinn 

machen bleibt der eine Wert, der allgemein und 
ohne jede Begründung akzeptiert ist. Er bildet den 
kleinsten gemeinsamen Nenner, wird zum Kitt 
und zur Grundlage des Zusammenlebens. 

# Eine Ideologie
mit religiösen Zügen
Das Streben nach Gewinn erreicht den Status von 
etwas Unbedingtem. Ihm werden alle Werte zuge-
schrieben, die wir vermissen. Es erfüllt strecken-
weise religiöse Funktionen: Die Fragen nach Si-
cherheit, Sinn, Zugang zu einer Gemeinschaft, Ziel 
der Gemeinschaft, nach Strukturierung des Le-
bensablaufes, nach dem Bleibenden über den Tod 
hinaus lassen sich allesamt mit dem Streben nach 
Geldwert � oberflächlich � beantworten. Wertstei-
gerung und ökonomische Effizienz drohen zu ei-
ner totalitären Frage zu werden, die alle Lebensbe-
reiche beansprucht. Die Ökonomisierung des Den-
kens reicht in unserer Gesellschaft bereits bis in al-
le Winkel des Lebens. »Was habe ich davon, wenn 
...« Partnerschaften werden unter dem Paradigma 
von »Geben und Nehmen« auf Zeit eingegangen 
und flexibel gehandhabt. Hilfe wird als Dienstleis-
tung definiert und organisiert. Mein Land und 
meine Stadt werden zum »Standort« etc.

# Die Sache mit der Knappheit
In dem Maße wie alle Dinge des Lebens zur Ware 
werden, verbreitet sich schleichend ein Grundge-
fühl der Knappheit. Wie kommt es dazu, dass in ei-
nem der reichsten Länder der Welt so viel geklagt 
wird über Knappheit an Geld, an Zeit, an guten 
Beziehungen, an Bildung, an Gesundheitsförde-
rung, an Gemeinschaftssinn, an Sicherheit? Diese 
mental vorhandene Knappheit stresst Menschen 
und setzt sie gewaltig unter Druck, das Letzte aus 
sich und den anderen herauszuholen. Die mentale 
Knappheit korrespondiert mit einer ganz realen 
Ressourcenknappheit, die immer mehr Menschen 
am eigenen Leibe erfahren und erleiden müssen, 
insbesondere die Menschen in der sogenannten 
Dritten Welt, aber auch in unserer Gesellschaft.

2.4 Die Dynamis wirtschaft licher Gewalt � oder:
welcher Geist ist da am Werk und was passiert mit uns?
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# Der Glaube an das freie Spiel 
der Kräfte
Bei allem existiert ein vorauseilender Gehorsam 
gegenüber einer neoliberalen Wirtschaftspraxis. 
Bei gleichzeitigem Unbehagen ist es doch mas-
senhafte Überzeugung, dass das möglichst freie 
Spiel des Eigennutzes von alleine und nebenbei 
»Gemeinwohl« erzeugt. Demgegenüber sind Ver-
lierer dieses Spieles selbst Schuld an ihrer Misere � 
oder Resultat einer nicht konsequent genug 
durchgeführten Liberalisierung des Marktes. Sie 
gelten als vorübergehende Erscheinungen not-
wendiger Anpassungsmaßnahmen und nicht etwa 
als Opfer des Wirtschaftens. Als Handlungsmaxi-
me bleibt für die Einzelnen: alles daran setzen, 
nicht selbst zu den Verlierern zu gehören.

 Die beschriebenen Phänomene sind Ausdruck 

einer kulturellen Gewalt. Sie hat eine eigene Spra-
che mit Wörtern wie »Konkurrenzfähigkeit«, »Ver-
schlankung«, »Globalisierung«, »Standortsiche-
rung«, »Flexibilisierung« und »Anpassungsschwie-
rigkeiten«. Überwindung von wirtschaftlicher Ge-
walt bedeutet auch, dass wir uns mit einem ge-
walttätigen Denken auseinandersetzen, das den 
Kampf aller gegen alle als Grundthese des Zusam-
menlebens akzeptiert und ihn in seiner gezähm-
ten Form als heilsbringend verkündet, � ein Den-
ken, das die zunehmende Zahl von Opfern des 
Wirtschaftens als vorübergehendes notwendiges 
oder selbstverschuldetes Übel deklariert, ein Den-
ken, das Menschen einseitig nach ihrer geldwer-
ten Leistung bewertet, das alle Dinge des Lebens 
zur Ware erklärt, das ein Knappheitsgefühl er-
zeugt und damit eine aggressive Grundstimmung 
fördert.

2.5 Hinweise zur Überwindung von wirtschaftlicher Gewalt

Welche Denkansätze können wir aus unse-
rer biblischen Tradition den Denkmus-
tern wirtschaftlicher Gewalt entgegen-

setzen? Gibt es Regelungen zur Eindämmung wirt-
schaftlicher Gewalt, die diesen Denkansätzen bib-
lischer Tradition entsprechen?

Diesen Fragen geht der folgende Abschnitt nach. 
Dabei wenden wir uns nicht einzelnen Bibelstel-
len zu, sondern knüpfen an hilfreiche Hauptlinien 
der biblischen Tradition an, ohne zu vergessen, 
dass es sehr problematische Stellen und unheilvol-
le Wirkungsgeschichten biblischer Texte gibt, in 
denen Gewalt, Herrschaft und Unterdrückung mit 
dem Hinweis auf den einen Gott legitimiert wer-
den, und die eine verheerende Spur der Gewalt in 
der Geschichte hinterlassen haben. 

# Liebe und Gerechtigkeit
gehören zusammen
Eine traditionelle Aufspaltung bestimmt unser 
ethisches Nachdenken über wirtschaftliche Struk-
turen: Das christliche Engagement soll für die Hil-
fe von Mensch zu Mensch und die Wohltätigkeit 
gegenüber den Einzelnen zuständig sein. Die Art 
und Weise des Wirtschaftens, die Frage, wie in ei-
ner Gesellschaft die Machtverhältnisse und Ent-

scheidungsbefugnisse geregelt werden, fallen da-
gegen in einen ganz anderen Verantwortungsbe-
reich, in dem dann auch ganz andere Maßstäbe 
gelten. Im gleichen Maße, wie das Verständnis 
von »Sünde« individualisiert wurde, hat die Kirche 
in ihrer Geschichte den Blick für die strukturellen 
Ursachen von Gewalt, Zerstörung und Leiden ver-
loren. 

 In biblischer Tradition wird dagegen deutlich, 
dass Nächstenliebe zwar eine sehr persönliche Sa-
che ist, aber niemals eine Privatangelegenheit. Sie 
hat eine politische und wirtschaftliche Seite. Um-
gekehrt werden wirtschaftliche Unterdrückung 
und Ausnutzung deutlich als Sünde benannt. Dar-
auf weisen die vielen alttestamentlichen Gesetze 
zum Schutz der Armen und Machtlosen hin wie 
z.B. die Zinsregelungen und der Schutz bei Pfän-
dung. Die Propheten haben sich immer wieder auf 
Gottes Gerechtigkeit bezogen, wenn sie den 
Kampf gegen wirtschaftliche Ungerechtigkeit als 
wesentlichen Ausdruck des Glaubens an den Gott 
gepredigt haben, der Israel aus der Sklaverei in 
Ägypten befreit hat. In Erinnerung an Gottes be-
freiende Gerechtigkeit ist schließlich die Vorstel-
lung des Erlassjahres entwickelt worden: Danach 
sollen alle 50 Jahre die ursprünglichen wirtschaft-
lichen Verhältnisse wieder hergestellt werden, so 
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dass Schulden, Abhängigkeiten und ungleiche Be-
sitzverteilung wieder aufgehoben werden. Jesus 
hat sich in der Tradition des großen Erlassjahres 
kritisch mit den Wirtschaftsverhältnissen seiner 
Zeit auseinandergesetzt: Mit dem zerstörerischen 
Zollsystem, mit der problematischen Anhäufung 
von Kapital und Macht. Die entsprechenden Er-
zählungen gilt es neu zu entdecken. Diese Traditi-
onslinien zeigen deutlich: In der Bibel gibt es kei-
nen Frieden mit den von Menschen gemachten 
Strukturen, die wirtschaftliche Ungerechtigkeit er-
zeugen.

# Wirtschaften dient dem 
Gelingen von Leben und 
nicht dem Gewinn an sich
Gewinnstreben an sich ist nicht schlecht und nicht 
gut. Aber immer muss danach gefragt werden, 
wofür Gewinn eingesetzt wird und mit welchen 
Mitteln er erreicht wurde. Wirtschaften dient dem 
Gelingen von Leben und nicht dem Gewinn an 
sich. Der Glaube, dass Gewinnstreben und das 
möglichst freie Spiel des Eigennutzes von alleine 
und nebenbei »Gemeinwohl« erzeugt und alles 
auf diesem Weg zu einem guten Ende kommt, 
übersieht die Opfer des Wirtschaftens. Er stößt 
sich schon deshalb im Kern mit dem Glauben an 
den dreieinigen Gott. Die Annahme, dass der 
Reichtum kleiner Kreise langfristig auch bei den 
vielen Armen ankomme, klammert die Grunder-
kenntnis aus, dass Reichtum auf Verfügungsge-
walt über lebensnotwendige Mittel beruht und 
diese Gewalt inzwischen vielfältig strukturell so 
organisiert ist, dass dieser sog. trickle-down-Effekt 
gar nicht stattfinden kann. Menschen, denen es 
relativ besser geht, sind daran insofern beteiligt, 
als sie aus Furcht, Opfer zu werden, ihren Teil der 
Verfügungsgewalt im eigenen System ständig ver-
teidigen müssen. So tun die, die hier noch über Ar-
beitsplätze verfügen, verständlicherweise alles, 
damit diese nicht in andere Regionen verlagert 
werden und sind stattdessen eher bereit, vorüber-
gehende finanzielle Hilfen zu akzeptieren. Ent-
wicklungshilfe wird auf diese Weise oft zum Geld-
transfer von den Armen im Norden für die Reichen 
im Süden, die sich der Machtausübung zu priva-
ten wirtschaftlichen Interessen anzuschließen ver-
stehen. 

# Die Lebenssituation 
der Ärmsten als Maßstab 
berücksichtigen
Woran bemesse ich, ob eine Wirtschaftssituation 
gut ist? Am Bruttosozialprodukt? An der Situation 
in unserem Land? An der Situation der Mehrheit 
der Menschen in der Welt oder irgendeines empi-
rischen Durchschnittes? Aus biblischer Tradition 
sind solche Maßstäbe unzureichend. Es gehört ein 
ganz entscheidender Blickwinkel hinzu: die Sicht 
der Armen. Dieser Blickwinkel nötigt uns, jede 
wirtschaftliche Entscheidung zu bemessen nach 
ihren Auswirkungen auf die Ärmsten. Die Rede 
von »Anpassungsschwierigkeiten«, wie die harten 
Auswirkungen der neoliberalen Wirtschaftsrezep-
te auf das Leben der Ärmsten genannt werden, ist 
aus dieser Sicht ebenso zynisch wie der Begriff 
»Kolateralschäden«, mit dem Militärs zivile Opfer 
der Kriegsführung im Balkankrieg bezeichneten.

 Der Glaube an den dreieinigen Gott folgt Got-
tes Bundesverheißung, die das Recht auf menschli-
che Entfaltung zusagt und nimmt den Perspektiv-
wechsel vor, den jüdische Propheten im Rekurs auf 
die Tora und letztendlich Jesus von Nazareth mit 
seinem Leben bis zum Tod am Kreuz vorgenom-
men haben. Dieser Glaube schaut nicht aus Sicht 
der jeweiligen Machthaber auf die Opfer. Er schaut 
aus Sicht der Opfer auf die gewaltträchtigen Struk-
turen, die von den Machthabern genutzt und ge-
stützt werden. In der Option für die Armen wird die 
strukturelle Asymmetrie der Machtverhältnisse, 
wird Unrecht erkennbar, das in den bestehenden 
Verhältnissen immer neu produziert wird.

# Besitz als anvertraute 
Lebensgrundlage verstehen
Aus biblischer Sicht ist Besitz ein Geschenk. Das 
klingt für uns erst mal merkwürdig. Schließlich 
muss das doch alles erarbeitet werden. Von nichts 
kommt nichts. Wir haben uns sehr an die Vorstel-
lung gewöhnt, Besitz sei etwas, das uns gehört, 
weil wir es erarbeitet haben. Dass da in vielen Fäl-
len gar nicht nur die eigene Leistung, oder viel-
leicht überhaupt keine eigene Leistung dahinter-
steht, wird schnell übersehen. Dass jeder und jede 
soviel besitzt, wie er oder sie leistet, ist eine Ideo-
logie. Immer ist die Arbeitskraft, Freud und Leid 
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und Phantasie anderer zumindest mit dabei, ganz 
zu schweigen von den unterschiedlichen sozialen 
Voraussetzungen, unter denen wir leben und ar-
beiten. Dies gilt alles auch und gerade für den 
Umgang mit Kapital im internationalen Maßstab.

 Im Unterschied zu der uns prägenden liberal-
bürgerlichen Vorstellung von Eigentum als Privat-
besitz steht die Bindung des Eigentums an die so-
ziale Gemeinschaft vor dem Eigennutzungsrecht. 
Es gibt persönlichen Besitz, aber keinen »Privatbe-
sitz«. Die biblischen Hoffnungen auf ein Reich 
Gottes haben daher auch nichts gemein mit der 
gängigen Paradies-Schlaraffenland-Vorstellung, 
nach der jeder und jede für sich allein unter einem 
Baum liegt und sich die Würste in den Hals wach-
sen lässt; sie sind Hoffnungen auf ein heilvolles 
Gemeinwesen.

# Nicht alles als Ware verstehen
Natürlich wussten die Menschen, die ihre Erfah-
rungen in der Bibel festgehalten haben, dass mü-
hevolle Arbeit zum Lebensunterhalt gehört. Aber 
sie haben Besitz nicht ausschließlich als Produkt 
der Leistung verstanden und die notwendigen 
»Lebensmittel« (gemeint sind nicht nur Brot und 
Wasser, sondern auch Wohnung, Gesundheit etc.) 
nicht auf eine handelbare Ware reduziert. Besitz 
und Lebensmittel sind zunächst Gabe Gottes. Viel-
leicht liegt das daran, dass sich das Verständnis 
von Besitz und Grundversorgung am Bearbeiten 
des Landes entwickelt hat. Land braucht Arbeit, 

um Frucht zu tragen. Aber woher 
kommt das Land? Wer lässt die 
Pflanzen wachsen? Gott hat das 
Land geschaffen als Lebensgrund-
lage für alle, die darauf wohnen. Im 
Alten Testament ist darüber hinaus 
das Verständnis von Land ganz eng 
verknüpft mit dem Erlebnis der Be-
freiung Israels aus der Schuld-
knechtschaft. Gott hat das Volk 
nicht nur befreit, sondern ihm auch 
eine Lebensgrundlage gegeben: 
das Land Kanaan. Diese Glaubens-
erfahrung hat sich auf das Ver-
ständnis von Besitz überhaupt aus-
gewirkt. Besitz ist bei aller eigenen 
Leistung zuerst etwas von Gott An-
vertrautes, das in seinem Sinne ge-

nutzt werden soll. Danach hat das Leistungsprinzip 
(jedem nach seinen Leistungen) nur soweit Gültig-
keit als es das Versorgungsprinzip (jedem das, was 
lebenswichtig ist) nicht in Frage stellt. Das von 
Gott zugesagte Recht von Menschen auf Lebens-
entfaltung, die anderen kein Unrecht tut und sie 
nicht verletzt, schließt mit gerechtem Zugang zu 
wirtschaftlichen Gütern alles ein, was menschli-
ches Leben zum Gelingen braucht. Es geht nicht 
nur um fehlende finanzielle Mittel. Durch den drei-
einigen Gott, der Stifter, Herr und Garant seines 
Bundes mit den Menschen ist, wird jede Herab-
würdigung seiner wesentlichen Lebensmittel 
(Nahrung, Wohnung, Gesundheit, Bildung etc.) 
und verlässlichen Lebensbeziehungen (Heimat, öf-
fentliche Ordnung, Mitbestimmung, Kommunikati-
on etc.) auf taxierbare Warenwerte als gewalttätig 
entlarvt. Wirtschaftliche Strukturen, die Menschen 
zu Flüchtlingen machen und sie der Heimat, Mit-
bestimmung, Gesundheit berauben, können mehr 
Gewalt ausüben als der Zwang mit sehr wenigen 
finanziellen Mitteln auszukommen.

# Macht teilen
Nicht nur die Barmherzigkeit, sondern die Ach-
tung vor der Würde der Armen verlangt, dass sie 
selbst beteiligt sind an der Verbesserung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse. Wie kann die Art und 
Weise des Wirtschaftens so gestaltet werden, dass 
möglichst viele nach ihren Fähigkeiten daran teil-
haben und auch über die Erarbeitung und Vertei-
lung von Werten mitbestimmen? Vor die Frage, 
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wie kann die Ungleichheit von Besitz reguliert 
werden, gehört die Frage: Wie kann Macht geteilt 
werden? Die Grundprinzipien der Gewaltentei-
lung, die in der Demokratie als unumstrittene Er-
rungenschaft gelten, müssen auch für die globali-
sierte Wirtschaft umgesetzt werden. 

 Die internationalen Instrumente wie die Welt-
handelsorganisation etc. müssen daraufhin be-
fragt werden, wie eine wirklich gegenseitige Kon-
trolle aussehen kann. Die Handelsschranken der 
reichen Länder gegenüber den Ländern des Sü-
dens müssen aufgehoben werden. Es geht außer-
dem von diesem Grundgedanken her darum Wirt-
schaftsformen zu bevorzugen, die die Macht im-
mer wieder aufteilen zu Gunsten derer, die relativ 
weniger Einfluss haben auf das Marktgeschehen. 
Es gibt schon innerhalb unseres Wirtschaftssys-
tems unterschiedliche Formen des Wirtschaftens, 
die diesen Gesichtspunkt der Teilhabe und Mitbe-
stimmung mehr oder weniger berücksichtigen. 
Wir können sie durch unser Verhalten als Verbrau-
cherInnen und EigentümerInnen unterstützen 
oder ihnen unsere Unterstützung entziehen.

# Keine Generation und kein Volk 
darf eigene Lasten auf andere 
häufen
Für die Bibel lebt der Mensch nie isoliert. Er ist als 
Einzelner wie als Glied seiner Generation ein Be-
ziehungswesen und er ist eingebettet in die Kette 
von Vorfahren und Nachkommen. Nachdrücklich 
wird auf verhängnisvolle, unausweichlich struktu-
relle Generationszusammenhänge hingewiesen. 
Aber dennoch und gerade deshalb wird jede Ge-
neration bei ihrem jeweils eigenen Tun behaftet. 
Sie darf für ihre eigene Fehlhandlung nicht die 
nächste Generation in Haftung nehmen. Wer Kin-
der hat, weiß: Für die Mittel, die über weitere 
Staatsverschuldungen unsere heutigen Ansprüche 
wie hohe Renten abdecken sollen und für ökologi-
sche Dummheiten, die wir sehenden Auges bege-
hen, müssen unsere Kinder unausweichlich die 
Folgen tragen. Biblische Erkenntnis spricht sich 
dagegen deutlich für das aus, was wir heute »Ge-
nerationengerechtigkeit« nennen.

 Zu der bedrückenden Innenverschuldung ein-
zelner Länder kommt in vielen Ländern erschwe-
rend die erdrückende Außenverschuldung hinzu, 

verursacht durch RegierungsvertreterInnen, die 
sich selbst bereichert oder Investitionen veranlasst 
haben, die statt guter Entwicklung für die heimi-
sche Bevölkerung vor allem dem Gewinn ausländi-
scher Firmen dienten. Was zwischen den Generati-
onen gilt, gilt aber auch zwischen den Völkern: 
Keine Nation oder Region lebt für sich isoliert. Da-
rum darf kein Land zum eigenen Vorteil andere 
nachhaltig belasten. Im Zuge der Globalisierung 
geschieht das aber über Waren-, Informations- 
und Kapitalströme in zunehmenden Maße. Insbe-
sondere Finanzströme verselbständigen sich im-
mer schneller. Immer mehr Kapital sucht kurzfris-
tig profitable Anlagemöglichkeiten. Und so wach-
sen über Kreditvergaben Berge von Forderungen. 
Oft sind dies nur noch rechnerische Größen, Phan-
tomschulden, die von aller Leistungsfähigkeit und 
jedem Güterverkehr abgekoppelt aus strukturellen 
Gründen aufrechterhalten werden.

# Risiken teilen
In der biblischen Tradition wird der Versuch, Si-
cherheit durch Anhäufung von Reichtum zu erlan-
gen als falsche Sicherheit entlarvt und die Über-
zeugung weitergegeben, dass wirkliche Sicherheit 
da beginnt, wo wir uns mit unseren Schwächen 
einander zumuten und unsere Lebensrisiken tei-
len. Diesem Grundgedanken entspricht z.B. das 
Prinzip genossenschaftlichen Wirtschaftens, des 
Generationenvertrages und einer wirklich allge-
meinen Versicherung auf Gegenseitigkeit, die die 
Ärmsten und Risikoträger nicht ausschließt. 

Dieser Grundgedanke hat auch Auswirkung auf 
den Umgang mit Krediten und Schulden. In der 
biblischen Tradition gibt es eine lange kritische 
Auseinandersetzung mit dem Instrument des Zin-
ses. Sobald es dazu verwendet wird, Kapitalgeber 
deutlich besser zu stellen als die Kapitalnehmer, 
wird es als zerstörerisches und versklavendes In-
strument abgelehnt. Risiken gehören auch hier 
fair geteilt.

 Weltwirtschaftlich gesehen könnte das z. B. 
heißen, dass bei der Kreditvergabe das Risiko wirk-
lich geteilt wird zwischen Banken und Geberlän-
dern einerseits und den Kreditnehmern ander-
seits. Kredite müssen bezahlbar sein und Staats-
anleihen dürfen kein Spielball für globale Gewinn-
spieler werden, die ihr Kapital jederzeit kurzfristig 
investieren und sofort wieder entziehen können.

2.
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2.6 Was ist zu tun?

Die im voranstehenden Abschnitt gesam-
melten Hinweise sind eine Anstiftung da-
zu, bestehende wirtschaftliche Regelungs-

instrumente kritisch zu betrachten und sich nicht 
zufrieden zu geben mit den Verhältnissen. � Eine 
andere Welt ist möglich!

 Dabei ist deutlich, dass Christinnen und Chris-
ten nicht aus einer »besseren Ideologie« heraus 
handeln, wenn sie sich auf ihre Tradition beziehen, 
sondern aus dem Glauben an den lebendigen 
Gott und seine Durchsetzungsfähigkeit. Besten-
falls setzen wir seiner Gerechtigkeit nichts entge-
gen, sondern finden Wege sie nachzuvollziehen. 
Dies hat allerdings auch etwas mit Kampf und Wi-
derstand zu tun.

 Wenn es um Überwindung von Gewalt geht, 
fällt uns die Bergpredigt als Orientierungspunkt 
ein. Gibt sie Hinweise für den Kampf gegen wirt-
schaftliche Gewalt? Allzu individuell und funda-
mentalistisch scheint sie mit der Gewaltfrage um-
zugehen. Die Bergpredigt zeigt aber ganz grund-
sätzlich, dass die Chance nicht in der Anwendung 
gleicher Methoden liegt, sondern in einer Deeska-
lation von Gewalt. Sie zeigt darüber hinaus einen 
ersten Schritt im Kampf gegen Gewalt an, den wir 
allzu schnell überspringen, wenn wir nach umfas-
senden strukturellen Lösungen suchen. Sie er-
zählt, wie Unrecht und Gewalt so sichtbar ge-
macht werden, dass gleichzeitig die Würde des 
Opfers aufgerichtet wird: das letzte Hemd auszie-
hen, Lasten über die Zwangsmeile 
hinaus zu tragen und mit dem Hin-
halten der anderen Wange auf ei-
nen Beleidigungsschlag zu reagie-
ren sind die Handlungen Machtlo-
ser, die zunächst ihre eigene Würde 
wieder herstellen und gleichzeitig 
damit demonstrieren, welcher Ge-
walt sie ausgesetzt sind. Mit Hilfe 
der Medien kann dies heute ein ers-
ter wirkungsvoller Akt der Selbster-
mächtigung und Gegenwehr wer-
den. 

 Strukturelle Gewalt kann letztlich 
nur durch die Veränderung von 
Strukturen bekämpft werden. So 
geht es darum, über die Auseinan-

dersetzung mit den mentalen Voraussetzungen 
und über die Organisation von Notwehr hinaus, 
ein weltweites Netzwerk zu schaffen, das über die 
Auswirkungen wirtschaftlicher Gewalt informiert 
und sich für internationale Regelungen zur Ein-
dämmung wirtschaftlicher Gewalt einsetzt. Ansät-
ze hierfür gibt es. 

 Wie aber sehen die strukturellen Instrumente 
aus, die diesem Geist des Aufdeckens von Un-
recht, der Deeskalation, der Ermächtigung der 
Machtlosen im Bereich des Wirtschaftens entspre-
chen? Einige diskutierenswerte Hinweise sind im 
vorangehenden Abschnitt bereits genannt. Es 
geht um ein internationales Insolvenzrecht, eine 
andere Politik der Entschuldung, eine andere Pra-
xis der Kreditvergabe, die Erhebung von Spekulati-
onssteuern, die Aufhebung von Schutzzöllen rei-
cher Länder, die Einführung unabhängig kontrol-
lierter internationaler Sozialstandards in der Pro-
duktion, die Aufrechterhaltung der Kontrolle über 
die Grundversorgung mit Bildung, Energie, Wasser 
etc. durch die Kommunen.

 Die wirtschaftsanalytischen Beiträge dieses 
Bandes und der darauffolgende Bände der Reihe 
untersuchen an einzelnen Beispielen die gegen-
wärtigen Regelungsinstrumente und Mechanis-
men des Wirtschaftens in den Nord-Süd-
Beziehungen und gehen den vorgeschlagenen Al-
ternativen für mehr Gerechtigkeit auf der prakti-
schen Ebene wirtschaftlicher Beziehungen nach.
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»Armut tötet. Weltweit besteht ein enger 
Zusammenhang zwischen Armut und 
schlechter Gesundheit: In den am we-

nigsten entwickelten Ländern beträgt die durch-
schnittliche Lebenserwartung nur 49 Jahre. Eines 
von zehn Kindern stirbt vor Vollendung des ersten 
Lebensjahres. Im Gegensatz dazu liegt in Ländern 
mit hohem Einkommen die durchschnittliche Le-
benserwartung bei 77 Jahren und die Säuglings-
sterblichkeitsrate bei 6 pro 1000 Lebendgebur-
ten.« (UNFPA 2002, S. 39)

 Mit diesen ebenso deutlichen wie eindringli-
chen Worten beschreibt das Bevölkerungspro-
gramm der Vereinten Nationen die Auswirkungen 
der Armut. Damit wird auch der Zusammenhang 
zur Gewalt deutlich: Viele Menschen, die durch Ar-
mut sterben, sind arm aufgrund der derzeitigen 
Struktur der Weltwirtschaft. Sie müssten nicht 
sterben, wenn die Wirtschaft anders aufgebaut 
und Besitz anders verteilt wäre. Dies gilt sowohl 
zwischen Nord und Süd als auch innerhalb der 
Staaten, in denen Arme leben.

3.1.1 Zahl der Armen wächst
in vielen Ländern

Zwar ist die Armut in den Schwellen- und Entwick-
lungsländern seit dem Ende der Kolonialzeit deut-
lich gesunken. Die durchschnittliche Lebenserwar-
tung ist in nahezu allen Staaten ebenso gestiegen 
wie die Einschulungsraten, die Pro-Kopf-Ein kom - 
 men, der Zugang zu sauberem Wasser und zur Ge-
sundheitsversorgung. Dennoch leben die Men-
schen in weiten Teilen der Erde weiterhin unter 

äußerst schlechten Bedingungen. 

 Eine weitere Verbesserung ihrer Situation lässt 
sich in einigen Staaten absehen. Doch vor allem in 
vielen der 49 von der Weltbank als »am wenigsten 
entwickelte Staaten« (Least Developed Countries 
� LDC-Staaten) eingestuften Länder lässt sich in 
den letzten Jahren sogar eine weitere Verschlech-
terung beobachten. Dort werden staatliche Leis-
tungen abgebaut, die pro-Kopf-Einkommen sin-
ken (UNCTAD 2002b).

 Armut ist nicht nur in den armen Staaten weit 
verbreitet. Auch in Brasilien, dem neuntgrößten 
Industrieland der Welt, leben viele Menschen un-
ter äußerst schlechten Bedingungen. Im Nachbar-
land Argentinien � vormals bekannt als die 
 Kornkammer der Welt � stieg die Zahl der Armen 
in der zweiten Jahreshälfte 2002 dramatisch auf 
rund 50% der Bevölkerung an (SÜDWIND/EED 
2002).

 Weltweit leben rund 1,2 Milliarden Menschen 
von weniger als einem Dollar pro Tag. Diese Zahl 
hat sich in den neunziger Jahren kaum verändert. 
Lediglich der Anteil an der Weltbevölkerung sank, 
da letztere größer wurde. Auffällig ist auch der 
Unterschied zwischen den einzelnen Regionen. 
Während die Zahl der Armen auch in Afrika stieg, 
sank sie in Ostasien. Ein großer Teil dieser Redu-
zierung fand in China statt (siehe Abbildung 1).

3.1.2 Frauen besonders betroffen

Trotz einiger Verbesserungen der Situation der 
Frauen bei der Arbeitsplatzbeschaffung, im Be-
rufsleben und bei der Ausbildung ist die Mehrheit 

3. Neoliberale Globalisierung unter der
Ägide der Welthandelsorganisation, 
des Internationalen Währungsfonds
und der Weltbank

3.1 Einkommensunterschiede zwischen Nord und Süd wachsen
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von ihnen von der wachsenden weltweiten Polari-
sierung der Einkommensverteilung stark betrof-
fen: Zwei Drittel der Armen der Welt sind Frauen. 
Eine Hauptursache dieser überproportionalen Ar-
mut ist die gesellschaftliche Arbeitsteilung, nach 
der Männer vor allem im bezahlten Arbeitssektor 
beschäftigt sind, während Frauen die Doppelbe-
lastung von unbezahlter Arbeit im Haushalt/
Familie sowie zusätzlicher Erwerbsarbeit zu tragen 
haben. Mit der Umsetzung einer zentralen Forde-
rung der Weltfrauenkonferenz in Peking (1995) 
nach der Einbeziehung der unbezahlten Arbeit in 
die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung ist im-
mer noch nicht begonnen worden. Dies trägt zur 
Ungleichbehandlung bei: »Was ein Land nicht er-
fasst, wird nicht unterstützt.« (UNFPA 2002, S. 9). 
Zudem verdienen Frauen im weltweiten Vergleich 
im Industrie- und Dienstleistungssektor 25% we-
niger als Männer. 

 Frauen stellen einen großen Teil der im infor-
mellen Sektor ohne arbeits-, sozial und tarifrechtli-
chen Schutz Arbeitenden dieser Welt. »Umfragen 
aus der jüngsten Zeit belegen, dass Frauen min-
destens die Hälfte ihrer gesamten Arbeitszeit im 
informellen Sektor tätig sind.  (...) Die Unterschie-
de der Arbeitsverhältnisse von Männern und Frau-

en und die �Unsichtbarkeit� der informellen Arbeit, 
die nicht in die nationalen Einkommensrechnun-
gen aufgenommen wird, führt auch dazu, dass 
Frauen weniger Ansprüche erwerben als Männer. 
Die Ungleichbehandlung zementiert die Diskrimi-
nierung von Frauen hinsichtlich ihrer Fähigkeiten« 
(UNFPA 2002, S. 32 und 33).

3.1.3 Milleniumsziele:
Vereinte Nationen wollen Armut 
bis 2015 halbieren

Die Staaten der Welt haben im September 2000 
bei der Vollversammlung der Vereinten Nationen 
beschlossen, die Zahl der Menschen, die mit weni-
ger als einem US-Dollar am Tag auskommen müs-
sen, bis 2015 zu halbieren: 

 »Auf der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen im Jahre 2000 zogen die Staats- und 
Regierungschefs eine Bilanz des sehr ungleichen 
Stands der menschlichen Entwicklung auf der 
Welt und bekannten sich zu ihrer gemeinschaftli-
chen Verantwortung, weltweit die Grundsätze der 

3.
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Abbildung 01:
Zahl der Menschen, die von weniger als einem US-Dollar pro Tag leben

Regionen Anteil (in Prozent) Zahl (in Millionen)

 1990 1999 1990 1999

Afrika südlich der Sahara 47,7 46,7 242 300

Ostasien und Pazifikraum 27,6 14,2 452 260

      · ohne China 18,5 7,9 92 46

Südasien 44,0 36,9 495 490

Lateinamerika und Karibik 16,8 15,1 74 77

Osteuropa und Zentralasien 1,6 3,6 7 17

Naher Osten und Nordafrika 2,4 2,3 6 7

Insgesamt 29,0 22,7 1276 1151

      · ohne China 28,1 24,5 916 936

Quelle: UNDP 2002, S. 21
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Menschenwürde, der Gleichberechtigung und der 
Billigkeit zu wahren�. Sie erklärten ihre Unterstüt-
zung für Freiheit, Demokratie und Menschenrech-
te und formulierten darüber hinaus acht Ziele für 
Entwicklung und die Beseitigung der Armut, die 
bis zum Jahr 2015 erreicht sein sollen: 

" Beseitigung der extremen Armut und des Hun-
gers.

" Verwirklichung der allgemeinen Primarschul-
bildung.

" Förderung der Gleichstellung der Geschlechter 
und Ermächtigung der Frau.

" Senkung der Kindersterblichkeit.

" Verbesserung der Gesundheit von Müttern.

" Bekämpfung von HIV/AIDS, Malaria und an-
deren Krankheiten.

" Sicherung der ökologischen Nachhaltigkeit.

" Aufbau einer weltweiten Entwicklungspartner-
schaft.« (UNDP 2002, S. 19�20)

 Das Entwicklungshilfeprogramm der Vereinten 
Nationen geht davon aus, dass zum Erreichen aller 
festgehaltenen Ziele eine Verdoppelung der der-
zeitigen Entwicklungshilfe auf rund 100 Milliar-
den Euro jährlich � und damit ein Durchschnitts-
wert von unter 0,5% des Bruttoinlandsproduktes 
� ausreichen würde (UNDP 2002, S. 35).

 Bereits zwei Jahre nach dem Formulieren dieser 
Ziele zeichnet sich ab, dass sie nicht erreicht wer-
den. Die Vereinten Nationen stellen fest, viele 
Staaten seien schon jetzt »nicht auf Kurs« (UNDP 
2002, S. 20�55). Eine Reihe von Studien kommt 
ebenfalls zu einer sehr pessimistischen Einschät-
zung über den weiteren Weg zur Verbesserung der 
Lebenssituation der Menschen in Entwicklungs-
ländern (Grossmann/Scherrer 2002, S. 28�38). 
Hinzu kommt noch, dass die Industrieländer ihren 
Lippenbekenntnissen, sie würden mehr Geld für 
Projekte zur Armutsreduzierung zur Verfügung 
stellen, keine Taten folgen lassen: Die weltweite 
Entwicklungshilfe ist seit Jahren rückläufig. Eine 
Erhöhung der Zahlungen ist erst in Ansätzen in 
Sicht und wird weit unter der notwendigen Höhe 
liegen (Abbildung 2 sowie Fallbeispiel 1).
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Abbildung 02: 
Zahlungen staatlicher Entwicklungshilfe

Land (in US$) (in % des Bruttoinlandsproduketes)

 Gesamt 2000 1990 2000

Norwegen 1,264 1,17 0,80

Schweden 1,799 0,91 0,80

Belgien 820 0,46 0,36

USA 9,955 0,21 0,10

Niederlande 3,135 0,92 0,84

Japan 13,508 0,31 0,28

Schweiz 890 0,32 0,34

Frankreich 4,105 0,60 0,32

Großbritannien 4,501 0,27 0,32

Dänemark 1,664 0,94 1,06

Deutschland 5,030 0,42 0,27

Italien 1,376 0,31 0,13

Quelle: UNDP 2002, S. 230
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Entwicklungshilfe gilt als wichtiger Baustein bei 
der Überwindung der Armut. Doch sie konnte 
die Ansprüche, die an sie gestellt wurden, nie 
einlösen. Zahlungen der Bundesrepublik waren 
beispielsweise lange daran gebunden, dass das 
Empfängerland die DDR nicht anerkannte. Ar-
mutsbekämpfung hatte hinter solchen politi-
schen Forderungen sowie der Förderung deut-
scher Exporte weit zurück zu stehen. Andere Ge-
berländer verfuhren ähnlich. 

Sinkende Zahlungen

Erst seit 1989 mit dem Ende des Kalten Krieges 
hätten sich hier Spielräume ergeben können. 
Doch nun wurden viele Staaten sogar für Ent-
wicklungshilfezahlungen zu unbedeutend. Inner-
halb eines Jahrzehnts sank der Anteil der Ent-
wicklungshilfezahlungen von 0,33% auf 0,22% 
des Bruttoinlandsproduktes der Geberländer (Ab-
bildung 2) und lag im Jahr 2000 bei 53,7 Mrd. 
US-Dollar. Dies ist nur ein Bruchteil der Summe, 
die den Empfängerländern durch Importbe-
schränkungen und Subventionen der Industrie-
länder verloren gehen.

 Die Ausgaben Deutschlands steigen 2003 ver-
glichen mit dem Vorjahr leicht auf 3,8 Mrd. Euro. 
(Eberlei 2002, S. 11). Dies ist immer noch wesent-
lich weniger als 1992 (6 Mrd. Euro). Gemessen 
am Bruttoinlandsprodukt sanken die Zahlungen 
seit 1982 sogar von 0,48% auf unter 0,3% (Hei-
del 2002, S. 20). 

 Die Bundesregierung gelobte nun Besserung 
und versprach eine Steigerung auf 0,33% bis 
2006 Vor dem Hintergrund, dass die Industrie-
länder bereits bei der UN-Generalversammlung 
im Jahre 1970 eine Quote von 0,7% zusagten, ist 
dies ein äußerst bescheidener Anstieg. 

 Neben dem weltweiten Sinken der Zahlungen 
kommt als weiteres Problem hinzu, dass nur ein 
geringer Teil der Gelder in die Bereiche fließt, die 
am direktesten zur Verbesserung der Lage der Ar-
men beitragen könnten: das Gesundheitswesen 
und der Bildungsbereich. »Lediglich zwei Milliar-
den US-Dollar von der jährlichen Entwicklungs-
hilfe (...) fließen in den Bildungsbereich.« (UNDP 

2002, S. 38). Deutschland bildet da keine Aus-
nahme. Laut Haushaltsplan flossen 2002 von 
den direkt aus Deutschland vergebenen Zahlun-
gen nur 5,3% der Entwicklungshilfe in den Bil-
dungsbereich, 2,7% in das Gesundheitswesen 
und 3,9% in die Bevölkerungspolitik (Eberlei 
2002, S. 12).

Entwicklungshilfe als Druckmittel

Dieser Bruch von gegebenen Zusagen zeigt die 
Schwäche der Entwicklungshilfe: Ihre Höhe und 
die Verwendung der Gelder sind von unberechen-
baren Entwicklungen in den reichen Staaten ab-
hängig. Die Empfängerländer sind diesen Ent-
wicklungen ausgeliefert. Dabei wird in vielen ar-
men Staaten die Hälfte des Staatshaushaltes 
durch Entwicklungshilfe finanziert. Hinzu kommt 
noch, dass ein großer Teil der Steuereinnahmen 
dieser Länder als Schuldendienst in die Industrie-
länder fließt. Mit der Drohung einer Reduzierung 
der Entwicklungshilfe kombiniert mit dem gleich-
zeitigen Angebot, über Schuldenerlasse nachzu-
denken, können die Industrieländer »Wohlverhal-
ten« bei internationalen Fragen erzwingen.

 Schlagzeilen machte ein solches Vorgehen bei 
den Schuldenerlassen für Jordanien und Ägypten 
anlässlich des Golfkrieges 1991, die im Gegenzug 
die Allianz gegen den Irak unterstützten. Wesent-
lich unauffälliger wird dieser Druck ausgeübt, 
wenn es beispielsweise um Verhandlungen bei 
der Welthandelsorganisation geht oder um die 
Frage, welche Entwicklungsländer Deutschland 
bei der Durchsetzung eines ständigen Sitzes im 
Weltsicherheitsrat unterstützen.

 Ob die Bundesregierung ihre Entwicklungshil-
fe in Zukunft tatsächlich wie in einem im April 
2001 vom Entwicklungshilfeministerium vorge-
stellten »Aktionsprogramm 2015« verstärkt am 
Ziel der Armutsbekämpfung ausrichtet, wird sich 
noch zeigen. Der von vielen Nichtregierungsorga-
nisationen scharf kritisierte bisherige Entwurf ei-
ner Neuausrichtung der eigenen Politik ist nicht 
mehr als eine Absichtserklärung und es bleibt ab-
zuwarten, wie der Umsetzungsplan aussieht (Rei-
chel 2002, S. 12�15).

Fallbeispiel 1: Entwicklungshilfe nur ein Trostpflaster
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3.1.4 Ungleichheit nimmt zu

Die Wirtschaftsdaten vieler Entwicklungsländer 
beruhen auf Schätzungen. Mangelnde finanzielle 
Mittel der Regierungen oder auch schlechte Ver-
waltungsstrukturen verhindern die Erstellung ver-
lässlicher Statistiken. Dennoch geben die vorhan-
denen Daten viele Anhaltspunkte über wachsen-
de Einkommensunterschiede.

 In den Industrieländern stieg das Bruttoin-
landsprodukt (BIP) (die Summe der im Land er-
zeugten Güter und Dienstleistungen) zwischen 
1975 und 2000 von ca. 16.000 auf fast 28.000 
US-Dollar pro Kopf. In Sub-Sahara-Afrika sank der 
Wert dagegen sogar leicht auf ca. 1.700 US-
Dollar. In Ostasien vervierfachte sich das Pro-
Kopf-BIP zwar seit 1975, liegt aber immer noch 
bei nur 4.300 US-Dollar (UNDP 2002, S. 23).

 Zwischen den verschiedenen Staaten gibt es 
große Unterschiede. Die Länder mit hohen Ein-

kommen liegen weit vor den armen Staaten. 
Schwellen- und Entwicklungsländer weisen unter-
einander sowohl bei der Höhe als auch bei der 
Entwicklung des Bruttoinlandsproduktes große 
Unterschiede auf. Während beispielsweise China 
die Pro-Kopf-Einkommen seit 1970 vervierfachen 
konnte, blieben die Einkommen in Tansania kon-
stant und sanken in Mosambik (Abbildung 3 und 
4).

 Ebenfalls zugenommen hat der Einkommens-
unterschied zwischen Arm und Reich. Der »Bericht 
über die menschliche Entwicklung 2002« des Ent-
wicklungsprogramms der Vereinten Nationen 
(UNDP) stellt dazu fest:

" »Das Einkommen des reichsten Prozents der 
Weltbevölkerung entspricht dem der ärmsten 
57 Prozent.

" Die reichsten zehn Prozent der Bevölkerung der 
Vereinigten Staaten haben zusammen ein Ein-
kommen, das dem der ärmsten 43 Prozent der 
Weltbevölkerung entspricht. Anders formuliert: 
Das Einkommen der reichsten 25 Millionen 
Amerikaner ist gleich dem Gesamteinkommen 
von fast zwei Milliarden Menschen.

" Das Verhältnis zwischen dem Einkommen der 
reichsten und der ärmsten fünf Prozent der 
Weltbevölkerung beträgt 114:1.« (UNDP 2002, 
S. 23)

 Die Schere geht auch innerhalb der Staaten im-
mer weiter auseinander: »Von den 73 Ländern mit 
80% der Weltbevölkerung, für die Daten vorlie-
gen, verzeichneten 48 zunehmende Ungleichheit 
seit den fünfziger Jahren, in 16 kam es nicht zu ei-
ner Veränderung, und nur in neun � mit gerade 
einmal vier Prozent der Weltbevölkerung � nahm 
die Ungleichheit ab. Die Zunahme der Ungleich-
heit bedeutet einen Hemmschuh für die Verringe-
rung der Armut« (UNDP 2002, S. 22).

 Wie gravierend die Einkommensunterschiede 
für das Leben der Menschen sind, zeigt das Bei-
spiel Südafrika. In den Bereichen Lebenserwar-
tung, Einschulungsraten und Bildungsraten liegt 
das Land ungefähr gleichauf mit Vietnam. Viet-
nam schafft dies mit einem Pro-Kopf-
Bruttoinlandsprodukt von 1.996 US-Dollar, wäh-
rend der Wert in Südafrika � wo einige Wenige 
sehr viel verdienen und die Masse der Bevölke-
rung extrem wenig � bei 9.401 US-Dollar liegt 
(UNDP 2002, S. 179 und 224).
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Abbildung 03:
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf im Vergleich
Bei der Berechnung wurde die jeweilige Kaufkraft der Länder einbezogen.

3.
1Quelle: UNDP 2002, S. 218�221

Abbildung 04: 
Reales BIP/pro Kopf in konstanten Preisen in US Dollar,
berechnet auf der Basis der Preise von 1985. 

Land 1970 1980 1990 1999

USA 12963 15295 18054 21487

Frankreich 9200 11756 13904 15437

Argentinien 5637 6506 4706 6482

Brasilien 2434 4303 4042 4411

China 696 972 1324 2727

Indien 802 882 1264 1779

Ghana 1059 976 902 1095

Mosambik 1497 923 760 1091

Tansania 424 480 550 567

Sierra Leone 1435 1139 901 495

Äthiopien 296 322 324 384

(Durch den Bezug auf 1985 ergeben sich inflationsbereinigte Werte, die von anderen Tabellen mit 
anderen Bezugsjahren abweichen.)

Quelle: Global Development Network Growth Database.  Zitiert nach: Weltbank 2002©2003 SÜDWIND
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Die internationale Vernetzung der Wirt-
schaft ist in den letzten beiden Jahrzehn-
ten stark gewachsen. Immer wieder wird 

betont, damit könne die Situation der Armen ver-
bessert werden. Doch während � wie im vorigen 
Kapitel erläutert � viele Menschen auf die Verbes-
serung ihrer Lage warten, werden parallel zum 
Wachstum der weltwirtschaftlichen Beziehungen 
mit Verweis auf den Wettbewerb staatliche soziale 
Leistungen abgebaut. Der Umbau der Gesell-
schaft zugunsten bestimmter wirtschaftlicher In-
teressen schreitet voran.

3.2.1 Wirtschaftsbeziehungen:
Ein Ausweg aus der Armut?

Die Welthandels- und Entwicklungskonferenz der 
Vereinten Nationen (UNCTAD) beschreibt in einer 
Analyse der wirtschaftlichen Situation in den am 
wenigsten entwickelten Staaten vier Bereiche der 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen, die ei-
nen Ausweg aus der Armut ermöglichen können:

1. In armen Staaten wird sehr wenig gespart. Da-
mit steht den Banken wenig Kapital zur Verfü-
gung, das sie dem Staat oder Firmen leihen kön-
nen. Der Zugang zu ausländischem Kapital kann 
daher Investitionen ermöglichen, die die wirt-
schaftliche Entwicklung des Landes anstoßen.

2. In armen Staaten ist die Nachfrage nach Pro-
dukten sehr gering. Exporte können dafür sor-
gen, dass die Produktion im Lande steigt und 
mit dieser Steigerung eine Dynamik hin zu ei-
ner wirtschaftlichen Weiterentwicklung ange-
stoßen wird. 

3. Mit ausländischem Kapital sowie mit den Ein-
nahmen aus Exporten kann moderne Technolo-
gie importiert werden.

4. Die Zunahme der internationalen Arbeitsmög-
lichkeiten erleichtert die Auswanderung und 
damit die Aufnahme einer Arbeit auch durch 
die Menschen, die zu Hause keine Arbeit fin-
den. Deren Überweisungen in die Heimat sor-
gen wiederum dort für zusätzlichen Konsum 
(UNCTAD 2002c, S. 156�157).

 Voraussetzung einer Reduzierung der Armut 
durch internationale Wirtschaftsbeziehungen wä-
re allerdings, dass zusätzliche Einnahmen auch er-
zielt werden und dann bei den Armen ankommen. 
Notwendig wäre somit eine gezielte Lenkung der 
Wirtschaft mit dem Ziel der Armutsreduzierung.

3.2.2 Der »Washingtoner 
K onsens«

Eine solche staatliche Lenkung der eigenen Ent-
wicklung ist in den meisten Staaten heute nicht 
mehr möglich. Seit Anfang der achtziger Jahre ori-
entierten sich die weltweiten Politikempfehlun-
gen immer mehr an neoliberalen Wirtschaftsmo-
dellen. Gefordert wurde der Rückzug des Staates 
aus der Wirtschaft sowie die Abschaffung von Ge-
setzen, die wirtschaftliche Aktivitäten reglemen-
tieren. Dieser Prozess wird meist als Liberalisie-
rung bezeichnet. 

 Der US-Ökonom John Williamson prägte 1989 
für diese Politik den Begriff »Washingtoner Kon-
sens«, denn sowohl die in Washington beheimate-
ten multilateralen Finanzinstitutionen Internatio-
naler Währungsfonds (IWF) und Weltbank, als 
auch die US-Regierung und international operie-
rende Finanzinstitute setzten weltweit eine »Struk-
turanpassungspolitik« durch. 

 Zur Politik der Anpassung gehören unter ande-
rem: 

" eine Senkung der Staatsausgaben (Haushalts-
disziplin), 

" der Schwerpunkt der Ausgaben der öffentli-
chen Haushalte soll bei Bildung, Gesundheit 
und Infrastruktur liegen, Subventionen müssen 
dagegen gestrichen werden, 

" eine Steuerreform mit dem Ziel der Erweite-
rung der Steuerbasis und der Senkung der 
Steuersätze,

" eine Erhöhung der Zinsen zur Verhinderung 
der Kapitalflucht und als Anreiz für Investitio-
nen aus dem Ausland, 

" die Liberalisierung des Handels durch die Sen-

3.2 Globalisierung unter neoliberalem Vorzeichen
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kung von Zöllen und die Abschaffung von Im-
portbeschränkungen,

" eine weitgehende Privatisierung staatlicher 
Unternehmen und Einrichtungen,

" eine Stärkung der Eigentumsrechte.

 Die Vorgaben des »Washingtoner Konsenses« 
entwickelten sich in den neunziger Jahren zur vor-
herrschenden Wirtschaftstheorie. TINA � There is 
no alternative (Es gibt keine Alternative) ist ein 
Satz, der in vielen Diskussionen fällt. Jedes Land 
befinde sich im weltweiten, globalen Wettbewerb, 
den es nur bestehen könne, wenn es die Liberali-
sierung vorantreibe. 

3.2.3 Umbau von Gesellschaft, 
Produktion und Arbeitsmarkt 

Weltweit werden nach den Vorgaben des Was-
hingtoner Konsenses die Strukturen von Staaten 
umgebaut. Denn Regierungen und Unternehmen 
aus den Industriestaaten wollen eine zunehmen-
de internationale Verflechtung von Wirtschaftsbe-
ziehungen vorantreiben und fordern, die Voraus-
setzungen für ein internationales Zusammen-
wachsen der Märkte für Güter, Finanzen und 
Dienstleistungen zu schaffen. 

 Es sind die Politkerinnen und Politiker, die in 
Deutschland wie auf internationaler Ebene über 
den Rahmen entscheiden, in dem Unternehmen 
arbeiten. Es liegt in der Entscheidungsbefugnis 
der Bundesregierung, ob in Deutschland Arbeit-
nehmerrechte abgeschafft werden. Ebenso redet 
die Bundesregierung mit bei der Entscheidung, ob 
der Internationale Währungsfonds verschuldeten 
Staaten die Lockerung von Arbeitnehmerrechten 
vorschreiben darf.

 Gleiches gilt für internationale Standards in 
den Bereichen Handel, Umweltschutz oder Finanz-
transaktionen. Deutsche RegierungsvertreterIn-
nen haben in allen wichtigen internationalen Gre-
mien ein gewichtiges Wort mitzureden. 

 In den letzten beiden Jahrzehnten haben sie 
dieses Gewicht oftmals nur benutzt, um weiteren 
Liberalisierungsschritten zuzustimmen.

Die Liberalisierung
des Kapitalverkehrs
Anfang der siebziger Jahre begann die Liberalisie-
rung der Finanzmärkte. Schritt für Schritt wurden 
weltweit Gesetze abgebaut, die den Transfer von 
Geldern von einem Staat in den anderen regle-
mentierten. Inzwischen können Unternehmen und 
Privatpersonen in den meisten Staaten frei ent-
scheiden, wohin sie ihr Geld transferieren. Da-
durch ist es für Unternehmen viel einfacher ge-
worden im Ausland Niederlassungen zu gründen, 
dort zu investieren und anschließend Gewinne 
wieder aus dem Land an die Mutterkonzerne zu 
überweisen. 

 Auch viele Entwicklungsländer haben ihre Ge-
setze geändert, um den Forderungen der Unter-
nehmen entgegenzukommen. Sie hofften, dass 
Kapital in ihr Land kommt, Arbeitsplätze entste-
hen und ihre Wirtschaft wächst. 

 Kleinere und mittlere Volkswirtschaften in Asi-
en, Afrika oder Lateinamerika haben nun aller-
dings keine Möglichkeit mehr, die Finanzströme zu 
lenken, sie können keine Vorgaben mehr machen 
über die Dauer oder Ausrichtung der Investitionen.

 Die Liberalisierung des Kapitalverkehrs führte 
zudem dazu, dass viele Entwicklungsländer wehr-
los Spekulanten ausgesetzt sind (Details zu dieser 
Entwicklung siehe Seite 48 �57).

Deregulierung der Arbeitsmärkte
Neben der Änderung von Gesetzen auf dem Fi-
nanzmarkt versuchen sowohl Industrie- als auch 
Entwicklungsländer, die Unternehmen mit Verän-
derungen in der Arbeitsgesetzgebung zu Investiti-
onen zu bewegen. Am weitesten geht das Entge-
genkommen in den sogenannten »Freien Export-
zonen«, die in mehr als 70 Staaten � größtenteils 
Entwicklungsländer � entstanden sind. 

 Die »Gastländer« befreien ausländische Firmen 
in diesen Zonen ganz oder teilweise von Steuern 
sowie Sozial- und Umweltgesetzen, Gewerkschaf-
ten werden verboten oder unterdrückt, gesetzlich 
garantierte Mindestlöhne müssen nicht gezahlt 
werden, exzessive und gesetzwidrige Überstun-
den, sexuelle Belästigung von Frauen, die Entlas-
sung von Schwangeren und Kinderarbeit werden 
stillschweigend geduldet.
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 Verschärft wurde diese Entwicklung noch 
durch die Tendenz von Unternehmen, Aufträge an 
Zulieferer zu vergeben, die dann ihrerseits wieder 
ein Netz von Zulieferern beschäftigen (»subcon-
tracting«). Teile der Zulieferungen werden in 
Heimarbeit im informellen Sektor erstellt. Dies er-
höht den Druck auf die Löhne der regulär Beschäf-
tigten weiter. Weltweit hat dies zu einer Ver-
schlechterung der Beschäftigungssituation von 
Millionen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
geführt.

 Schätzungen gehen davon aus, dass rund eine 
Milliarde Menschen auf der Welt arbeitslos oder 
unterbeschäftigt ist bzw. zu wenig verdient, um ih-
re Familien über der Armutsgrenze zu halten. An-
dererseits arbeiten weltweit circa 250 Millionen 
Kinder im Alter zwischen 5�14 Jahren. Bis zum 
Jahr 2010 werden 500 Millionen neue Arbeits-
plätze benötigt, die meisten von ihnen in Entwick-
lungsländern (ILO 2001).

Veränderte Produktions-
strukturen durch Liberalisierung 
der Warenmärkte 
Möglich wurde diese verstreute Produktion durch 
die weltweite Absenkung von Zöllen und Handels-
hemmnissen in vielen Bereichen. Dies vereinfach-
te nicht nur den Export von Gütern, sondern auch 
den Handel mit Vorprodukten. Nahezu oder ganz 
zollfrei können diese in verschiedenen Ländern 
hergestellt und dann in das Land exportiert wer-
den, das das Endprodukt herstellt. Von dort aus 
folgt der Export an die weltweiten Kundinnen und 
Kunden � erneut bei vielen Waren weitestgehend 
zollfrei.

 Naomi Klein hat in ihrem Bestseller »No Logo« 
eindrucksvoll beschrieben, wie Konzerne vor die-
sem Hintergrund ihre Strategien verändert haben. 
Die weltweite Liberalisierung gab ihnen die Mög-
lichkeit, sich auf die lukrativsten Teile der Produk-
tionskette zu beschränken: Sie entwickeln die Pro-
dukte, vergeben anschließend die Produktion an 
Lieferanten in verschiedenen Billiglohn-Ländern 
und vermarkten dann das irgendwo zusammenge-
setzte Endprodukt nach einer zentralen Strategie 
weltweit. Eigentliche Verdienstquelle der Unter-
nehmen ist nicht mehr die Fähigkeit, Produkte 
möglichst billig selbst zu produzieren, sondern die 

Vermarktung ihres Logos (Klein 2000, S. 24�141).

 Was die Textil- und Bekleidungsindustrie vor-
macht, haben mittlerweile andere Branchen über-
nommen. Die Firma Ericsson beispielsweise, welt-
weit größter Hersteller von Telefonausrüstungen, 
betreibt mittlerweile von seinen ehemals mehr als 
70 weltweit verstreuten Produktionsstandorten 
nur noch weniger als zehn. Behalten wurden die 
Entwicklungs- und Designabteilungen sowie die 
Fertigung der Geräte, bei denen keine hohen 
Stückzahlen benötigt werden. Der Rest wurde ver-
kauft. Die Herstellung von Mobiltelefonen wurde 
sogar vollständig abgegeben. Die Konkurrenten 
von Ericsson verhielten sich ähnlich (UNCTAD 
2002a, S. 134�141). 

 Die verstreute Produktion führte dazu, dass Re-
cherchen zur Frage, wo beispielsweise eine Hose 
unter welchen sozialen Bedingungen für deutsche 
Kundinnen und Kunden hergestellt wurde, sehr 
schwierig sind. Viele Konzernmanager verweisen 
darauf, man kaufe bei Zwischenhändlern ein und 
wisse selbst nicht, wo die Produkte hergestellt 
wurden. Die Verantwortung für Missstände in Zu-
liefererbetrieben wird schlicht ignoriert oder sogar 
abgestritten.

Machtzuwachs transnationaler 
Konzerne
International operierende Konzerne profitierten 
besonders von den beschriebenen Entwicklungen. 
Mittlerweile gibt es mehr als 65.000 solcher Kon-
zerne mit 850.000 Tochterfirmen im Ausland. Al-
lein die 100 größten dieser Firmen beschäftigen 
weltweit rund 14 Millionen Menschen. Rund 30% 
des Welthandels besteht aus Geschäften zwischen 
Konzerntöchtern dieser Firmen. Der Umfang die-
ser Geschäfte addiert sich zu rund 10% des welt-
weiten Bruttoinlandsproduktes. Rund vier Fünftel 
dieser Geschäfte werden zwischen Konzerntöch-
tern der Industrieländer abgewickelt. 

 Zu den Zulieferungen aus eigenen Fabriken 
kommen noch die von anderen Produzenten. 
Schätzungen gehen davon aus, dass die Zulieferer 
der transnationalen Konzerne mehr als 125 Millio-
nen Menschen beschäftigen (UNCTAD 2002a).
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Technischer Fortschritt schuf 
neue Möglichkeiten
Neben den veränderten politischen Rahmenbe-
dingungen beschleunigte auch die deutliche Ver-
besserung der Infrastruktur für die internationale 
Kommunikation (Telefon, Computer, Internet) die 
Veränderung der weltweiten Produktionsstruktu-
ren. Die Teile der Welt, die Zugang zu den techni-
schen Errungenschaften haben, rückten enger zu-
sammen. Hinzu kommt der Ausbau des internatio-
nalen Transportwesens, der zu einer deutlichen 
Verringerung der Frachtkosten führte.

 Ausgeschlossen von der beschleunigten und 
verstreuten Produktion bleiben allerdings die 
Staaten, die über keine entsprechende Infrastruk-
tur verfügen.

3.2.4 Staatszerfall, Krisen
und Kriege

Die zunehmende Einschränkung der Handlungs-
fähigkeit von Staaten durch Sparmaßnahmen und 
Liberalisierungen ist eine Ursache von Bürgerkrie-
gen und Staatszerfall. Die britische Ökonomin Ma-
ry Kaldor, die für die Vereinten Nationen im Koso-
vo tätig war, schreibt:

 »Die neoliberalen Maßnahmen erhöhten die 
Arbeitslosigkeit, den Ressourcenverbrauch und 

die Einkommensunterschiede und schufen damit 
ein Milieu, in dem sich Kriminalität, Korruptions-
kartelle, Schwarzmarkthändler, Waffen- und Dro-
genschmuggler usw. ausbreiten konnten. (...) Im 
großen und ganzen führte �mehr Markt� nicht zu 
neuen, eigenständigen produktiven Unterneh-
men, sondern vielmehr zu Korruption, Spekulation 
und Verbrechen« (Kaldor 2000, S. 132).

 Der frühere Entwicklungshilfeminister Erhard 
Eppler verweist in seinem Essay »Vom Gewaltmo-
nopol zum Gewaltmarkt« auf den fortschreitenden 
Zerfall vieler Staaten. Dieser Zerfall habe katastro-
phale Wirkungen auf die Staatsbürger und bedeu-
te das Ende jeder Perspektive auf eine Verbesse-
rung. Der Altpolitiker lehnt die bedingungslose 
Öffnung der Märkte ab: »Märkte haben viele heil-
same Wirkungen. Die Zukunftstauglichkeit einer 
Gesellschaft oder gar der Weltgesellschaft gehört 
nicht dazu. Die fällt in die Verantwortung der Poli-
tik« (Eppler 2002, S. 132).

 Eppler wirft den von Industrieländern domi-
nierten internationalen Organisationen vor, für 
den Zerfall von Staaten mit verantwortlich zu sein: 
»Wo Anpassungsprogramme des Währungsfonds 
nach menschlichem Ermessen den Staatszerfall 
beschleunigen, sind sie auch dann falsch, wenn 
kluge Ökonomen sie ersonnen haben, nach deren 
Überzeugung sie der Sanierung von Finanzen und 
Haushalt dienen müßten.« (Eppler, 2002, S. 
137�138)
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Seit dem Zweiten Weltkrieg ist der Welthan-
del stark gewachsen. Einen zusätzlichen 
Schub erhielt dieses Wachstum in den neun-

ziger Jahren durch die verstärkte Senkung von Zöl-
len und Handelsbeschränkungen.

3.3.1 Handelsumfang 
stieg auf ein Vielfaches

Nach Angaben der Welthandelsorganisation 
(WTO) stieg der weltweite Handel bis zum Jahre 
2001 auf das Zwanzigfache des Volumens von 
1950. Je nach Branche waren die Steigerungsra-

ten sehr unterschiedlich. Die Handelsumfang im 
Agrarbereich stieg auf das Sechsfache, der Handel 
mit mineralischen Rohstoffen verachtfachte sich 
und der Handel mit Industriegütern stieg um 
mehr als das Vierzigfache.

 Der Welthandel stieg damit wesentlich schnel-
ler als die weltweite Güterproduktion, die sich im 
gleichen Zeitraum versiebenfachte (Abbildung 5).

 Diese Zahlen zeigen, dass der Handel mit 
Agrarprodukten und mineralischen Rohstoffen re-
lativ zum wesentlich schneller wachsenden Export 
von Industriegütern immer unbedeutender wurde 
(WTO 2002, Table II.1). 

3.3 Strukturelle Gewalt im Nord-Süd-Handel
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Abbildung 05:
Index (1990 = 100) des Export- und Produktionswachstums im Verhältnis zueinander
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Entwicklungsländer: Abhängig-
keit von wenigen Produkten
Hinzu kam, dass die Preise für viele Rohstoffe im-
mer weiter gesunken sind (Abbildung 6). Die 
massiven Schwankungen der Preise machen es für 
viele Menschen unmöglich, ihre Einnahmen für 
das nächste Jahr auch nur annähernd zu planen. 
Auch Schätzungen der zukünftigen Steuereinnah-
men der Regierungen sind kaum möglich. 

 Die Welthandels- und Entwicklungskonferenz 
der Vereinten Nationen kommt in einer Analyse 
der Armutsentwicklung der am wenigsten entwi-
ckelten Staaten zu dem Ergebnis, dass in all den 
Staaten, deren Einnahmen stark von der Rohstoff-
produktion abhängen, die Zahl der Armen deut-
lich gestiegen ist. Rund 69% der Einwohner 
dieser Staaten müssen mit weniger als 1 US-
Dollar pro Tag überleben. Auffallend ist auch, 
dass gerade diese Staaten nahezu alle hoffnungs-
los überschuldet sind (UNCTAD 2002c, S. IV und 
VIII).

 Rohstoffe machten 1998 nur noch knapp 20% 
der Exporte der Entwicklungsländer aus, statt 
50% wie noch im Jahre 1980 (Abbildung 7). 

 Diese Entwicklung verlief von Land zu Land 
sehr unterschiedlich. Es gibt immer noch viele 
Staaten, deren Wirtschaft zu einem sehr hohen 
Prozentsatz vom Export eines Produktes abhängt. 
Uganda erlöst 56% seiner Exporteinnahmen aus 
dem Verkauf von Kaffee, Benins Erlöse hängen zu 
84% von Baumwolle und Gabuns zu 82% vom 
Erdöl ab. Doch auch in der Güterproduktion ent-
standen ähnliche Abhängigkeiten. So erzielen et-
wa Kambodscha (89%), Macao SAR (84%) und 
Bangladesch (83%) mehr als vier Fünftel ihrer Ex-
porteinnahmen aus dem Handel mit Bekleidung 
(Abbildung 8 und 9).

 Auch hier ist eine realistische Planung weiterer 
Entwicklungen kaum möglich. Wenn beispielswei-
se die Industrienationen über Nacht Importquo-
ten oder Zölle verändern, dann beeinflusst dies in 
einigen Staaten Millionen von Arbeitsplätzen.

3.3.2 IWF und Weltbank setzen 
einseitige Liberalisierung durch

Im »Bericht über die menschliche Entwicklung 
2002» des Entwicklungsprogramms der Vereinten 
Nationen (UNDP) ist nachzulesen: «Im Durch-
schnitt sind die Zölle der Industrieländer auf Im-
porte aus Entwicklungsländern viermal so hoch 
wie auf Importe aus anderen Industrieländern. (...) 
Der Welthandel ist jedoch hochgradig reguliert, 
wobei die einflussreichen Akteure alle Fäden in 
der Hand halten und von gleichen Bedingungen 
nicht die Rede sein kann. Die Hürden für den Ver-
kauf auf dem Weltmarkt sind für durchschnittliche 
arme Menschen doppelt so hoch wie für typische 
Arbeiter in reichen Ländern» (UNDP 2002, S. 9 
und 38).

 Diese Ungleichbehandlung kostet die Entwick-
lungsländer jährlich bis zu 700 Milliarden Euro 
(UNCTAD 2002, S. 136) und verhindert in vielen 
Staaten eine wirksame Bekämpfung der Armut. 

 Eine Ursache dieser Benachteiligung der Ent-
wicklungsländer liegt darin begründet, dass sie in 
vielen Fällen keine Möglichkeit haben, für eigene 
Zugeständnisse in Handelsfragen Gegengaben 
von Industrieländern zu verlangen: Der Internatio-
nale Währungsfonds (IWF) und die Weltbank zwin-
gen sie zu einseitigen Handelsliberalisierungen.

 Hochverschuldete arme Länder müssen mit 
dem IWF und der Weltbank immer wieder über 
neue Kredite verhandeln. Diese Kredite sind an 
konkrete Bedingungen gebunden. In einer Ein-
schätzung der eigenen Handelsauflagen bezeich-
net der Währungsfonds die Liberalisierung des 
Handels als ein Schlüsselelement der in den ver-
gangenen 20 Jahren unterstützten Programme. 
Man habe dauerhaftes Wachstum, eine makroöko-
nomische Stabilisierung und einen Ausgleich der 
Zahlungsbilanzen fördern wollen (IWF 2001, S. 2). 
Dabei hätten der »IWF, die Weltbank und die 
Welthandelsorganisation gemeinsame Interessen 
und Ansichten. Durch ihre Bemühungen in den 
 jeweiligen Zuständigkeitsbereichen förderten sie 
eine fortschreitende Liberalisierung des Handels 
von Gütern und Dienstleistungen« (IWF 2001, 
S. 3). 

 Im Laufe der Jahre schrieb der IWF hochver-
schuldeten Staaten Dutzende von Gesetzesände-
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Abbildung 07: 
Exportstruktur in Produktkategorien (ohne Erdöl) je nach Faktorintensität der Jahre 1980 
und 1998, Angaben in Prozent

  Anteil am Export der Anteil am  
Produktkategorie Entwicklungsländer Weltexport

  1980 1998 1980 1998

Rohstoffe 50,8 19,0 25,7 14,8

Arbeitsintensive und auf Rohstoffen basierende Güter 21,8 23,2 14,7 15,0

Güter mit niedriger Fachkenntnis und technischem Aufwand 5,8 7,3 10,1 7,6

Güter mit mittlerer Fachkenntnis und technischem Aufwand 8,2 16,8 26,4 29,6

Güter mit hoher Fachkenntnis und technischem Aufwand 11,6 31,0 20,2 30,2

Quelle: UNCTAD 2002, S. 68©2003 SÜDWIND

©2003 SÜDWIND

Abbildung 06
Weltmarktpreise und Preisprognosen für ausgewählte Produkte* 

Produkt Preise Preisprognosen

  Einheit 1970 1980 1990 2000 2001 2002

Kakao (US)Cent/Kg 240,6 330,5 126,7 93,0 113,0 113,8

Kaffee, Sorte Robusta (US)Cent/Kg 325,7 411,7 118,2 93,7 66,4 66,1

Tee (US)Cent/Kg 297,7 210,6 205,8 192,6 174,3 165,5

Kokosöl US$/Tonne 1416,0 855,3 336,5 462,3 338,9 377,6

Erdnussöl US$/ Tonne 1349,5 1090,1 963,7 732,6 726,1 750,1

Sojabohnen US$/ Tonne 416,8 376,0 246,8 217,5 215,2 212,1

Mais US$/ Tonne 208,2 159,0 109,3 90,9 96,8 99,3

Reis US$/ Tonne 450,3 521,4 270,9 207,8 182,9 191,4

Weizen** US$/ Tonne 195,7 219,3 135,5 117,1 134,5 134,5

Bananen** US$/ Tonne 592,1 478,9 540,9 435,3 656,2 543,7

Rindfleisch** (US) Cent/Kg 465,0 350,3 256,3 198,4 222,7 209,8

Orangen US$/ Tonne 599,1 508,0 531,1 372,9 677,7 646,6

Zucker (US) Cent/Kg 29,32 80,17 27,67 18,5 20,2 17,3

Aluminium US$/ Tonne 1 982 1 848 1 639 1 590 1 549 1 552

Kupfer US$/ Tonne 5 047 2 770 2 661 1 862 1 694 1 681

Blei (US)Cent/Kg 108,0 115,0 81,1 46,6 50,6 51,7

Zinn (US)Cent/Kg 1309,6 2129,3 608,5 558,0 473,3 481,1

* Umgerechnet auf das Preisniveau von 1990 
** Preis in den USA

Quelle: Weltbank, Economic Policy and Prospects Group.
Zitiert nach: World Economic Prospects and the developing countries. Weltbank, 2002
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rungen vor, durch die der Handel erleichtert wer-
den sollte. Was der IWF als Erfolgsgeschichte be-
trachtet, wird von den betroffenen Regierungen 
und von Nichtregierungsorganisationen massiv 
kritisiert: Verschuldete Staaten wurden einseitig 
dazu gezwungen ihre Grenzen für Importe zu öff-
nen. 

 Dagegen konnte der IWF die Industrieländer � 
die seine Gremien be-
herrschen � nicht dazu 
zwingen, gleichfalls die 
Grenzen für Produkte der 
Entwicklungsländer zu 
öffnen (Oxfam 2002, S. 
126�128). Das Entwick-
lungsprogramm der Ver-
einten Nationen schreibt 
dazu, »dass diese Institu-
tionen ihre wirtschafts-
politischen Empfehlun-
gen und ihre politische 
Konditionalität auf eine 
enge Weltsicht stützen, 
die die Interessen der mächtigsten Mitglieder wi-
derspiegelt.« (UNDP 2002, S. 135)

 Bei der Öffnung der eigenen Grenzen für Im-
porte gingen viele arme Staaten voran und er-
möglichten reichen Ländern höhere Profite. Eben 
diese Ungleichbehandlung sollte eigentlich durch 
Verträge im Rahmen der Welthandelsorganisation 
verhindert werden.

3.3.3 Die Welthandels-
organisation (WTO) erweitert
ihre Befugnisse 

Zwischen 1947 und 1994 wurden im Rahmen des 
»Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens« 
(GATT: General Agreement on Tariffs and Trade) 
viele Zölle gesenkt und der Handel erleichtert. 
Seit dem 1. Januar 1995 sollen Handelserleichte-
rungen durch die Welthandelsorganisation (WTO) 
vorangetrieben werden, der 144 Länder angehö-
ren. Diese Mitgliedsstaaten wickeln weit mehr als 
90% des Welthandels untereinander ab.

 Die Welthandelsorganisation folgt der Ideolo-
gie, dass alle Menschen am meisten profitieren, 

wenn die freie Marktwirtschaft durchgesetzt und 
alle Handelshemmnisse abgeschafft werden. Man 
will das Wirtschaftswachstum durch den Ausbau 
des Handels erhöhen und damit verbunden eine 
Verbesserung der Lebensbedingungen der Men-
schen erreichen. Soweit die Theorie. In der Praxis 
jedoch entscheidet die Verhandlungsmacht darü-
ber, wer seine Märkte öffnet und wer nicht: »Tat-

sächlich aber gebären 
sich die Delegationen 
wie Kaufleute: Sie versu-
chen nämlich, ihren 
Handelspartnern ein 
Höchstmaß an Handels-
liberalisierung abzunöti-
gen, während sie ihre ei-
genen auf ein Mindest-
maß beschränken.« 
(Murphy 2002, S. 11)

  In allen betroffenen 
Handelsbereichen gel-
ten die Grundregeln 
der WTO:

" Meistbegünstigtenprinzip: Senkt ein Land ge-
genüber einem anderen Staat den Zoll für ein 
Produkt, dann gilt dies automatisch auch für 
den Import dieses Produkts aus allen anderen 
Mitgliedsstaaten der Welthandelsorganisation.

" Verbot mengenmäßiger Ein- und Ausfuhr-
beschränkungen: Solche Beschränkungen 
des Handels sollen abgeschafft und durch Zöl-
le ersetzt werden.

" Verbot von Zollerhöhungen: Ist ein Land der 
WTO beigetreten, kann es nach dem Beitritt 
Zölle nicht mehr erhöhen.

 Eine Reihe von Abkommen geht weit über die 
Vereinbarungen zu Zollfragen für den Güterhan-
del hinaus. Die wichtigsten sind:

" GATT: Allgemeines Zoll- und Handelsabkom-
men, abgekürzt nach der englischen Bezeich-
nung General Agreement on Tariffs and Trade. 
Die aktuelle Fassung des GATT ist seit 1994 in 
Kraft und regelt die weitere Absenkung von 
Zöllen für den Handel mit Gütern. 

" AoA: Agrarabkommen, abgekürzt nach der 
englischen Bezeichnung Agreement on Agri-
culture. Das Agrarabkommen genehmigt den 
reichen Staaten weiterhin die Zahlung von 
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»Es ist vielleicht kein Zufall, dass die repräsen-
tativeren internationalen Institutionen wie der 
Wirtschafts- und Sozialrat und die Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen als diejeni-
gen gelten, die die geringste Macht haben. Die 
Realität ist, dass die mächtigen Länder, die für 
den Erfolg jeder internationalen Institution 
ausschlaggebend sind, zu den Institutionen 
tendieren, die ihnen den höchsten Einfluss ein-
räumen. Und sie nehmen ihre Macht mit sich: 
sei es in die �Green Room�-Sitzungen der WTO 
oder in die Sitzungen des IWF-Exekutivrats.« 
(UNDP 2002, S. 10�11)
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Abbildung 08:
Abhängigkeit ausgewählter Länder von einem Exportprodukt

 Prozentanteil an den Exporten

Land Hauptexportprodukt wichtigstes die drei wichtigsten
  Exportprodukt Exportprodukte

Äthiopien Kaffee 40% 70%

Benin Baumwolle 84% 94%

Guinea-Bissau Cashewnüsse 69% 79%

Malawi Tabak 61% 75%

Mali Baumwolle 47% 75%

Mauretanien Fisch 54% 94%

Niger Uran 51% 69%

Ruanda Kaffee 43% 72%

Sambia Kupfer 48% 67%

Tschad Baumwolle 38% 94%

Uganda Kaffee 56% 63%

Quelle: IWF 2002, S. 33

Abbildung 09: 
Textil- und Kleiderexporte 2001 (in Mio. US-Dollar und Prozent)

 Wert (in Mio. US-Dollar) Prozentanteil am gesamten Handel

Welt 356 400 5,8

Kambodscha 1 149 88,7

Macao SAR 2 121 83,9

Bangladesch 4 219 83,4

Pakistan 6 676 72,8

Mauritius 949 63,6

Sri Lanka 2 493 54,4

Tunesien 2 504 42,6

Türkei 10 205 38,4

Marokko 2 364 33,7

Indien 10 239 28,2

Rumänien 2 524 24,4

China 52 206 20,9

Hongkong 37,657 18,6

Quelle: IWF/Weltbank 2002, S. 39

©2003 SÜDWIND
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Subventionen an ihre Bauern. Lediglich die Art 
der Subventionen (für Produkte, Zahlungen di-
rekt an Bauern oder für Produktionsflächen ... ) 
wurde in kleinen Bereichen verändert. Entwick-
lungsländer, die ihre Märkte bereits liberali-
siert haben, können seit dem Unterzeichnen 
des Abkommens keine neuen Zölle und Import-
beschränkungen mehr einführen.

" GATS: Allgemeines Abkommen über den Han-
del mit Dienstleistungen, abgekürzt nach der 
englischen Bezeichnung »General Agreement 
on Trade in Services«. Verhandelt wird zur Zeit 
über die weitgehende Freigabe des Handels 
mit Dienstleistungen, darunter das Gesund-
heits- und Bildungswesen, die Wasserver- und 
die Müllentsorgung, Kommunikation etc. (sie-
he Fallbeispiel 2). 

" TRIPS: Abkommen über handelsbezogene As-
pekte der Rechte an geistigem Eigentum, ab-
gekürzt nach der englischen Bezeichnung 
»Trade Related Intellectual Property Rights«. 
Das Abkommen wird automatisch mit dem Bei-
tritt zur WTO mit unterzeichnet und garantiert 
einen Schutz von 20 Jahren auf alle Patente, 
darunter auch auf Medikamente und Saatgut 
(siehe Fallbeispiel 2).

" TRIMS: Abkommen über mit dem Handel ver-
bundene Investitionen, abgekürzt nach der 
englischen Bezeichnung »Trade Related Invest-
ment Measures«. Mit diesem Abkommen ver-
zichten die Unterzeichnerstaaten auf eine Len-
kung der Investitionen ausländischer Unter-
nehmen. Sie können beispielsweise nicht mehr 
festschreiben, dass in den neuen Fabriken ein 
bestimmter Prozentsatz von im Lande herge-
stellte Vorprodukten verarbeitet werden muss 
(»local content«).

 Die WTO kann ihre Beschlüsse durchsetzen, da 
sie einen internationalen völkerrechtlichen Status 
besitzt, der mit dem der Vereinten Nationen ver-
gleichbar ist. Mit ihren für Mitglieder verbindli-
chen Regeln hat die Welthandelsorganisation 
quasi gesetzgeberische Macht, die über nationa-
len Gesetzen steht: Bei Auseinandersetzungen um 
die Auslegung und Umsetzung von WTO-
Bestimmungen können die Mitgliedsländer ein 
Streitschlichtungsorgan anrufen, das als Richter 
bindende Verfügungen für alle Mitglieder erlas-
sen kann. Mit diesen Verfügungen kann die WTO 

Sanktionen genehmigen, die ein Mitgliedsstaat 
gegen einen anderen verhängt. 

3.3.4 Reiche Staaten umgehen Be-
stimmungen

Seit der Gründung des Schiedsgerichtes und dem 
Beginn von formalen Verhandlungen bei Streitig-
keiten werden Handelsfragen somit zu Rechtsfra-
gen. In der Praxis hat sich gezeigt, dass Entwick-
lungsländer bei Streitfragen oft unterliegen. Sie 
können sich keine teuren Wirtschaftsanwälte und 
Gutachter leisten, die ihren Fall fundiert vorbrin-
gen. Zudem schrecken sie vor Auseinandersetzun-
gen zurück, da sich gezeigt hat, dass Industrielän-
der die Verfahren über Jahre hinziehen, indem sie 
immer wieder neue Klagen vorbringen und so Zeit 
schinden � und die Kosten hochtreiben.

Einige Beispiele:

" Ein Industriestaat erhebt einen Strafzoll auf 
den Import eines bestimmten Produktes und 
wirft dem Herstellern in einem Entwicklungs-
land vor, dieser verkaufe das Produkt unter den 
Herstellungskosten (»illegales Dumping«). Jetzt 
beginnt das Verfahren, in dem der Hersteller 
beweisen muss, dass es sich nicht um Dumping 
handelt. Das Verfahren dauert bis zu zwei Jah-
re und kann ohne weiteres eine halbe Million 
US-Dollar kosten � mehr als sich viele beklag-
ten Firmen leisten können (Curtis 2001, S. 69). 
So lange bleibt der Zoll erst einmal bestehen. 
Wird der Klage dann stattgegeben und der 
Strafzoll aufgehoben, dann verändert das In-
dustrieland den Klagegrund leicht � und ein 
neues Verfahren beginnt.

" Nach dem Senken von Zollbarrieren im Agrar-
bereich verhängen Industrieländer Einfuhrbe-
schränkungen, da »Standards für die Gesund-
heit von Menschen, Tieren und Pflanzen« von 
Importprodukten nicht eingehalten würden. 
Die EU behauptet beispielsweise, in Exporten 
von Getreide, Trockenfrüchten und Nüssen aus 
Afrika seien zu hohen Werte von Aflatoxinen. 
Die Weltbank untersuchte den Vorfall und kam 
zu dem Ergebnis, dass die neue Vorschrift »der 
EU ungefähr 1,4 von einer Milliarde Verbrau-
chern das Leben retten würde. Die Exporte aus 
Afrika gingen durch diese Maßnahme um 64 
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Das GATS

Für die Wasserversorgung wird jährlich weltweit rund 
1 Billion US-Dollar, im Bereich Erziehung rund 2 Billi-
onen und im Gesundheitsbereich mehr als 3,5 Billio-
nen US-Dollar ausgegeben. Der internationale Handel 
mit solchen Dienstleistungen hat mittlerweile einen 
Umfang von rund 1,35 Billionen US-Dollar und macht 
damit ein Fünftel des internationalen Handels aus 
(Curtis 2001, S. 46�50). Die meisten Industrieländer 
haben in diesem Bereich hohe Handelsüberschüsse, 
Entwicklungsländer Handelsdefizite.

 Durch weitere Liberalisierungen soll dieser Handel 
noch wachsen. Grundlage der seit dem 1.1.2000 lau-
fenden Verhandlungen über den Handel mit Dienst-
leistungen ist das im Jahre 1995 vereinbarte »Allge-
meine Abkommen über den Handel mit Dienstleistun-
gen, kurz GATS (»General Agreement on Trade in Ser-
vices«). Bis Ende des Jahres 2004 sollen diese Ver-
handlungen abgeschlossen sein.

 Betroffen sind die Bereiche Kommunikation (Tele-
fon, Post, Fernsehen, Internet etc.), Bau und Montage, 
Finanzdienstleistung (Banken und Versicherungen), 
Bildung (Schulen und Universitäten), Ver- und Entsor-
gung (Müll, Wasser, Energie etc.), Gesundheit und So-
ziales (Altenpflege, Kinderbetreuung etc.), Tourismus 
und Reisen, Erholung, Kultur und Sport sowie das 
Transportwesen.

 Noch regeln nationale Gesetze die Rahmenbedin-
gungen dieser Märkte. Unter den GATS-Regeln sollen 
Regulierungen durch die Regierungen nicht mehr die 
Regel, sondern die Ausnahme sein.

Schon heute setzt der Internationale Währungsfonds 
die Liberalisierung des Dienstleistungsbereichs in vie-
len Staaten durch. 

Das TRIPS-Abkommen

Entfallen die Möglichkeit des Nachbaus von Medika-
mente, dann »steigen die Kosten der Gesundheitsver-
sorgung in den Entwicklungsländern um das Fünf- bis 
Zehnfache.« (Brot für die Welt 2000, S. 57). Ähnliche 
Preiserhöhungen drohen auf dem Markt für Saatgut.

 Die Ursache dieser Entwicklung: Mit dem Beitritt 
zur Welthandelsorganisation muss auch das 1995 in 

Kraft getretene »Abkommen über handelsbezogene 
Aspekte der Rechte an geistigem Eigentum«, abge-
kürzt TRIPS (»Trade Related Intellectual Property 
Rights«) unterzeichnet werden.

 In diesem Abkommen wurde vereinbart, dass der 
Schutz von Patenten weltweit 20 Jahre beträgt. Alle in 
der WTO vertretenen Staaten mussten ihre eigene Ge-
setzgebung bis zum Jahr 2000 diesen Vorgaben an-
passen. Für Entwicklungsländer läuft die Frist 2006 
aus. Werden die Bestimmungen des TRIPS nicht ein-
gehalten, können die Heimatstaaten der geschädig-
ten Firmen Sanktionen verhängen.

 Ziel des Abkommens ist, international den Nach-
bau von Produkten zu unterbinden, die durch Patente 
geschützt sind. Vor allem Agrar-, Pharma- und Compu-
terkonzerne aus den Industrieländern drängten auf ei-
ne solche weltweit verbindliche Regelung. Die Patent-
gebühren werden zu einem großen Teil in die In-
dustrie länder fließen. Dortige Firmen melden rund 
97% der jährlich anerkannten Patente an und sie be-
haupten, der Bruch von Patentrechten koste sie jähr-
lich rund 200 Milliarden US-Dollar. Zudem wollen die 
Industrieländer ihren technologischen Vorsprung fes-
tigen.

 Ende 2002 zeigte sich die Machtverteilung bei 
Verhandlungen über die Auslegung des TRIPS: Zwar 
waren von 144 Staaten 143 für eine Lockerung der 
Regelungen für Medikamente mit dem Ziel, dass Ent-
wicklungsländer bei Seuchen und gesellschaftsbedro-
henden Krankheiten � Malaria, Tuberkulose, Aids � 
aus anderen Schwellen- und Entwicklungsländern Me-
dikamente beziehen dürfen. Eine Jahresbehandlung 
von Aidskranken beispielsweise kann so statt 10.000 
Euro (Originalmedikamente) 300 Euro (»illegale« Ge-
nerika aus Indien) kosten. Doch die USA waren gegen 
die Zugeständnisse, da sie Verluste für ihre Phar-
maunternehmen befürchten. Durch ihr Veto scheiter-
ten die Verhandlungen zumindest vorläufig.

 Dies ist das Todesurteil für Tausende von Kranken, 
da weder das öffentliche Gesundheitswesen noch Pri-
vatpersonen in Entwicklungsländern die Original-
medikamente bezahlen können. 

 In Kauf genommen wird damit zudem der Bruch 
der von nahezu allen Staaten unterschriebene »Pakt 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte« 
der Vereinten Nationen, in dem das »Recht auf das 
höchste erreichbar Maß an körperlicher und geistiger 
Gesundheit« garantiert wird (Weinreich 2002, S. 24).
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Fallbeispiel 2: GATS und TRIPS
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Prozent zurück und den afrikanische Produzen-
ten dadurch 700 Millionen US-Dollar Expor-
teinnahmen verloren« (Murphy 2002, S. 28). 
Wie viele Menschen in Afrika sterben, da sie 
sich nun keine Medikamente mehr leisten kön-
nen, wurde nicht ermittelt. 

" Der immergrüne Neembaum ist in Südasien für 
seine Heilwirkungen schon seit Jahrhunderten 
bekannt. 1990 beantragte die US-Pharmafirma 
Grace beim Europäischen Patentamt ein Pa-
tent auf ein Verfahren zur Verarbeitung der 
Neemblätter zur Pilzbekämpfung. Mit der Er-
teilung des Patentes wurde ein Sturm der Ent-
rüstung laut. Inzwischen konnte dieses Patent 
erfolgreich angefochten werden, doch es exis-
tieren Dutzende weitere Patente auf dieselbe 
Pflanze. Ein Anfechten dieser Patente, die 
durch das TRIPS geschützt werden, ist sehr teu-
er. 

" Zusätzlich zu diesen ungleichen Ausgangsbe-
dingungen bei eventuellen Klagen haben die 
Industrieländer durchgesetzt, dass in ganzen 
Bereichen keine Klage erhoben werden kann. 
Bei Subventionen im Agrarbereich gibt es bei-

spielsweise eine »Friedensklausel«, die es »Län-
dern untersagt, ihre Märkte vor jenen Expor-
teuren zu schützen, die ihre Landwirtschaft im 
Rahmen des durch das Agrarabkommen Er-
laubten subventionieren.« (Murphy 2002, 
S. 18)

3.3.5 Wer regiert die WTO?

Oberstes Organ der WTO ist die Minister-
Konferenz, die alle zwei Jahre � zuletzt in Seattle 
(1999) und Doha (2001) � tagt. Nächste Ebene 
ist das General Council, in dem Gesandte aller 
Mitgliedsstaaten vertreten sein können. Die De-
tails werden jedoch in Komitees ausgehandelt, die 
sich jeweils zu verschiedenen Handelsfragen bil-
den und die in der Regel in Genf tagen.

 Bei allen Verhandlungen hat jedes Land eine 
Stimme; auf den ersten Blick eine sehr demokrati-
sche Lösung. »In der Praxis wird die WTO jedoch 
von einigen wenigen großen Industrieländern do-
miniert � während die ärmsten Entwicklungslän-
der wenig oder keine Vertretungs- der Verhand-
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Der Verlauf der Ministerkonferenzen zeigt die 
Machtlosigkeit der armen Staaten. 1999 fand 
dieses Treffen in Seattle in den Vereinigten Staa-
ten statt. Die Verhandlungen scheiterten wei-
testgehend: Die Delegierten der Entwicklungs-
länder verweigerten ihre Zustimmung zu weite-
ren Handelsverträgen. Sie warfen den Industrie-
ländern vor, Beschlüsse in kleinen Gruppen hin-
ter verschlossenen Türen ausgekungelt zu ha-
ben, die einseitig zu Gunsten der Reichen seien.

 Im Jahr 2001 fand die nächste Verhandlungs-
runde in Doha statt. Bereits im Vorfeld von Doha 
haben Industrieländer Einwände gegen Vorschlä-
ge für weitere Handelserleichterungen schlicht 
ignoriert. So berichtet beispielsweise ein südasia-
tischer Delegierter: »Während der Verhandlungen 
waren wir gegen einen Teil eines Textes, doch die-
ser Teil blieb wie er war. Wir wollten dann einen 
Zusatz haben, doch der alte Text blieb. Es war ein 
Zaubertext« (Kwa 2002, S. 21). 

 Die EU schlug armen Staaten vor, diese sollten 
weiteren Handelserleichterungen zustimmen. Im 
Gegenzug erhielten sie dann Entwicklungshilfe 
und einen verbesserten Marktzugang für eigene 
Produkte (Murphy 2002, S. 33).

 Dennoch drohten die Verhandlungen auch in 
Doha zu scheitern. Die Tagungsleitung berief dar-
aufhin eine »green room«- Sitzung ein. Teilneh-
men dürfen nur die Staaten, die eingeladen sind. 
In dieser Sitzung wird das Abschlusspapier erar-
beitet, dem das Gesamtplenum der anwesenden 
StaatenvertreterInnen dann nur noch zustimmen 
oder ablehnen kann. 

 Anders als in Seattle waren diesmal etliche 
VertreterInnen aus Schwellen- und Entwicklungs-
ländern dabei (neben den USA, EU, Japan, Kana-
da, Australien und der Schweiz auch Brasilien, 
Chile, Ägypten, Hongkong, Indien, Mexiko, Pakis-
tan, Südafrika, Botswana, Guatemala, Kenia, Ma-
laysia, Nigeria, Tansania, Uruguay, Simbabwe und 
Singapur). Eine Reihe dieser Staaten sollte bei 
den Verhandlungen ausdrücklich die Interessen 
von anderen Staaten mit vertreten. So saß bei-
spielsweise Tansania als Stimme der 49 am we-
nigsten entwickelten Staaten (»LDC-Länder«) mit 
am Tisch. 

 Zur Überraschung vieler Delegierter aus Ent-
wicklungsländern gaben im »green room« die 
dort vertretenen Entwicklungsländer in fast allen 
strittigen Fragen nach. Nun lag ein fertiges Papier 
auf dem Tisch. 

 Als sich dann im Plenum die Abgeordneten al-
ler Staaten trafen und gefragt wurde, wer gegen 
die Vereinbarungen sei, meldete sich niemand. 
Wer jetzt als einzelner (kleiner) Staat die gesamte 
Konferenz platzen ließ, wusste, dass er mit erns-
ten Konsequenzen zu rechnen hatte.

 In den Tagen nach Konferenzende gab es Zu-
sagen an Entwicklungsländer, die im »green 
room« ihre Meinung geändert hatten.

" Pakistan wurde erlaubt, wesentlich größere 
Mengen Bekleidung in die EU und in die USA 
zu exportieren. 

" Nigeria erhielt nach der Zustimmung die Zusa-
ge über höhere Entwicklungshilfezahlung aus 
den USA.

" Tansania erhielt eine Woche nach Doha die 
Zusage über einen Schuldenerlass in Höhe 
von 3 Mrd. US-Dollar.

" Indonesien hatte bereits eine Woche vor Doha 
von Japan Zusagen über umfangreiche Investi-
tionen erhalten � sofern die Regierung weite-
ren Investitionsabkommen bei der WTO-
Tagung zustimme (Kwa 2002, S. 31�32).

 Dennoch bezeichnen die Industrieländer die in 
Doha gefassten Beschlüsse als »Entwicklungsrun-
de«. Sie verweisen darauf, dass sie etwa auf dem 
Agrarmarkt und bei der Patentfrage Zugeständ-
nisse an die Entwicklungsländer gemacht hätten. 
Doch diese »Zugeständnisse« waren sehr unver-
bindlich.

 Fest steht dagegen, dass über weitere � zuvor 
von vielen Entwicklungsländern abgelehnten � 
Handelsliberalisierungen verhandelt wird. Hier 
sollen bis zur nächsten Ministerkonferenz im Sep-
tember 2003 in Cancun (Mexiko) konkrete Vor-
schläge auf dem Tisch liegen.
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lungsmacht haben« (UNDP 2002, S. 144 / siehe 
Fallbeispiel 3). Mindestens 24 Staaten haben kei-
ne Vertretung in Genf, andere VertreterInnen sind 
zugleich auch noch für die Arbeit in den ebenfalls 
in Genf ansässigen UN-Organisationen zuständig. 
Dabei müssen oft kurzfristige Entscheidungen ge-
troffen werden, und oft finden mehr als 40 Tref-
fen in einer Woche statt, die sich zeitlich teilweise 
überschneiden (Curtis 2001, S. 106). 

 In diesen Treffen geht es um Fragen, die erheb-
liche Detailkenntnisse verlangen. Wer beispiels-
weise Ende Oktober 2002 einen Überblick über 
den Stand der Agrarverhandlungen haben wollte, 
die bis März 2003 abgeschlossen sein sollen, der 
bekam zwar vom Sekretariat der WTO eine Zusam-
menfassung des Standes der Dinge. Doch in dem 
Dokument wird auf Dutzende weitere Dokumente 
verwiesen (WTO 2002a). Um qualifiziert auf Vor-
schläge anderer Staaten reagieren zu können 
müssten sich Fachleute über sämtliche Dokumen-
te beugen und eine für ihr Land vorteilhafte Positi-
on erarbeiten. Gleiches müssten sie für die Ver-
handlungen für sämtliche andere Bereiche der 
WTO leisten, vom Patentrecht über den Investiti-
onsschutz bis hin zur Öffnung des Dienstleistungs-
bereiches: Dies ist für die meisten Entwicklungs-

länder nicht möglich: Derzeit laufen Verhandlun-
gen in 19 Bereichen (Murphy 2002, S. 34).
 Verschärft wird die Situation noch dadurch, 
dass es von den Treffen der Untergruppen keine 
Mitschriften gibt. Lediglich Ergebnisse werden 
festgehalten, die keinen Überblick über den Dis-
kussionsverlauf ermöglichen (Kwa 2002, S. 39).
 Schließlich werden die in Genf vereinbarten 
Vorschläge bei den Minister-Konferenzen verab-
schiedet. Bei diesen Verhandlungen treffen hun-
derte Abgesandte aus der EU und den USA auf ei-
ne viel geringere Zahl von VertreterInnen armer 
Länder. Während die Industrienationen für jedes 
Teilgebiet der Verhandlungen eigene ExpertInnen 
� sowie oftmals die SpezialistInnen ihrer Wirt-
schaftsverbände � mitbringen, müssen Vertrete-
rInnen aus den Entwicklungsländern versuchen, 
die Vielzahl der Themen zu überblicken, zu bewer-
ten und im Sinne des Heimatlandes abzustimmen.
 Zusammenfassend kommt die Entwicklungsor-
ganisation der Vereinten Nationen zu der Ein-
schätzung: »Obwohl alle Länder einen Sitz und ein 
Stimmrecht in der WTO-Ministerkonferenz haben, 
finden die eigentlichen Entscheidungsprozesse im 
�grünen Zimmer� statt � als Kleingruppensitzun-
gen, die vom Generaldirektor einberufen und 
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stark von Kanada, der Europäischen Union, Japan 
und den Vereinigten Staaten beeinflusst werden. 
Die meisten Entwicklungsländer sind für gewöhn-
lich ausgeschlossen« (UNDP 2002, S. 142).

Vertreter afrikanischer Staaten
bei der WTO in Genf

" 15 Staaten haben keine VertreterInnen in Genf

" 16 Staaten haben 1�3 VertreterInnen in Genf

" 6 Staaten haben 4�6 VertreterInnen in Genf

(Quelle: UNDP 2002, S. 144)

3.3.6 Entwicklungsländer
zahlen die Zeche

Bezeichnenderweise scheiterten die Entwick-
lungsländer immer wieder mit ihrer Forderung, 
den Handel mit den Produkten, bei deren Herstel-
lung sie Vorteile besitzen, schnell zu liberalisieren. 
Dazu gehören vor allem die Landwirtschaft sowie 
die Textil- und Bekleidungsindustrie. 

 Eine Reihe von Studien hat unterschiedliche 
Angaben über die Verluste gemacht, die Entwick-
lungsländer durch die Ungleichbehandlung im 
Handel erleiden. Die Schätzungen reichen von 
jährlich zwischen mindestens 80 und bis zu 300 
Milliarden Euro (IWF/Weltbank 2002, S. 15) bis 

hin zu 700 Milliarden Euro (UNCTAD 2002, S. 
136). Fest steht, dass diese Verluste ein Vielfaches 
der jährlichen Entwicklungshilfe ausmachen. 

Der Agrarmarkt
Drei Viertel der Armen leben auf dem Lande. Die 
meisten von ihnen verdienen ihr Einkommen in 
der Landwirtschaft. In den Entwicklungsländern 
werden rund 27% des Bruttoinlandproduktes in 
der Landwirtschaft erwirtschaftet; der Anteil an 
den Exporten ist ähnlich hoch. Rund die Hälfte 
der Einwohner dieser Staaten arbeitet in der Land-
wirtschaft. Je ärmer die Länder, um so größer die 
Abhängigkeit der Bevölkerung von diesem Be-
reich (IWF/Weltbank 2002, S. 22).

 Agrarprodukte wurden von den reichen OECD-
Staaten im Jahre 2001 mit rund 311 Milliarden 
US-Dollar subventioniert. Diese Subventionen ma-
chen mehr als ein Drittel der Einkommen der Bau-
ern aus. Sie bekommen im Durchschnitt für ihre 
Produkte 31% mehr als der Weltmarktpreis be-
trägt (IWF/Weltbank 2002, S. 24, Abbildung 
10). Jeder deutsche Landwirt erhielt beispielswei-
se 2000/2001 im Schnitt Subventionen in Höhe 
von 18.032 Euro (Schmid 2002). Zum Vergleich: 
Indien zahlte mit Subventionen von 1 Milliarde 
US-Dollar jährlich 9 US-Dollar an jeden indischen 
Landwirt (ActionAid 2002, S. 1).

 Nicht nur die Produktion, sondern zusätzlich 

Abbildung 10 :
Preisvergleich Agrarprodukte EU und Weltmarkt (1999/2000)

Agrarprodukt Preis je Tonne in Euro  Durchschnittspreis 1999�2000
 EU Weltmarkt

Weizen 133 118

Zucker 650 250

Rindfleisch 2780 1776

Schaffleisch 3333 1476

Milchpulver 2055 1419

Butter 2954 1307

Käse 3500 2154

(Quelle: ActionAid 2002, S. 7)©2003 SÜDWIND
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auch die Agrarexporte der Industrieländer werden 
hoch subventioniert. Dies führt bei den Produzen-
ten in den Entwicklungsländern jährlich zu Ein-
nahmeverlusten in zweistelliger Milliardenhöhe. 
Zudem schotten die OECD-Staaten ihre Märkte 
durch Zölle und Einfuhrquoten gegen Konkurrenz 
ab. Ohne diese Wettbewerbsverzerrungen könn-
ten die Exporte der Entwicklungsländer um rund 
120 Milliarden US-Dollar höher sein (IWF/
Weltbank 2002, S. 6).

 Ein großer Teil dieser zusätzlichen Einnahmen 
könnte erzielt werden, ohne die Produktion der 
 Exportprodukte weiter auf Kosten des Anbaus von 
Pflanzen für den lokalen Markt auszubauen und 
damit die Nahrungsmittelversorgung für die ei-
gene Bevölkerung zu gefährden (siehe Fallbei-
spiel 4).

 Die derzeit laufenden Verhandlungen über ei-
ne Veränderung dieser Situation gestalten sich 
schwierig. Zwar hat die EU zugestimmt, den weit 
über dem Weltmarktpreis liegenden Aufkaufpreis 
für viele Produkte zu senken. Damit soll den Bau-
ern der Anreiz genommen werden immer mehr zu 
produzieren. 

 Es werden aber weiterhin Subventionen je Hek-
tar Anbaufläche gezahlt sowie direkte Zahlungen 
an die Landwirte ausgebaut. Die EU beharrt dar-
auf, dies führe zu keiner Störung des Handels, da 
es keinen Anreiz gebe, die Produktion immer wei-
ter zu erhöhen und die Überschüsse zu exportie-
ren. Diese Position vertritt die EU vehement und 
will bei der WTO durchsetzen, dass solche Subven-
tionen weiterhin erlaubt sind. Doch die Erfahrun-
gen auf dem Getreidemarkt belegen das Gegen-
teil. Zwar sank der Preis, den die EU-Bauern be-
kommen, seit 1992 rapide. Doch kombiniert mit 
den Zahlungen je Hektar bleibt der Anbau von 
Getreide so lukrativ, dass die Erntemengen sogar 
noch stiegen (Hazeleger 2001, S. 25).

 Für die Entwicklungsländer bedeutet dies, dass 
sie weiterhin gegen Bauern konkurrieren, die ei-
nen erheblichen Teil ihres Einkommens nicht über 
die Preise erwirtschaften � und die somit billiger 
anbieten können als ihre Produktionskosten sind.

 Unterdessen setzt der Internationale Wäh-
rungsfonds über seine Strukturanpassungspro-
gramme in immer mehr armen Staaten durch, 
dass dort jede Subvention im Agrarbereich abge-
schafft wird.

Textil- und Bekleidungsexporte
im Quotenkorsett

Ähnlich verheerend sind die Auswirkungen des 
Schutzes der hiesigen Textil- und Bekleidungsin-
dustrie durch hohe Zölle und Importquoten. Auf-
bauend auf dem Baumwollwaren-Abkommen von 
1962 trat 1974 das Welttextilabkommen in Kraft. 
Das Abkommen schrieb Mengenbeschränkungen 
für den Import von Textilwaren aus Entwicklungs- 
und Schwellenländern  in die Industriestaaten vor, 
um die dortige Industrie zu schützen. Zusagen, die 
Importquoten jährlich um 6% zu erhöhen, wur-
den von Industrieländern unter Berufung auf Aus-
nahmeklauseln nicht eingehalten und es kam so-
gar zu Kürzungen der Kontingente für einzelne 
Staaten. Seit Jahrzehnten gingen den Entwick-
lungs- und Schwellenländern jährlich Milliarden-
einnahmen verloren. Zudem werden die Verhand-
lungen über die Abschaffung von Quoten dazu 
missbraucht, im Gegenzug von den Lieferländern 
Marktöffnungen zu verlangen (SÜDWIND 2000, 
S. 23�25).

 Aktuellen Schätzungen zufolge gehen den Ent-
wicklungs- und Schwellenländern Exporte in Hö-
he von mindestens 40 Milliarden Euro jährlich 
verloren. Durch ein Aufheben der Handelsbe-
schränkungen könnten in Entwicklungsländern 
rund 20 Millionen neue Arbeitsplätze entstehen 
(IWF/Weltbank 2002, S. 43 und 7). 

 Die Industrieländer haben zugesagt, die Quo-
ten bis zum Jahre 2005 abzuschaffen. Doch viele 
Beobachter befürchten, dass eben dies nicht ge-
schehen wird. Entweder werden die Quoten doch 
noch verlängert, um »Anpassungsschocks« zu ver-
meiden, auf die man sich 10 Jahre lang hätte vor-
bereiten können, oder es werden neue Wege der 
Handelsbeschränkungen durchgesetzt (IWF/
Weltbank 2002, S. 46, Oxfam 2002, S. 108, 
UNCTAD 2002, S. 137).

 Die baldige Klarheit über die Vorhaben der In-
dustrieländer ist um so dringlicher, als die Ent-
wicklungsländer sehr unterschiedlich von der Ab-
schaffung der Quoten betroffen wären. Die Im-
portquoten der reichen Länder haben zu Fehlent-
wicklungen geführt, die nur sehr vorsichtig beho-
ben werden können. Da vor allem China und Indi-
en wesentlich weniger Textilien und Bekleidung in 
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Wenn die USA ihre Subventionen in der Baum-
wollproduktion streichen würden, dann könn-
ten die Preise weltweit um rund 25% steigen. 
Allein afrikanische Staaten könnten so � ohne 
ein Gramm Baumwolle mehr anzubauen � rund 
300 Millionen US-Dollar zusätzlich einnehmen. 
Dies würde die Einnahmen für eine Reihe von 
Staaten stärker erhöhen als die Summe, die sie 
durch den ihnen versprochenen Schuldenerlass 
in den nächsten Jahren erhalten werden 
(Oxfam 2002b, S 2�3).

 Komplizierter ist die Lage auf dem Zucker-
markt. Der Zucker aus deutschen Läden wird in 
der Regel aus Zuckerrüben gewonnen, deren An-
bau eine wichtige Verdienstquelle für die hiesi-
gen Bauern ist. Die Produktion dieses Zuckers ist 
rund dreimal so teuer wie die aus Zuckerrohr. Da-
her werden die hiesigen ProduzentInnen ge-
schützt:

" sie erhalten einen festen Preis für die angelie-
ferten Rüben, der weit über dem Weltmarkt-
preis liegt;

" sie erhalten Subventionen je Hektar Land, auf 
dem Rüben angebaut werden;

" Zucker darf nur in geringem Umfang in die EU 
eingeführt werden;

" ein Teil des produzierten Zuckers ist von vorn-
herein für den Export vorgesehen;

" große Teile des über den EU-Bedarf hinausge-
henden Zuckers wird mit Hilfe von direkten Ex-
portzuschüssen exportiert.

 Der Markt ist somit vollständig dem Wettbe-
werb entzogen und reglementiert. Zuckerrüben 
werden eingeteilt in A-, B- und C-Quoten mit je-
weils unterschiedlichen Regelungen und Subven-
tionshöhen. Selbst an eine Subventionierung von 
Exporten der Süßwarenhersteller sowie der Phar-
ma- und Chemieindustrie, deren Produkte durch 
die künstlich hohen Zuckerpreise in der EU ver-
teuert werden, wurde gedacht.

 Bezahlt wird der hohe Zuckerpreis von den Ver-
braucherInnen, die EU-weit jährlich für Getränke, 
Süßwaren etc. rund 6,3 Milliarden Euro mehr zah-
len müssen als es bei Zuckerpreisen auf Welt-
marktniveau der Fall wäre. Hohe Gewinne erzie-
len dagegen die wenigen Firmen, die sich den Zu-
ckermarkt teilen. »Sozialistische Planwirtschaftler 
hätten sich die Zuckermarktordnung nicht besser 
ausdenken können« (Huhn 2002).

 Für die Bauern in vielen Nicht-EU-Staaten hat 
dies verheerende Auswirkungen: Sie können ihren 
Zucker nicht oder nur in sehr geringem Umfang in 
die EU liefern. Zudem ist die EU zur großen Verär-
gerung vieler Konkurrenten mit einem Marktan-
teil von 40% der größte Zuckerexporteur der Welt 
(Oxfam 2002c, S. 5). Die Kombination aus stei-
gender EU-Produktion und subventionierten Ex-
porten drückt den Weltmarktpreis. Schätzungen 
gehen davon aus, dass mit einem Ende dieser Pra-
xis der Zuckerpreis auf dem Weltmarkt um 30%� 
38% steigen würde (ActionAid, S. 25). Der künst-
lich niedrige Preis kostet die Nicht-EU-
Produzenten � darunter neben Brasilien, Australi-
en und Thailand auch viele arme Entwicklungs-
länder � jährlich Milliardersummen.

 Andererseits profitiert eine Reihe von armen 
Staaten vom EU-Zuckerregime: Die EU importiert 
Rohzucker aus 17 bewusst bevorzugten ehemali-
gen Kolonien in Afrika, der Karibik und im Pazifik 
(»AKP-Staaten«) und zahlt diesen für feste Abnah-
memengen den gleichen Preis wie den eigenen 
Bauern. Ein Wegfall der Subventionen würde so-
mit für diese Länder bedeuten, dass auch ihre 
Bauern weniger für den Zucker erhalten, während 
andere Staaten vom Subventionsabbau profitie-
ren würden. 

 Vorschläge für eine umfangreiche Reform des 
Zuckermarktes liegen vor (Oxfam 2002c, S. 
27�29), doch die EU beugt sich bislang dem 
Druck der eigenen Bauernverbände und der Zu-
ckerindustrie: Auf Kosten anderer Staaten � dar-
unter vieler armer Länder � wird der EU-Markt 
weiter abgeschirmt und der Rest der Welt mit bil-
ligem Zucker überschwemmt.
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die Industrieländer liefern dürfen, als sie eigent-
lich aufgrund ihrer Produktionskosten verkaufen 
könnten, haben sie Umwege gesucht. 

 In Bangladesch sind beispielsweise rund 2800 
Bekleidungsfirmen mit 1,7 Millionen Beschäftig-
ten entstanden. Nur vier Prozent der Stoffe, die 
dort verarbeitet werden, stammen aus heimischer 
Produktion. Der Rest wird importiert. Die Fabriken 
wurden von ausländischen Investoren geschaffen, 
da zum einen die Löhne in Bangladesch sehr ge-
ring sind und zum anderen das Land ohne Quo-
tenbeschränkungen in Industrieländer liefern 
darf. Laufen die Schutzmaßnahmen für die Märkte 
im Norden wie vorgesehen 2005 aus, dann wird 
ein großer Teil der Produktion aus Bangladesch 
verschwinden: Ohne den Quotenzwang gibt es 
keinen Grund, die Kleidung nicht direkt in China 
oder Indien herzustellen (Oxfam 2002, S. 76).

3.3.7 Verelendungswachstum
auf den Rohstoffmärkten

Bangladesch ist kein Einzelfall. Viele Staaten ha-
ben die Exporte ausgebaut, doch sie wissen we-
der, wie die Fabriken morgen ausgelastet sind, 
noch ob sie für ihre Produkten dauerhaft ausrei-
chende Preise bekommen. Bereits 1958 behaupte-
te der Ökonom J. Bhagwati, es könne zu einem 
»Verelendungswachstum« kommen. Er wies die 
Möglichkeit nach, dass ein Unternehmer ein Pro-
dukt immer besser, immer billiger und in immer 
größerer Zahl herstellt � und sich damit in den Ru-
in wirtschaftet. Dies widersprach der vorherr-
schenden Annahme, eine Verbilligung der Her-
stellung führe zu mehr Absatz, mehr Produktion, 
mehr Beschäftigung und damit auch zu mehr 
Wohlstand. Der Ökonom sagte allerdings auch 
von vornherein, dies treffe nur auf eine sehr be-
grenzte Zahl von Produkten zu. Diese müssten auf 
eine begrenzte Nachfrage stoßen. Dann führe die 
deutliche Steigerung der Produktion zu einem sol-
chen Preisverfall, dass die Unternehmer nichts 
mehr verdienen könnten.

 Eben dies ist auf vielen Rohstoffmärkten ge-
schehen. Entwicklungsländer bauten auf Anraten 
internationaler ExpertInnen die Produktion von 
Rohstoffen aus. Da viele Staaten das Gleiche 
machten und zudem die Nachfrage nicht stieg 

oder sogar sank, fielen die Preise der Rohstoffe 
immer weiter (siehe Fallbeispiel 5). Dies war für 
viele Staaten fatal.

 Bhagwatis Theorie findet sich in vielen Lehrbü-
chern für Außenhandelstheorie. Allerdings wer-
den ihr in der Regel nur wenige Zeilen gewidmet 
(z. B. Rose 1989, S. 399): Die Theorie sei richtig, 
doch auf die Weltwirtschaft bezogen nahezu un-
bedeutend. Für viele Entwicklungsländer jedoch 
ist das »Verelendungswachstum« tägliche Realität. 

3.3.8 Verelendungswachstum 
in der Güterproduktion?

Die UNCTAD schätzt, dass im Jahr 2000 weltweit 
rund 800 Millionen Menschen Produkte herstel-
len, die exportiert werden. Zum Vergleich: 1975 
waren es nur rund 220 Millionen. Von diesen 800 
Millionen sind rund 180 Millionen Arbeitskräfte 
ohne jede Ausbildung, rund 500 Millionen haben 
eine geringe Ausbildung, 80 Millionen eine gute 
Ausbildung (UNCTAD 2002, S. 126).

 Die meisten Arbeitsplätze sind demnach in Be-
reichen entstanden, in denen geringe Vorkennt-
nisse erforderlich sind. Entscheidendes Kriterium 
ist der geringe Arbeitslohn. 

 Die Produkte werden in den Industrienationen 
entwickelt, dort sitzen das Management der Fir-
men und die Werbeabteilungen. Dort fällt auch 
der größte Teil der Wertschöpfung an und damit 
auch der größte Teil der Gewinne. In Entwick-
lungsländern werden oftmals nur einzelne Be-
standteile des Produktes hergestellt, die fertigen 
Bestandteile dann in ein anderes Land exportiert, 
dort zusammengenäht oder -verschraubt und wie-
der exportiert. Im Land der jeweiligen Produkti-
onsstufe verbleiben dann die (geringen) Lohnkos-
ten und eventuell noch geringe Einnahmen für 
Rohstoffe. Im Grunde, so die UNCTAD, exportiere 
das Land nicht ein Produkt, sondern seine Arbeits-
kraft (UNCTAD 2002, S. VII).

 Ein Reihe von Studien belegt dies für die Textil- 
und Bekleidungsindustrie (SÜDWIND 2000): 
Auch deutsche Firmen lassen dort nähen, wo die 
Löhne gerade am niedrigsten sind. Steigen in ei-
nem Staat die Löhne, dann gehen die Zuliefererfir-
men eben in ein anderes Land. 
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Wie ein »Verelendungswachstum« konkret aus-
sieht, zeigt sich derzeit auf dem Markt für Roh-
kaffee: Immer mehr Entwicklungsländer bauen 
immer mehr Kaffee an. Die Ernteerträge stie-
gen wesentlich schneller als der weltweite Ver-
brauch. Zudem wird in den Industrieländern 
pro Kopf auch bei niedrigeren Preisen nicht 
mehr Kaffee getrunken. 

 Obwohl dies seit vielen Jahren bekannt ist, för-
derte die Weltbank noch in den letzten Jahren 
den Ausbau der Kaffeeproduktion in Vietnam, 
das binnen weniger Jahre zum zweitgrößten Kaf-
feeproduzenten nach Brasilien wurde. Mittlerwei-
le ist die weltweite Produktion wesentlich höher 
als der Verbrauch. Zudem können die großen Rös-
tereien durch neue Röstverfahren heute Rohkaf-
fee verarbeiten, der vor wenigen Jahren noch we-
gen seiner schlechten Qualität vernichtet worden 
wäre.

 Der Preis für Rohkaffee sank inflationsberei-
nigt auf den tiefsten Stand seit 100 Jahren. Welt-
weit erhalten die Bauern nicht einmal mehr genü-
gend Geld, um die Kosten des Anbaus zu decken. 
Vier Jahre braucht ein Kaffeebaum nach dem 
Pflanzen, bis er Früchte trägt. Jahrelange Arbeit 
wurde somit zunichte gemacht. Die Folgen sind 
fatal: »Familien, die vom Kaffeeanbau leben, 
müssen ihre Kinder, insbesondere Mädchen, von 
der Schule nehmen, können sich Grundmedika-
mente nicht mehr leisten und sparen am Essen. 
Aber nicht nur Bauernfamilien, sondern auch Kaf-
feehändler sind ruiniert. Die Volkswirtschaften 
von Produktionsländern sind angeschlagen, und 
einige Banken stehen vor dem Zusammenbruch. 
Staatshaushalte werden überzogen, was zu Kür-
zungen im Bildungs- und Gesundheitswesen und 
zum Anstieg der Verschuldung führt.« (Oxfam 
2002a, S. 2)

 Schätzungen gehen davon aus, dass insgesamt 
125 Millionen Menschen von der Krise betroffen 
sind (Korneffel 2002): Rund 25 Millionen Kaffee-
bauern stehen weltweit vor dem Ruin. Ebenfalls 
betroffen sind die vielen Menschen, die früher als 
Tagelöhner während der Ernte arbeiteten. In 
Uganda beispielsweise lebt »ein Viertel der Bevöl-
kerung in irgendeiner Weise von der Kaffeepro-

duktion«, doch allein verglichen mit dem schon 
sehr schlechten Jahr 2001 sanken die Einnahmen 
aus dem Kaffeeverkauf 2002 nochmals um 30% 
(Oxfam 2002a, S. 13). 

 Dies trifft die Staaten am härtesten, in denen 
mit dem Kaffeeexport ein großer Teil der Devisen 
erwirtschaftet wird, mit denen Schulden abge-
zahlt werden müssen (Oxfam 2002a, S. 8).

»Heute erhalten Kaffeebäuerinnen vom Preis ei-
ner Tasse Kaffee in einem Café maximal ein Pro-
zent und von der Packung Kaffee im Supermarkt 
oder im Lebensmittelgeschäft etwa 6%.« (Oxfam 
2002a, S. 21)

 Auch in absoluten Zahlen sank trotz der ge-
stiegenen Mengen der Erlös der Bauern aus dem 
Kaffeeanbau: »Ende der Achtziger gaben die Kaf-
feetrinker der Welt für ihren Kaffee pro Jahr 30 
Milliarden Dollar aus. 10 Milliarden flossen in die 
Erzeugerländer. Heute, da der Kaffee sich auch in 
Osteuropa und Japan durchsetzt, ist das Marktvo-
lumen auf fast 60 Milliarden gewachsen. Aber 
nur noch 6 Milliarden kommen im Kaffeegürtel 
an. Der große Rest fließt in die Gehälter der Wer-
betexter, Verkäufer und Vertriebsexperten im 
Norden. Er fließt in die Gewinne der Konzerne, 
die den Kaffee jetzt billiger einkaufen können. 
Tchibo meldet in seinem Geschäftsbericht 2001, 
dass �der Konzernbereich Kaffee von einer günsti-
gen Entwicklung der Rohstoffpreise profitierte�. 
Den löslichen Kaffee von Nestlé bezeichnet die 
Deutsche Bank in einer Marktanalyse als �wirt-
schaftlich himmlisch�. Der US-Konzern Procter & 
Gamble gab in seinem Jahresbericht für 2001 
�ein Rekordjahr� im Kaffeebereich bekannt.« 
(Korneffel 2002)

 Ende 2002 stieg der Preis an den weltweiten 
Kaffeebörsen plötzlich wieder deutlich an. Ein 
Grund: viele Bauern haben durch den Preisverfall 
kein Geld mehr, ihre Felder zu düngen, Pestizide 
zu kaufen und die Kaffeebäume zu pflegen. Da-
her wird die nächste Ernte höchstwahrscheinlich 
wesentlich geringer ausfallen als die in diesem 
Jahr. Ob sich dies auf den Preis für die Anbauer 
auswirken wird oder nur eine kurze spekulative 
Blase an der Börse ist, muss sich noch zeigen.
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Fallbeispiel 5: Weltweit hungern Kaffeeproduzenten
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 Mittlerweile gilt dies auch für Produkte mit re-
lativ hohen Entwicklungskosten. Ein Beispiel für 
diese Entwicklung ist Mexiko. Der mittelamerika-
nische Staat verzeichnet zwar seit Jahren rasant 
steigende Exporte von Büromaschinen (Computer, 
Drucker, Scanner ...) und Telekommunikationsaus-
rüstungen. Diese Exporte lagen 2001 bei beein-
druckenden 34,38 Mrd. US-Dollar. Doch im glei-
chen Jahr wurden in dieser Warengruppe auch Im-
porte von 32,83 Mrd. US-Dollar verzeichnet (WTO 
2002, Table IV.45): Die Einzelteile der Exportpro-
dukte werden aus anderen Staaten importiert und 
dann in Mexiko nur noch zusammengesetzt. 

 Damit ist die Wertschöpfung im Lande selbst 
sehr gering. Ähnliches ist in Mexiko auch in ande-
ren Branchen zu beobachten. Drastischen Steige-
rungsraten der Exporte stehen nahezu eben sol-
che der Importe gegenüber. Schätzungen gehen 
davon aus, dass weniger als 2% der zusammenge-
setzten Einzelteile auch in Mexiko produziert wer-
den und dass die Wertschöpfung inklusive der ge-
zahlten Löhne bei unter 20 % des Exportpreise 
der Produkte liegt (Oxfam 2002, S. 78). 

 Während Mexikos Anteil an den Weltexporten 
von 0,2% im Jahre 1980 bis 1997 auf 2,2% stieg, 
sank der Anteil an der globalen Wertschöpfung 
bei Exportprodukten sogar von 1,9 auf 1,2% 
(UNCTAD 2002, S. 81)

 Mit großem Risiko verbunden ist zudem die na-
hezu totale Abhängigkeit vom US-Markt. Eine Kri-
se dort kostet in Mexiko viele Arbeitsplätze. Und 
sollte die USA mit anderen mittelamerikanischen 
Staaten ähnliche weitreichende Handelsabkom-
men schließen wie mit Kanada und Mexiko 
(»NAFTA-Abkommen«), dann werden viele Firmen 
in die Staaten umziehen, in denen die Löhne noch 
niedriger sind.

 Mexiko ist hier nur ein Beispiel unter vielen: die 
Produktionsländer sind vollkommen abhängig da-
von, dass sie Aufträge aus den Industrienationen 
bekommen. Die UNCTAD befürchtet daher, es kön-
ne auf den Märkten für Industrieprodukte eine 
ähnliche Entwicklung geben wie auf den Rohstoff-
märkten. Immer mehr Staaten haben die Produkti-
on von Industriegütern gefördert, für deren Her-
stellung nur eine geringe Ausbildung erforderlich 
ist. Ein Überangebot solcher Produkte habe bereits 
zu einem Preisverfall für in Entwicklungsländern 
hergestellte Elektronik geführt. Ähnliches drohe 
für weitere Produkte (UNCTAD 2002, S. VIII).

 Die Zahl der Menschen, die bereit ist, für wenig 
Geld zu arbeiten, wächst mit der steigenden Welt-
bevölkerung noch weiter an. Sie unterbieten sich 
im weltweiten Wettbewerb um Arbeitgeber ge-
genseitig, die Löhne sinken und die Arbeitszeiten 
werden länger.
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3.3.9 Liberalisierung verhindert
in vielen Staaten Lenkung der 
Wirtschaft

Trotz dieser Probleme wird oft darauf hingewie-
sen, dass eine Reihe von Staaten durch zuneh-
mende Exporte die eigene Entwicklung vorange-
trieben hat. Damit gelang ihnen eine Anhebung 
der Pro-Kopf-Einkommen und eine Verringerung 
der Armut. Südkorea, Singapur, Taiwan, Hongkong 
und Mauritius sind auf diesem Weg am weitesten 
gekommen.

 Wer allerdings verlangt, arme Staaten sollten 
heute den gleichen Weg gehen, übersieht, dass 
die Entwicklung der oben genannten Staaten eine 
Ausnahmeerscheinung aus der Zeit des Kalten 
Krieges war. Die Indus-
trienationen hatten ein 
Interesse an der wirt-
schaftlichen Stärkung 
der direkten Nachbarn 
des kommunistischen 
China � ebenso wie sie 
nach 1945 ein Interesse 
am Wiederaufbau der 
B u n d e s r e p u b l i k 
Deutschland hatten. 

 Die »Tigerstaaten« 
steuerten ihre Wirt-
schaftsentwicklung mit 
detaillierten staatlichen Vorgaben. In Taiwan war 
es ausländischen Unternehmen beispielsweise 
vorgeschrieben, mehr als die Hälfte der Bestand-
teile der Endprodukte im Lande selbst herzustel-
len: Wollte man Waren in Taiwan produzieren, 
dann musste ein großer Teil der Einzelteile im Lan-
de selbst produziert werden. Dadurch entstand ei-
ne eigene Zuliefererindustrie im Lande, auf die die 
weitere Industrialisierung aufgebaut werden 
konnte. Zudem wurden Importe in den Bereichen, 
in denen man selbst eine Industrie aufbauen woll-
te, durch hohe Zölle behindert, die eigene Indus-
trie mit billigen Krediten gefördert und teilweise 
sogar Exportsubventionen gezahlt. 

 Ähnlich handelten auch die anderen erfolgrei-
chen Staaten � und ähnlich handelte auch Groß-
britannien zwischen 1400 und 1800 und die USA 
noch Anfang des vergangenen Jahrhunderts (Me-

lamed 2002, S. 3�4). Das Deutsche Kaiserreich 
kopierte dies und stützte sich dabei auf die Theori-
en von Friedrich List (1789�1846) über »Erzie-
hungszölle«, unter deren Schutz eine eigene In-
dustrie aufgebaut werden sollte.

 Dieser Weg der staatlichen Lenkung ist heute 
nicht mehr möglich. Die Liberalisierung hat dazu 
geführt, dass die meisten Staaten ihre eigene Ent-
wicklung nicht mehr selbst steuern können. Im 
Gegenteil: Auf internationaler Ebene werden Ent-
scheidungen getroffen, die großen Einfluß auf ih-
re Wirtschaft haben, die sie jedoch selbst nur im 
geringen Umfang beeinflussen können.

 Die Welthandels- und Entwicklungskonferenz 
der Vereinten Nationen hält es für sehr wahr-
scheinlich, dass die derzeitige Form der Globalisie-
rung von den 49 am wenigsten entwickelten Staa-

ten zumindest die in ei-
ner »Armutsfalle« gefan-
gen hält, die auf den Ex-
port von Rohstoffen an-
gewiesen sind. Auch den 
Exporteuren von Gütern 
und Dienstleistungen 
drohe ein solches Schick-
sal. (UNCTAD 2002c, S. 
163�164). 

   Auffällig ist in den Au-
gen der UNCTAD zudem, 
dass keines der Erfolgs-
länder seinen Handel 

und die Investitionsgesetze schnell liberalisiert ha-
be (UNCTAD 2002, S. 83).

 Ein Blick auf einen Index des internationalen 
Währungsfonds, der die Zollpolitik von Staaten 
bewertet, bestätigt eine solche Einschätzung. Die 
Skala vergibt Noten zwischen 1 und 10 für die un-
tersuchten Länder: O bedeutet, dass es dort keine 
Handelsbeschränkungen gibt, 10 weist auf wei-
testgehend verschlossen Grenzen hin. Eine Reihe 
der ärmsten Staaten � darunter Haiti, Peru, Mali, 
Sambia und Nepal � hatten 1999 wesentlich ge-
ringere Zölle als die EU und die USA, die mit 4 be-
wertet wurden. China dagegen hat seine Zölle 
zwar ebenso wie Indien deutlich reduziert, doch 
die beiden Staaten lagen immer noch bei 9 und 
10, Vietnam lag bei 9. Ausgerechnet diese Staa-
ten konnten die Armut deutlich reduzieren 
(Oxfam 202, S. 124�132).

3.
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»Für jeden überzeugten Wirtschaftsliberalen ist 
China ein Albtraum. (...) Ganz ähnlich Indien. 
Auch dort liegen die Zollsätze und andere Im-
portbarrieren noch immer auf relativ hohem Ni-
veau. Bis heute hat Indien sich nicht den Welt-
finanzmärkten geöffnet � und blieb prompt 
von der Asienkrise verschont. Eine böse Ironie 
der Geschichte also: Knapp 15 Jahre nach dem 
Zusammenbruch des Kommunismus erzielen 
ausgerechnet zwei noch immer halb sozialisti-
sche Nationen außergewöhnlich hohe Wachs-
tumsraten« (Uchatius 2002).
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Lange Zeit gab es in den Industriestaaten Ka-
pitalverkehrskontrollen und Regulierungen 
der Finanzmärkte, die unkontrollierte Geld-

transaktionen verhindern sollten. Erst seit Beginn 
der siebziger Jahre begannen die USA, Deutsch-
land, Kanada und die Schweiz auf Druck der 
schnell expandierenden multinationalen Unter-
nehmen und Großbanken mit dem Abbau dieser 
Kontrollen. 

 Auch Wechselkurse der Währungen konnten 
lange Zeit nicht beliebig schwanken: alle Währun-
gen der Mitgliedsländer des Internationalen Wäh-
rungsfonds hatten einen festen Wechselkurs zum 
US�Dollar. Diese feste Anbindung der Währun-
gen hatte starke Schwankungen des Wertes der 
Währungen untereinander verhindert. 

 Die Freigabe der internationalen Wechselkurse 
wurde eingeleitet, als die USA 1971 die garantier-
te Umwechselung von US-Dollar in Gold und 
1973 den festen Dollarkurs einseitig aufkündig-
ten. Mit diesen Änderungen wurde das Währungs-
system aufgegeben, dass seit 1944 für Stabilität 
gesorgt hatte. In den folgenden Jahrzehnten 
wuchsen die internationalen Finanztransaktionen 
in allen Bereichen sehr schnell.

3.4.1 Umsätze auf den Finanz-
märkten stiegen sprunghaft

Der Abbau von gesetzlichen Beschränkungen 
führte zu einer Beschleunigung der weltweiten Fi-
nanztransaktionen. Erleichtert wurde diese Zu-
nahme zusätzlich durch Innovationen im Telekom-
munikationsbereich (»Onlinehandel«).

 Der direkteste Kontakt zwischen Schwellen- 
und Entwicklungsländern und den hiesigen Fi-
nanzmärkten besteht in der Aufnahme von Kredi-
ten. Seit der sehr freizügigen Kreditvergabe durch 
Banken im Laufe der siebziger Jahre � die oftmals 
mit hohen Zinsen und somit hohen Profiten ver-
bunden war � stiegen die Schulden massiv an 
(Abbildung 11). Schuld daran waren sowohl die 
leichtsinnige Vergabe von Krediten durch die Ban-
ken, die damals über große Mengen überschüssi-
gen Kapitals verfügten, als auch die falsche Ver-

wendung der Kredite in dem Empfängerländern.

 Die Umsätze im internationalen Devisenhan-
del, die 1970 bei 70 Mrd. US-Dollar je Tag lagen, 
stiegen bis 1989 auf 590 Mrd. US-Dollar und la-
gen im Jahr 2001 täglich bei rund 1.250 Milliar-
den US-Dollar (WEED 2001, S. 5�6, BIZ 2002, S. 
110, Abbildung 12).

 Mindestens 80% dieser Umsätze dienen aus-
schließlich der Spekulation: Die Umsätze im Welt-
handel lagen im gesamten Jahre 2001 bei ledig-
lich 6.300 Milliarden US-Dollar (UNCTAD 2002c, 
Table 1.1). 

 Durch die Erleichterung des Kapitalverkehrs 
wuchsen auch die weltweiten Direktinvestitionen. 
Dabei handelt es sich um Überweisungen an ein 
anderes Land mit dem Ziel dort direkt wirtschaft-
lich aktiv zu werden: der Kauf von Immobilien und 
Unternehmen sowie der Bau von Gebäuden und 
Produktionsstätten.

 Die Höhe der weltweiten Direktinvestitionen 
im Ausland verzehnfachte sich zwischen 1980 
und 2001 von 635 auf mehr als 6.800 Milliarden 
US-Dollar. Rund 80% der weltweiten Investitio-
nen gehen weiterhin in Industrieländer. Bei den 
Schwellen- und Entwicklungsländern konzentrie-
ren sich rund 75% der Kapitalanlagen auf nur 
zehn Staaten, während viele andere Staaten kaum 
Direktinvestitionen anziehen: Auf den afrikani-
schen Kontinent entfielen weniger als 3% der 
weltweit angelegten Gelder, zieht man Südafrika 
ab sogar weniger als 2% (UNCTAD 2002a, S. 
310�314, Abbildung 13). 

 Änderungen beim jährlichen Zufluss neuer Di-
rektinvestitionen können wesentlich stärkere Aus-
wirkungen haben als sich beim Blick auf die ad-
dierten Zahlen vermuten lässt. So kann es gesche-
hen, dass in einem Jahr aus einem Staat große 
Summen abgezogen werden, als Folge davon Fab-
riken schließen und tausende Menschen ihre Ar-
beit verlieren. Wenn jedoch zugleich ein ausländi-
scher Konzern für eine große Summe die nationale 
Telefonfirma kauft, dann kann sich unterm Strich 
dennoch ein neuer Kapitalzufluss auf dem Papier 
ergeben. 

 Die Krise der Weltwirtschaft hat dazu geführt, 

3.4 Globalisierung der Finanzmärkte und strukturelle Gewalt
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Abbildung 11:
Die Entwicklung der Verschuldung in den Entwicklungsländern

Abbildung 12: 
Umsätze an den Devisenmärkten

 Tagesumsätze in Mrd. US Dollar

 1989 1992 1995 1998 2000

 590 820 1 190 1 500 1 100

 Veränderung im Jahresdurchschnitt in Prozent

  1989�98  1998�2000

  +11   �14

Quelle: BIZ 2001, S. 110
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dass die neuen Direktinvestitionen im Jahr 2001 
mit 735 Milliarden US-Dollar nur halb so hoch 
waren wie im Vorjahr. Vor allem die Geschäfte zwi-
schen den Industrieländern sanken stark ab, wäh-
rend die Zahlen für die meisten Schwellen- und 
Entwicklungsländer nahezu konstant blieben 
(UNCTAD 2002a, S. 303�306, Abbildung 14).

3.4.2 Strukturen der
Verschuldung ändern sich 

Nach den ersten Schuldenkrisen Anfang der acht-
ziger Jahre (Polen 1980, Mexiko 1982) kam es in 
vielen Ländern zu einer Umschichtung der Aus-
landsschulden. Die Banken zogen sich aus dem 
Geschäft mit den ärmsten Staaten zurück, wo sie 
ohnehin nur in geringem Umfang engagiert wa-
ren. Mittlerweile haben sie kaum noch Außen-
stände bei armen hochverschuldeten Ländern. 
Ausnahmen sind lediglich einige arme Staaten, 
die über Ölvorkommen verfügen. 

 Die Entwicklungsländer mit niedrigeren Ein-
kommen, insbesondere in Afrika, erhielten in zu-
nehmendem Maße neue Kredite nur noch von an-
deren Staaten (bilaterale Kredite) oder von multi-
lateralen Finanzinstitutionen wie regionalen Ent-
wicklungsbanken und allen voran der Weltbank 
und des Internationale Währungsfonds (multilate-
rale Kredite). 

 Die Liberalisierung der Kapitalbewegungen 
insbesondere in den USA und Großbritannien, die 
Liberalisierung der Zinsraten, neue Finanzakteure, 
der Zuwachs der zur Verfügung stehenden Gelder 
von Pensionsfonds und deren internationale Ex-
pansion führten zu neuen Finanzierungsmöglich-
keiten. Als Folge dieser Liberalisierung des inter-
nationalen Finanzsystems stieg die Komplexität 
der verschiedenen Instrumente der Finanzanlagen 
deutlich. Neben »normalen« Krediten mit festen 
Laufzeiten war nun eine Vielzahl von unterschied-
lichen Anlagen auf dem Markt. 

 Auch viele PrivatanlegerInnen begannen, ihr 
Geld international anzulegen: Seit Anfang der 
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Abbildung 13:
Bestand der Direktinvestitionen nach Region und Volkswirtschaft (in Millionen US-Dollar)

 1980 1985 1990 1995 2000 2001

Welt 635.534 913.182 1.871.594 2.911.725 6.258.263 6.845.723

Industrieländer 389.715 568.670 1.382.978 2.021.303 4.124.261 4.504.122

Entwicklungsländer 245.819 344.463 484.954 849.915 2.002.173 2.181.249

49 am wenigsten entwickelte Länder (LDC�s) 4.590 6.303 9.457 18.487 36.423 40.230

Afrika 34.326 35.473 50.291 77.863 142.379 158.840

Lateinamerika & Karibik 50.297 80.019 117.001 201.426 613.094 692.978

Asien & Pazifik 161.196 228.970 317.663 570.625 1.246.700 1.329.431

Zentral- & Osteuropa ... 49 3.661 40.508 131.829 160.352

Europäische Union 216.840 267.618 733.303 1.115.081 2.381.954 2.648.651

Nordamerika (USA/Kanada) 137.209 249.272 507.793 658.843 1.415.854 1.522.552

$ Im Einzelnen:

Hongkong 124.286 129.750 148.183 174.063 429.036 451.870

China 6.251 10.499 24.762 137.435 348.346 395.192

Brasilien 17.480 25.664 37.143 42.530 196.884 219.342

Mexiko 8.105 18.802 22.424 41.130 97.170 115.952

Singapur 6.203 13.016 28.565 59.582 95.714 104.323

Argentinien 5.344 6.563 9.085 27.991 73.088 76.269

Bermudas 5.131 8.053 13.849 23.997 56.746 66.604

Indonesien 10.274 24.971 38.883 50.601 60.638 57.361

Malaysia 5.169 7.388 10.318 28.732 52.748 53.302

Südafrika 16.519 9.024 9.221 15.016 43.462 50.115

Quelle: UNCTAD 2002, S. 310©2003 SÜDWIND
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Abbildung 15:
Die Entwicklung der Auslandsverschuldung (ohne IWF- und kurzfristige Kredite) 

Abbildung 14: 
Neue Direktinvestitionen je Jahr (nach Empfängerland/Regionen) 1990�2001, in Mio. US-$

 1990�1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001
 (Mittelwert)

Welt 225.321 386.140 478.082 694.457 1.088.263 1.491.934 735.146

Industrienationen 145.019 219.908 267.947 484.239 837.761 1.227.476 503.144

Entwicklungsländer 74.288 152.685 191.022 187.611 225.140 237.894 204.801

Afrika: 4.320 5.835 10.744 9.021 12.821 8.694 17.165

Lateinamerika und Karibik 22.259 52.856 74.299 82.203 109.311 95.405 85.373 

Asien und Pazifik 47.710 93.994 105.978 96.386 103.008 113.795 102.264

Zentral- und Osteuropa 6.014 13.547 19.113 22 .608 25.363 26.563 27.200

$ Im Einzelnen:

China 19.360 40.180 44.237 43.751 40.319 40.772  46.846

Mexiko 8.080 9.938 14.044 11.933 12.534 14.706 24.731

Hongkong 4.859 10.460 11.368 14.770 24.596 61.938 22.834

Brasilien 2.000 10.792 18.933 28.856 28.578 32.779 22.457

Polen 1.396 4.498 4.908 6.365 7.270 9.342 8.830

Singapur 5.782 8.608 10.746 6.389 11.803 5.407 8.609

Südafrika 301 818 3.817 561 1.502 888 6.653

Chile 1.499 4.633 5.219 4.638 9.221 3.674 5.508

Taiwan 1.222 1.864 2.248 222 2.926 4.928 4.109

Thailand 1.990 2.271 3.626 5.143 3.561 2.813 3.759

Argentinien 3.458 6.951 9.156 6.848 24.134 11.152 3.181

Quelle: UNCTAD 2002, S. 303�306©2003 SÜDWIND

©2003 SÜDWIND Quelle: Weltbank 2002a

1982 1990 2000

0

200

400

600

800

1.000

1.200

1.400

1.600

1.800

2.000

2.200

345,5

163,1

467

396,8

686,9

497,3Privatbanken und andere

Bilateral

Multilateral

Anleihen

516,9

345,2

207,4

68,3

108,1

19,5



Band 1: Wer bestimmt den Kurs der Globalisierung? 
Die Rolle der Weltorganisationen 

SÜDWIND ©2003Strukturelle Gewalt in den Nord-Süd-Beziehungen
im Rahmen der »Dekade zur Überwindung von Gewalt«

52

neunziger Jahre finanzieren sich einige Schwellen-
länder mehr und mehr über direkte Anleihen, so-
genannte Bonds, die auf den Finanzplätzen von 
New York und London, aber auch auf kleineren Fi-
nanzplätzen wie Frankfurt oder Paris angeboten 
werden: Die Regierungen der Schwellenländer 
oder große Firmen in 
diesen Staaten legen 
Anleihen in ausländi-
schen Währungen auf 
internationalen Finanz-
märkten auf. Diese An-
leihen können weltweit 
erworben werden. 

 Für private Anleger 
sind sie oft sehr verlo-
ckend, da die Zinsen re-
lativ hoch sind. Als 
Faustregel gilt: Je größer 
das Risiko sein Geld zu 
verlieren, desto höher 
der gezahlte Zinssatz. 
Für Argentinien-An lei- 
hen wurden z.B. Mitte 
2001 bis zu 25% Zinsen geboten. Banken in In-
dustrieländern verkaufen solche Anleihen trotz al-
ler Risiken an ihre Kunden. 

 Schulden in Form von Anleihen sind seit 1990 
wesentlich schneller gewachsen als jede andere 
Art der Verschuldung (Abbildung 15).* 

3.4.3. Spekulation:
Wer profitiert davon?

Die neuen Möglichkeiten auf den internationalen 
Finanzmärkten haben dazu geführt, dass verstärkt 
Geld aus rein spekulativen Gründen angelegt 
wird: Es geht oftmals nicht darum, ein Unterneh-
men im Ausland zu kaufen, dort zu produzieren 

und mit dem Verkauf der hergestellten Güter Ge-
winne zu erwirtschaften. 

 Dabei kollidieren die langfristigen Interessen 
der Schwellen- und Entwicklungsländer mit den 
kurzfristigen Interessen von Kapitalanlegern: Ers-
tere wollen mit Hilfe des Auslandskapitals lang-

fristige Investitionen für 
die Schaffung von Ar-
beitsplätzen und die 
Ausweitung ihres Wirt-
schaftspotentials heran-
ziehen. Kapitalspekulan-
ten dagegen wollen die 
höchstmögliche Rendite 
in der kürzest möglichen 
Zeit erzielen. 

   Wenn beispielsweise 
Devisenspekulanten, an-
gelockt von hohen Zin-
sen und Renditen, ihr 
Kapital in einem Land 
investieren und nach 
kurzer Zeit hören, dass 
dem Land eine Abwer-

tung der Nationalwährung bevor steht, tauschen 
sie ihr Kapital in US-Dollar oder sonstige harte 
Währungen. Durch diesen verstärkten Verkauf der 
Nationalwährung des Schuldnerlandes verliert 
diese erst recht an Wert: Steigt das Angebot, sinkt 
der Preis. So wird ein Gerücht an den Finanzmärk-
ten zur sich selbst erfüllenden Prophezeiung.

 Währungsspekulanten können innerhalb weni-
ger Tage große Summen verdienen:

" Schritt 1: Der Spekulant Georg geht zu einer 
thailändischen Bank und nimmt einen Kredit 
in der Landeswährung über 24 Milliarden Baht 
auf.

" Schritt 2: Er tauscht die 24 Mrd. Baht bei ei-
nem Wechselkurs von 24 Baht pro Dollar und 
erhält dafür eine Milliarde US-Dollar. Diese 
Milliarde US-Dollar überweist Georg auf sein 
Konto in New York.

" Schritt 3: Eine Woche später fällt der Kurs des 
Baht: Statt 24 Baht ist ein US-Dollar jetzt 40 
Baht wert.

" Schritt 4: Georg nimmt aus seinem Konto in 
New York 600 Millionen US Dollar, tauscht sie 
in Baht zurück und erhält 24 Mrd. Baht.

* Details zur Schuldenkrise werden in zwei weite-
re Bände der SÜDWIND-Reihe behandelt. Ein 
Band zur Entwicklung in Argentinien-Band er-
scheint im Sommer 2003, eine weiterer zur Situa-
tion in Kamerun Ende 2003.
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Eine Mutter erklärt ihrer kleinen Tochter Ende 
der achtziger Jahre, was der Vater, einer um-
satzstärksten New Yorker Anleihehändler 
(Selbstbezeichnung: »Masters of the Universe«), 
an der Börse macht:

 »Stell dir einfach vor, eine Anleihe ist ein 
Stück Kuchen, und du hast den Kuchen geba-
cken, aber jedesmal, wenn du jemandem ein 
Stück Kuchen gibst, fällt ein kleines bißchen 
davon ab, wie kleine Krümel, und die kannst du 
behalten (...) Wenn du genügend Stücke Ku-
chen verteilst, dann hast du ziemlich bald ge-
nug Krümel, um einen riesigen Kuchen daraus 
zu machen.«

(Wolfe 1990, S. 299.)
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Die 1997 beginnende Asienkrise, die schnell 
auf Lateinamerika, Russland, Nigeria und dann 
indirekt in Form einer Rezession auf die ganze 
Welt übergriff, zeigte die Fehler der Liberalisie-
rung auf: Die Schwellenländer waren nicht in 
der Lage, die sich abzeichnenden Fehlentwick-
lungen zu korrigieren.

In Thailand beispielsweise begann die Krise 
durch Spekulationen hauptsächlich ausländi-
scher Devisenhändler. Sie gingen davon aus, dass 
die thailändische Währung Bath überbewertet 
sei und wetteten große Milliardensummen auf ei-
ne Abwertung. Die thailändische Regierung 
konnte dies nicht gesetzlich unterbinden und be-
saß auch nicht genügend eigene Währungsreser-
ven um den Bath zu stützen. Der Bath stürzte ab, 
die Spekulanten verdienten Milliarden, doch die 
Anleger verloren das Vertrauen in die thailändi-
sche Wirtschaft und zogen möglichst viel des ge-
liehenen und investierten Kapitals ab. Thailändi-
sche Firmen und Banken standen vor dem Ruin. 

Der IWF sprang dann mit einem »Rettungskredit« 
ein, für den harte Bedingungen gestellt wurden. 
Dazu gehörte neben der Erhöhung von Steuern 
und der Senkung von Staatsausgaben die drasti-
sche Erhöhung der Zinsen. Dies, verbunden mit 
der ohnehin sinkenden Nachfrage, war eine Kata-
strophe für die thailändischen Firmen: Mitten in 
der Krise verteuerten sich die Kredite.

Zwar bezeichneten viele Beobachter � darunter 
mit harschen Vorwürfen der damalige Cheföko-
nom der Weltbank, Joseph Stiglitz � die vom IWF 
verschriebene Medizin öffentlich als vollkommen 
falsch, doch der IWF blieb bei seinen Vorschriften 
(Stiglitz 2002, S. 109�157). Als Folge dieser Poli-
tik waren die Verluste der Anleger relativ gering. 
Mit dem Kredit des IWF konnten sie zum Teil aus-
bezahlt werden. Doch die Folgen für die thailäni-
sche Wirtschaft und die Bevölkerung waren ver-
heerend. Tausende Firmen mussten schließen, 
Millionen Beschäftigte verloren ihre Arbeitsstelle.

Ähnliches geschah auch in Südkorea, Indonesien 
und auf den Philippinen. Zwar war die Ausgangs-
situation jeweils etwas anders als in Thailand, 

doch der IWF verordnete immer wieder die glei-
chen Maßnahmen (INEF 1999). Im ohnehin poli-
tisch sehr unruhigen Indonesien führte die vom 
Währungsfonds durchgesetzte Streichung der 
Subventionen auf Nahrungsmittel und Brennstoff 
sogar zu schweren Unruhen mit vielen Toten. Da-
nach durfte die indonesische Regierung die Sub-
ventionen wieder einführen.

Auch die Krise in Argentinien 2001 betraf die 
Nachbarländer Uruguay und Brasilien direkt, ob-
wohl diese nach Auffassung des IWF eine solide 
Fiskalpolitik hatten. Innerhalb weniger Wochen 
wurde in Uruguay rund ein Fünftel aller Einlagen 
bei heimischen Banken abgehoben, zum größten 
Teil in Dollar umgetauscht und ins Ausland ge-
bracht. In kürzester Zeit sanken die Devisenreser-
ven des kleinen Landes um mehr als 40%. Im gro-
ßen Nachbarland Brasilien büßte die Landeswäh-
rung Real innerhalb eines Monats rund ein Zehn-
tel ihres Wertes ein. 

Die ausländischen Direktinvestitionen, die den 
regionalen Giganten Brasilien mit seinen 170 
Millionen Einwohnern seit Mitte der neunziger 
Jahre über Wasser hielten, gingen deutlich zu-
rück. Nun verschlechtern sich wichtige soziale In-
dikatoren. So stieg die Arbeitslosenrate in Sao 
Paulo nach amtlichen Messungen von 9 auf rund 
20%.

Fallbeispiel 6: Asien- und Argentinienkrise
führten zu Millionen Arbeitslosen
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" Schritt 5: Mit dem Geld zahlt er seinen Kredit 
zurück. Die verbleibende 400 Millionen US-
Dollar sind sein Gewinn � ein stattlicher Betrag 
für eine Woche Arbeit.

 (Leicht verändert übernommen aus: Stiglitz 
2002, S. 115)

 Der bekannteste Finanzspekulant der Welt, 
George Soros, wurde vom malaiischen Premiermi-
nister Mahathir beschuldigt, die Asienkrise 
1997/98 mit ausgelöst zu haben. Soros gibt zu, 
spekuliert zu haben, weist aber jede Schuld an der 
Krise von sich � und verdiente viel Geld (Soros 
1998, S. 179).

 Für die Betroffenen sieht die Rechnung anders 
aus: In Thailand begann die Wirtschaftskrise 
1997/98 durch Spekulationen hauptsächlich 
ausländischer Devisenhändler. Thailändische Fir-
men und Banken standen in der Folge vor dem 
Ruin. Millionen Menschen verloren ihre Arbeit 
und die Zahl der Armen stieg binnen eines Jahres 
um 77% (Huffschmid 2002, S. 183 / siehe Fall-
beispiel 6).

 Relativ glimpflich verlief die Asienkrise dage-
gen für Malaysia. Die dortige Regierung erließ 
zeitlich befristete Kapitalverkehrskontrollen: Der 
Abfluss von Geld wurde so größtenteils unterbun-
den, anschließend die Wirtschaft stabilisiert � und 
dann nach einem Jahr die Kapitalverkehrskontrol-
len wieder abgeschafft.

 China und Indien blieben von der Krise weitge-
hend unberührt. Ihre Gesetze verhindern den Zu-
fluss von reinem Spekulationskapital.

3.4.4 IWF und Weltbank
setzten Rahmenbedingungen
der Finanzmärkte durch

Ermöglichst wurden die Veränderungen im Devi-
senhandel, bei Direktinvestitionen und bei der 
Verschuldung durch die Liberalisierung der inter-
nationalen Finanzmärkte. Viele Staaten liberali-
sierten ihre Kapitalmarktgesetze, um Investoren 
anzulocken. Doch bei vielen Schwellen- und Ent-
wicklungsländern kam der Druck von außen: Sie 
müssen immer wieder mit dem IWF und der Welt-
bank über neue Kredite verhandeln. Diese Kredite 

sind an konkrete Bedingungen gebunden. Wie 
beim Güterhandel forderte der Internationale 
Währungsfonds auch auf dem Kapitalmarkt die 
Änderung bestehender Gesetze und Vorschriften, 
um so den Zufluss von ausländischem Kapitel zu 
erleichtern. Und nicht nur der Zufluss musste er-
leichtert werden, sondern auch die Möglichkeit, 
angelegte Gelder und Gewinne zurück ins Aus-
land zu überweisen. 

 Kleinere und mittlere Volkswirtschaften in Asi-
en, Afrika oder Lateinamerika haben keine Mög-
lichkeit mehr, sich vor den Entscheidungen oder 
dem Herdenverhalten von privaten Kapitalanle-
gern zu schützen. 

 Diese erzwungene Liberalisierung der Finanz-
märkte wurde von Beginn an massiv kritisiert. 
Ökonomen, Experten der Weltbank, Regierungen 
der betroffenen Staaten und Nichtregierungsorga-
nisationen verwiesen darauf, dass der freie Strom 
von Geld nur dann sinnvoll sei, wenn die Instituti-
onen � also die gesetzlichen Rahmenregelungen, 
das Bankensystem, die Bankenaufsicht, die Börsen 
und deren Aufsichtsbehörden � in den betroffe-
nen Staaten auch in der Lage seien, mit der neuen 
Situation umzugehen. Es fällt auf, dass in einer 
Reihe von Ländern � darunter Mexiko, Ecuador, 
Thailand, Argentinien, Indonesien und Russland � 
Bankenkrisen unmittelbar nach der Deregulierung 
oder Privatisierung des Bankensektors begannen. 
Die Abfederung dieser Krisen kostete die Regie-
rungen große Summen (Deutscher Bundestag 
2002a, S. 21 / Abbildung 16).

IWF und Weltbank
sollten Stabilität schaffen
Im Bergort Bretton Woods im amerikanischen 
Bundesstaat New Hampshire beschlossen Ökono-
men und Politiker 1944 die Gründung einer inter-
nationalen Institution, die Staaten bei akuten 
Zahlungsschwierigkeiten kurzfristig aus der Not 
helfen sollte. Diese neue Institution wurde »Inter-
nationaler Währungsfonds« genannt. Mittlerweile 
sind 183 Staaten Mitglieder des IWF.

 Der Internationale Währungsfonds hat die Auf-
gabe, bei drohenden Krisen rechtzeitig zu reagie-
ren und entsprechende wirtschaftspolitische Maß-
nahmen zu deren Vermeidung zu treffen. Kommt 
es dennoch zu einer akuten Krise, dann leiht der 
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IWF dem betreffenden Land Geld. Die Höhe der 
Summe wird bestimmt durch die Höhe der Einla-
gen, die jedes Land beim Internationalen Wäh-
rungsfonds hat: Ähnlich wie bei einer Genossen-
schaft zahlt ein Staat Geld in den Topf ein und 
kann im Bedarfsfall ein Vielfaches davon als Hilfe 
bekommen. Insgesamt stehen derzeit knapp 300 
Mrd. US-Dollar für Notfallkredite zur Verfügung. 

 Die Gelder des IWF stammen aus den Staats-
haushalten der Mitgliedsländer. Somit sind es die 
Steuerzahler dieser Staaten, die das Geld aufbrin-
gen müssen.

 Die Hilfe durch den IWF wird in Tranchen an 
das Krisenland vergeben. Diese Raten werden nur 
ausgezahlt, wenn das Schuldnerland die vom IWF 
gestellten Bedingungen � sogenannte »Erfül-
lungskriterien« � einhält. Werden die Bedingun-
gen nicht erfüllt, dann gibt es kein Geld mehr. 
Zwar wird immer wieder betont, der IWF stelle die 
Bedingungen nur in Absprache mit den betroffe-
nen Regierungen. Doch die Macht ist so verteilt, 
dass der Währungsfonds seine Ansichten gegenü-
ber kleinen und schwachen Staaten immer durch-
setzen kann. Paul Volcker, ehemaliges Mitglied der 

höchsten Leitung der US-Zentralbank, beschrieb 
dies folgendermaßen: »Wenn der Fonds mit einem 
armen und schwachen Land Beratungen führt, 
folgt das Land der Linie des IWF. Wenn der Fonds 
mit einem großen und starken Land Beratungen 
führt, folgt der IWF dessen Linie. Wenn die großen 
Länder in Konflikt miteinander stehen, geht er aus 
der Schusslinie.« (Oxfam 2002, S. 28).

 Zeitgleich mit dem IWF wurde die Weltbank ge-
gründet. Ziel war die Schaffung einer internatio-
nalen Bank, mit deren Krediten kriegszerstörte 
Staaten wieder aufgebaut werden sollten. Auch 
hier sind mittlerweile 183 Staaten Mitglied.

 Die Weltbankgruppe umfasst vier rechtlich 
selbständige Finanzierungsinstitutionen, die zu 
verschiedenen Konditionen Kredite vergeben oder 
bei der Entwicklungsfinanzierung behilflich sind:

" IBRD: Internationale Bank für Aufbau und Ent-
wicklung, die immer dann gemeint ist wenn 
von »der Weltbank« die Rede ist, gegründet 
1944;

" IDA: Internationale Entwicklungsorganisation, 
gegründet 1959;
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Abbildung 16: 
Die Kosten von Bankenkrisen in ausgewählten Ländern

Land Deregulierung oder Bankenkrise Kosten der Bankenkrise
 Privatisierung und   für den staatlichen Haushalt
 Liberalisierung des  in Prozent des BIP
 Finanzsektors

Mexiko 1989�1992 1995�2000 20

Ecuador 1992�1996 1998�.... 25

Argentinien 1990�1993 1994�1997* 30

Venezuela 1989�1992 1994�2000 35

Südkorea 1992�1996 1998�2000 25

Thailand 1992�1996 1998�2000 22

Indonesien 1992�1996 1998�2000 50

Russland 1990�1994 1994�2000 40

*Daten nur bis 2000 verfügbar (Krise geht seit 2001 weiter)

Quelle: Daten der Weltbank, zitiert nach: Deutscher Bundestag 2002a, S. 21©2003 SÜDWIND
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" IFC: Internationale Finanzkorporation, gegrün-
det 1956;

" MIGA: Multilaterale Investitionsgarantie-
Agentur, gegründet 1985.

 Für die Entwicklungsländer sind vor allem die 
beiden ersten von großer Bedeutung, da diese die 
Kredite zur Finanzierung von Projekten vergeben.

 Wichtigste Aufgabe der Weltbank ist die Verga-
be von Krediten. Im Finanzjahr 2001 wurden 17,3 
Milliarden US-Dollar verliehen. Weltbank-Projekte 
laufen in mehr als 100 Ländern. Dabei kooperiert 
man mit Regierungen, Nichtregierungsorganisati-
onen und Firmen in den Regionen.

 Die Weltbank ist der größte und damit wich-
tigste Kreditgeber für arme Länder. Für diese zählt 
dabei vor allem der Preis der Kredite. Je nach »Kre-
ditfenster« � es gibt verschiedene Kreditarten bei 
den Töchtern der Weltbankgruppe � sind diese 
Darlehen die billigste Geldversorgung. So gibt es 
beispielsweise für ganz arme Staaten spezielle 
Kredite, die jahrelang tilgungsfrei sind und auf die 
nur minimale Zinssätze anfallen.

 Bei der Frage, wer die Liberalisierung der Kapi-
talmärkte vorantreibt, können IWF und Weltbank 
in einem Atemzug genannt werden: die Weltbank 
vergibt nur dann Kredite, wenn das betroffene 
Land ein Abkommen mit dem Internationalen 
Währungsfonds abschließt und alle Auflagen ein-
hält.

Schlüsselrolle für Staaten
in einer Finanzkrise
Seine große Macht bezieht der Internationale 
Währungsfonds aus seiner Funktion, der Letzte 
und der Erste zu sein, der Geld gibt: Staaten in 
Notlagen leiht ab einem gewissen Punkt niemand 
mehr Geld. Wenn die wirtschaftliche Situation � 
aus welchen Gründen auch immer � einmal voll-
kommen verfahren ist, werden weder Banken 
noch Regierungen Gelder zur Verfügung stellen. 

Nun springt der IWF ein und bietet Hilfe an. Gibt 
der IWF Geld, dann eröffnen sich für das Schuld-
nerland wieder weitere Kreditmöglichkeiten. 
Selbst die Weltbank wird ohne den Segen des IWF 
keine Kredite vergeben. Nach einer Prüfung durch 
den Währungsfonds fassen auch andere potenti-
elle Kreditgeber wieder Vertrauen in den Schuld-

nerstaat. 

 Der Prüfung voraus gehen vom IWF und der 
Weltbank entworfene Reformprogramme. Nahezu 
alle armen Länder haben in den letzen 20 Jahren 
nach diesen Vorgaben tiefgreifende Reformen 
durchführen müssen. Bekannt wurden die Vorga-
ben unter dem Namen »Strukturanpassungspro-
gramme« (SAP). 

 Die Vorschriften des IWF sind immer gleich und 
orientieren sich nach wie vor am sogenannten 
»Washingtoner Konsens« (siehe Seite 26): Neoli-
berale Wirtschaftsprogramme mit dem Ziel einer 
Haushaltsstabilisierung durch Ausgabenkürzun-
gen sowie einer Liberalisierung der Wirtschaft. 
Schwellen- und Entwicklungsländer haben in Fi-
nanzkrisen keine Möglichkeit, die »Vorschläge« 
des Währungsfonds abzulehnen (SÜDWIND 
2001, S. 8�12).

 Nicht nur bei der Vergabe von Krediten spielt 
der IWF eine wichtige Rolle. Kommt es zu Um-
schuldungsverhandlungen zwischen Gläubiger-
staaten oder �banken mit einem hoch verschulde-
ten Land, dann wird der IWF als Gutachter hinzu-
gezogen. Der Währungsfonds berechnet dann, ob 
der Schuldenstand nach seiner Ansicht tatsächlich 
zu hoch ist und wie hoch der Schuldenerlass sein 
sollte. Die Gläubiger übernehmen in der Regel die 
Vorgaben des IWF.

3.4.5 Ein Dollar, eine Stimme � 
Wer bestimmt die Politik?

Oberstes Gremium des IWF ist der Gouverneursrat, 
der ein Mal jährlich tagt und über Grundsatzfra-
gen entscheidet. Zwar entsendet jedes Mitglieds-
land eine Person zu dessen Sitzungen, doch bei 
Abstimmungen wird nach Prozentanteilen der 
Einlagen gewichtet: Die USA verfügen über 17% 
der Einlagen und damit auch über 17,11% der 
Stimmen. Satzungsänderungen des IWF benöti-
gen eine Zustimmung von 85%. Damit können 
die USA allein alle wichtigen Entscheidungen blo-
ckieren � selbst wenn 182 andere Staaten dafür 
sind. Die Stimmen Deutschlands (6,00%), Japans 
(6,14%) und Großbritanniens (4,95%) reichen 
ebenfalls für ein Veto aus. Entwicklungsländer wie 
Kasachstan (0,18%), Ecuador (0,10%) oder Ugan-
da (0,09%) sind dagegen weitgehend stimm- und 
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machtlos. Die Stimmenaufteilung bei der Welt-
bank ist nahezu identisch (Abbildung 17).

 Ähnliches gilt bei der Wahl des Exekutivdirek-
toriums, dem 24 Personen angehören und das die 
täglichen Geschäfte des IWF leitet: 

" 5 Direktoren werden ernannt von den Natio-
nen mit den höchsten Einlagen (BRD, USA, 
Großbritannien, Japan, Frankreich). 

" 19 werden von Mitgliedergruppen gewählt. Bei 
dieser Wahl gilt erneut, dass der am meisten zu 
sagen hat, der über die meisten Anteile ver-
fügt. So ist Kanada zwar in einer Gruppe mit 10 
kleinen Inselstaaten und Irland. Doch allein 
die Kanadier verfügen bei der Wahl des Direk-
tors über mehr als 75% der Stimmen.

" Bei Abstimmungen der 24 Direktoren hat die 
Stimme eines jeden Direktors einen so hohen 
Anteil an den Gesamtstimmen wie sein Land 
oder die Staatengruppe, die er vertritt. Der Ver-
treter aus den USA hat somit alleine einen 
Stimmenanteil von 17%, die beiden Direktoren 
aus Sub-Sahara Afrika dagegen zusammen nur 
5,4%.

 Die Wahl des Exekutivdirektoriums der Welt-
bank folgt den gleichen Prinzipien. Durch diese 
Stimmenverteilung können die Industrienationen 
allein bestimmen, welche Politik der IWF und die 
Weltbank in nahezu allen Schwellen- und Entwick-
lungsländern durchsetzt.

3.
4Abbildung 17:

Stimmenanteile einiger Staaten bei IWF und Weltbank

Die G7-Staaten alleine verfügen über rund 
45% der Stimmen im IWF. Wie dominant sie 
sind, zeigte sich beim Weltwirtschaftsgipfel in 
Köln 1999: Die sieben Staatschefs tagten in ei-
nem Museum in Köln. Dort beschlossen sie 
dann einen Schuldenerlass für bis zu 41 Staa-
ten. Sie besprachen dies alleine ohne die 
Schuldner- oder auch andere Gläubigerregie-
rungen. Dann teilten sie ihre Beschlüsse der Öf-
fentlichkeit mit und der IWF erhielt den Auf-
trag, die Umsetzung der Beschlüsse durchzu-
setzen.

Quelle: www.imf.org und worldbank.org; Stand Dez. 2002
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3.5.1 Vereinte Nationen und ihre 
Unterorganisationen stärken

Auch in den Vereinten Nationen ist die Macht un-
gleich verteilt. Dies zeigt nicht zuletzt der Sicher-
heitsrat, ein fünfzehnköpfiges Gremium, in dem 
lediglich die 5 Siegermächte des Zweiten Welt-
krieges (USA, Russland, Großbritannien, Frank-
reich und China) einen ständigen Sitz haben. Sie 
können mit einem Veto alle Beschlüsse blockieren.

 Dennoch sind die Vereinten Nationen mit ihren 
Unterabteilungen die internationale Organisati-
on, in der sich die Entwicklungsländer am ehesten 
Gehör verschaffen können. Mit den weltweit ver-
bindlichen Erklärungen der Vereinten Nationen 
werden auch Wirtschaftsfragen behandelt.

 Schon in der am 10. Dezember 1948 von der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen be-
schlossenen »Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte« heißt es (Artikel 22), jeder habe »das 

Recht auf soziale Sicherheit und Anspruch darauf, 
durch innerstaatliche Maßnahmen und internatio-
nale Zusammenarbeit sowie unter Berücksichti-
gung der Organisation und der Mittel jedes Staa-
tes in den Genuss der wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Rechte zu gelangen, die für seine 
Würde und die freie Entwicklung seiner Persön-
lichkeit unentbehrlich sind.«

 Dies wird in Artikel 25 weiter ausgeführt: »Je-
der hat das Recht auf einen Lebensstandard, der 
seine und seiner Familie Gesundheit und Wohl ge-
währleistet, einschließlich Nahrung, Kleidung, 
Wohnung, ärztliche Versorgung und notwendige 
soziale Leistungen, sowie das Recht auf Sicherheit 
im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität 
oder Verwitwung, im Alter sowie bei anderweiti-
gem Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unver-
schuldete Umstände.«

 Diese Erklärung wurde im Laufe der Jahre 
durch weitere Übereinkommen noch präzisiert, 

3.5 Vorschläge für eine Reform von Institutionen
und Wirtschaftsbeziehungen
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darunter die 1966 entworfenen »Pakte über »bür-
gerliche und kulturelle Rechte« (IPBPR) sowie der 
im gleichen Jahr entstandene »Pakt über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte« (IPWS-
KR). Beide Pakte traten 1976 in Kraft.

 Über die zentralen Erklärungen der Vereinten 
Nationen hinaus wurden auch in Unterorganisati-
onen wie der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO), der Welthandels- und Entwicklungskonfe-
renz der Vereinten Nationen (UNCTAD) und im 
Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC) � um nur ei-
nige zu nennen � international verbindliche Ver-
träge unterzeichnet.

 Die regelmäßig von diesen Organisationen ver-
fassten Berichte benennen viele der weltwirt-
schaftlichen Probleme und erläutern Lösungsan-
sätze, die wesentlich stärker die Belange der Ar-
men berücksichtigen als die Ansätze anderer in-
ternationaler Organisationen. Diese Organisatio-
nen werden jedoch von den reichen Ländern sys-
tematisch geschwächt: Es ist kein Zufall, dass die 
von den Industrieländern dominierte Welthan-
delsorganisation Wirtschaftssanktionen genehmi-
gen darf � was ihr große Macht gibt � die ILO bei 
Verstößen gegen ihre Konventionen jedoch nur an 
den guten Willen der Übeltäter appellieren kann.

 Nötig wäre hier:

" Die UN-Organisationen müssen finanziell und 
organisatorisch gestärkt werden. 

" Die UN-Organisationen benötigen auch in 
Wirtschaftsfragen weitere eigene Sanktions-
möglichkeiten, um gegen den Bruch von inter-
nationalen Verträgen vorgehen zu können.

" Die internationale Staatengemeinschaft muss 
wesentlich stärker als bislang bereit sein, die 
Sanktionsmöglichkeiten auch auszuschöpfen 
und damit den Vereinten Nationen zusätzliche 
Macht geben.

" Die Beschlüsse anderer internationaler Organi-
sationen � und hier vor allem die G8-
Konferenzen, der Internationale Währungs-
fonds, die Weltbank und die Welthandelsorga-
nisation � müssen denen der Vereinten Natio-
nen als der demokratischen Vertretung der 
Staaten untergeordnet werden.

" Alle internationalen Verträge, die nicht mit 
den innerhalb der UN verabschiedeten Erklä-
rungen vereinbar sind, sind aufzuheben.

3.5.2 Internationaler
Währungsfonds (IWF)

Die Machtverhältnisse innerhalb des IWF und die 
Aufgaben der Behörde müssen grundlegend refor-
miert werden: 

" Die Leitungsgremien müssen demokratisiert 
werden. Ein konkreter Vorschlag hierzu ist die 
Abkoppelung der Stimmrechte von der Höhe 
der Einlagen. 

" Dem IWF müssen viele seiner derzeitigen Kom-
petenzen entzogen werden. Er sollte wieder zu 
einem reinen Frühwarnsystem und einer Ein-
greifreserve bei Finanzkrisen werden � und 
nicht weltweit Vorgaben über die Wirtschaft 
und die Staatsfinanzen dutzender Länder erlas-
sen.

" Der IWF muss sich aus der Finanzierung von 
Entwicklung zurückziehen. Dies ist nicht Teil 
seiner ursprünglichen Aufgaben.

" Der IWF sollte dezentralisiert werden durch die 
Bildung von Regionalorganisationen, die selb-
ständig handeln können.

" Die Zahl der Auflagen für die Vergabe von Kre-
diten muss drastisch reduziert werden. Alle 
Auflagen sollten dahingehend überprüft wer-
den, welche Auswirkungen sie auf die wirt-
schaftliche Situation der Armen in dem betrof-
fenen Land haben.

3.5.3 Die Weltbank 

Erst eine tatsächlich umgesetzte grundlegende 
Reform könnte die Weltbank zu dem machen, was 
sie heute schon zu sein behauptet, »eine Bank für 
die Armen«:

" In einem ersten Schritt muss die Weltbank ihre 
Entscheidungsstrukturen demokratisieren. Ein 
konkreter Vorschlag hierzu ist die Abkoppe-
lung der Stimmrechte von der Höhe der Einla-
gen.

" Zudem muss die Weltbank ihre Kreditzusagen 
von den Auflagen des IWF abkoppeln.

" Die finanzierten Projekte müssen danach aus-
gewählt werden, wie die Armut am effektivs-
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ten bekämpft werden kann. Dabei sollten die 
Vorschläge der Betroffenen und deren Interes-
senvertreter die Entscheidungen maßgeblich 
mit beeinflussen. 

" Bei der Auswahl der finanzierten Projekte müs-
sen bestehende Vorgaben über die ökologi-
schen und sozialen Auswirkungen der Kredite 
eingehalten und diese noch deutlich verschärft 
werden. 

3.5.4 Die Welthandels-
organisation

Eine Abschaffung der Welthandelsorganisation 
wird zwar vereinzelt gefordert, kann jedoch gerade 
für die Schwellen- und Entwicklungsländer zu ei-
ner weiteren Verschlechterung ihrer Verhand-
lungsposition führen. Sie würden dann wieder bi-
lateral mit den übermächtigen Industriestaaten 
über Handelserleichterungen verhandeln müssen, 
was ihre Verhandlungsposition noch mehr 
schwächt.

 Ziel müssen daher Reformen sein, die die 
Macht innerhalb der Behörde anders verteilen: Bei 
gleichberechtigten Verhandlungen und gleicher 
Verhandlungsmacht können Arm und Reich zu Lö-
sungen kommen, von denen beide Seiten profitie-
ren:

" Vor weiteren Handelserleichterungen sollte in 
einer umfassenden Bestandsaufnahme der bis-
herigen Beschlüsse festgestellt werden, welche 
Auswirkungen diese auf das Leben der Armen 
hatten. 

" Handelserleichterungen, die zur Benachteili-
gung der Armen geführt haben, müssen rück-
gängig gemacht werden.

" Um den weiteren Missbrauch des Konsensprin-
zips bei Abstimmungen vorzubeugen, müssen 
Abstimmungen in Zukunft geheim sein.

" Die WTO sollte sich verpflichten, die von den 
Vereinten Nationen bis 2015 anvisierte Halbie-
rung der Zahl der Armen mit all ihren Möglich-
keiten zu unterstützen. Als Ziel der WTO darf 
nicht mehr die Marktöffnung als solches im 
Vordergrund stehen, sondern die Umstrukturie-
rung des Handels, so dass er die Entwick-
lungschancen armer Länder verbessert und zur 

Verbesserung der Lebenssituation der Armen 
beiträgt. Vor jeder weiteren Handelserleichte-
rung muss daher geprüft werden, welche Aus-
wirkungen diese auf das Leben der Armen hät-
ten.

" Soziales, Umwelt- und Menschenrechte müs-
sen in die Verhandlungen mit einbezogen wer-
den.

" Nur durch eine Reform der gesamten Verhand-
lungssituation kann es den Entwicklungslän-
dern möglich werden, ihre Interessen zu artiku-
lieren und durchzusetzen. Es muss ein Fonds 
geschaffen werden, der es den Entwicklungs-
ländern auch finanziell ermöglicht, VertreterIn-
nen zu den Verhandlungen zu schicken und Ex-
pertInnen zu engagieren.

" Ein ähnlicher Fonds muss geschaffen werden, 
um armen Staaten bei Handelsauseinanderset-
zungen die nötigen finanziellen Mittel zum An-
heuern von Fachleuten (Wirtschaftsanwälte, 
Gutachter) zur Verfügung zu stellen.

" Die Industrieländer müssen ihren Protektionis-
mus beenden und ihre Märkte deutlich weiter 
für die Produkte der Entwicklungsländer öff-
nen.

" Umgekehrt müsste es Entwicklungs- und 
Schwellenländern möglich sein, für einen be-
grenzten Zeitraum bestimmte Produkte von 
Zollsenkungen auszunehmen, um ihre eigene 
Entwicklung voranzutreiben. Dazu muss die 
bereits vorhandene Möglichkeit, in bestimmten 
Bereichen Ausnahmeregeln für Entwicklungs-
länder zu erlassen (»special and differential 
treatment«), ausgebaut und verbessert werden 
(siehe Fallbeispiel 7).
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Um den spezifischen Bedürfnissen der Schwellen- 
und Entwicklungsländer gerecht zu werden gibt 
es den Vorschlag, die bislang unzureichenden 
Sonderregelungen für diese Staaten innerhalb 
der WTO-Vereinbarungen auszubauen. Von einer 
Development Box ist in diesem Zusammenhang 
oft die Rede.

 Einen konkreten Vorschlag für den Agrarbereich 
legten drei deutsche Nichtregierungsorganisationen 
vor, den wir hier stark verkürzt wiedergeben:

Positionspapier von Germanwatch, FIAN Deutsch-
land und Weltladen-Dachverband:

Ernährung sichern � für eine »Development 
Box« im WTO-Agrarabkommen 

Die Development Box setzt an den bestehenden Un-
gleichheiten und den geschilderten Erfahrungen an 
und greift wichtige Entwicklungsanliegen auf. Ziel 
ist es.... 

" die einheimische Nahrungsmittelproduktion in 
Entwicklungsländern zu schützen und auszuwei-
ten, insbesondere bei Grundnahrungsmitteln 

" arme Bauern vor Dumping mittels subventionier-
ter Importe aus den reichen Ländern zu schützen 

" den Entwicklungsländern mehr Flexibilität zur 
gezielten Förderung von Kleinbauern einzuräu-
men 

" Beschäftigung auszuweiten und Ernährungssi-
cherung zu fördern. 

 Nach Meinung von FIAN DEUTSCHLAND, Welt-
ladendachverband und Germanwatch sind zur Errei-
chung der obengenannten Ziele folgende Maßnah-
men erforderlich: 

I.  Maßnahmen zum Schutz der einheimischen Pro-
duktion von Grundnahrungsmitteln und der 
Kleinbauern in Entwicklungsländern vor Dum-
ping mittels subventionierter Importe. (...) 

II.  Maßnahmen, die Entwicklungsländern eine grö-
ßere Flexibilität zur Förderung der ländlichen 
Entwicklung und der Ernährungssicherung sowie 
zur gezielten Förderung von Kleinbauern einräu-
men. (...)

III. Nachfolgende Maßnahmen beziehen sich auf Be-
reiche, die für die wirtschaftliche Entwicklung 
von Entwicklungsländern oder für die Förderung 
der Ernährungssicherung von Bedeutung sind. 
(...)

 Die Subventionen sollen vollständig von der Pro-
duktion entkoppelt und an Programme zur Förde-
rung von nicht handelsbezogenen Anliegen wie 
Umweltschutz, Ernährungssicherung etc. gekoppelt 
werden. (...)

 Die WTO soll in der Präambel des Marrakesh-
Abkommens den Vorrang der Menschenrechte aner-
kennen, als auch in der Präambel des Agrarabkom-
mens der WTO den Vorrang des Rechts auf Nah-
rung. (...) 

 Exportsubventionen sollen abgeschafft werden 
(...)

 Die Marktmacht von multinationalen Konzernen 
im Agrarbereich und ihr Mißbrauch (u.a. in Form von 
Dumping) sollen ein Thema der Verhandlungen wer-
den. (...)

Die Bundesregierung und die Europäische Uni-
on müssen daher: 

bei den Agrarverhandlungen in der WTO eine »De-
velopment Box« unterstützen, die gezielte Maßnah-
men zur Unterstützung der kleinbäuerlichen Land-
wirtschaft und insbesondere von Erzeugern mit ge-
ringem Einkommen und geringen Ressourcen er-
laubt; 

" sich zu deutlich höheren Ausgaben zur Förde-
rung der ländlichen Entwicklung im Süden als 
auch zur Umsetzung der Marrakesh Entschei-
dung verpflichten. 

 Darüber hinaus soll die Bundesregierung und die 
Europäische Union folgende, dringende Initiative 
für die 5. Ministerratstagung in Cancun ergreifen: 

 Die Mitgliedsländer der WTO sollen den Entwick-
lungsländern (EL) das Recht zugestehen, mit soforti-
ger Wirkung Ausgleichszölle in Höhe des Subventi-
onsanteils der Landwirte in den Ursprungsländern 
in der OECD zu erheben (...) 

 Die Entwicklungsländer brauchen sofort die Mög-
lichkeit, sich gegen die subventionierten Importe 
und das Dumping ausgehend von staatlicher Unter-
stützung und Marktmacht der Konzerne zu schützen. 

(Quelle: http://www.germanwatch.org/tw/
devbox02.htm) 

Mehr Infos: Marita Wiggerthale,
Germanwatch Berlin, 030-28883653
Email wiggerthale@germanwatch.org
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3.5.5 Verbesserung von
Sozialstandards

Angesichts der weltweit wachsenden Armut ha-
ben insbesondere seit den 90er Jahren Gewerk-
schaften, Nicht-Regierungsorganisationen und 
Netzwerke sozialer Bewegungen in Ländern des 
Südens und Nordens den Anstoß zur Entwicklung 
handelsbezogener Mechanismen zur Verbesse-
rung von Sozialstandards gegeben.

WTO-Sozialklausel
Seitdem die internationale Gewerkschaftsbewe-
gung im Vorfeld der WTO-Ministerratskonferenz 
1996 den Vorschlag machte, eine Sozialklausel in 
die Rahmenvereinbarungen der WTO aufzuneh-
men, wird hierüber eine kontroverse Debatte ge-
führt. Bisher konnte die Kritik von Entwicklungs-
ländern, die Sozialklausel würde zu protektionisti-
schen Zwecken des Nordens missbraucht, nicht 
entkräftet werden. Tatsächlich gilt die weltweite 
Hauptkritik vor allem der generellen WTO-Politik, 
die sich seit ihrer Gründung in vielfacher Weise 
negativ auf die Situation in Dritte-Welt-Ländern 
ausgewirkt und bestehende Ungleichgewichte 
zwischen Nord und Süd noch verschärft hat. 

 Insofern sind Vorschläge zur Demokratisierung, 
zu mehr Transparenz und Partizipation, wie sie 
2001 die Gruppe der Globalisierungsexperten der 
G 77, einem Zusammenschluss von zur Zeit 133 
Schwellen- und Entwicklungsländern, vorgestellt 
hat, richtungweisend. Darin werden z.B. Evaluie-
rungen der Auswirkungen bisheriger WTO-
Abkommen auf Dritte-Welt-Länder, ein Abbau der 
Schutzzölle der Industrieländer für ihre Agrar- und 
Textilmärkte sowie eine Behandlung der Proble-
matik des Rohstoffpreisverfalls gefordert. Solange 
für diese für die Dritte Welt zentralen Fragen in-
nerhalb der WTO keine Fortschritte bzw. Lösungen 
gefunden werden, ist nicht damit zu rechnen, dass 
die Sozialklausel-Debatte konstruktiv gewendet 
werden kann.

Gewerkschaftliche
Rahmenabkommen
Von 1988�2001 sind zehn gewerkschaftliche 
Rahmenabkommen mit multinationalen Unter-
nehmen abgeschlossen worden, durch die Sozial-
standards bei globalen Zulieferern verbessert wer-
den sollen (Wick 2001). Zentrales Kennzeichen 
von Rahmenabkommen ist die Etablierung einer 
Struktur, an der die Interessenvertretungen von 
Beschäftigten und die Unternehmen beteiligt 
sind. Bei den betroffenen internationalen Gewerk-
schaften handelt es sich um IUF, IFBWW, ICEM 
und UNI, bei den multinationalen Unternehmen 
beispielsweise um Danone, die Accor Hotel-
Gruppe, Nestle, Del Monte, IKEA, Faber-Castell, 
Hochtief, Statoil, Telefonica und Freudenberg. Ers-
te Fortschritte für die Beschäftigten konnten be-
reits erzielt werden (Wick 2001).

Fairer Handel � Ethischer Konsum
Seit den 70er Jahren nahmen alternative Handels-
organisationen direkte Handelsbeziehungen zu 
ProduzentInnen in der Dritten Welt auf und boten 
ihnen Vorzugsbedingungen an, wie z.B. höhere 
Preise, Vorfinanzierung von Bestellungen, verbes-
serter Marktzugang etc. Alternativer Handel wird 
begleitet von Aufklärungsarbeit und öffentlichen 
Kampagnen über die Auswirkungen des Welthan-
delssystems. Heute werden eine Reihe von Dritte-
Welt-Produkten mit unabhängigen Gütesiegeln 
(Kaffe, Tee, Kakao, Honig, Zucker, Bananen ..4.) an 
VerbraucherInnen in den Industrieländern ver-
kauft. Obwohl der Marktanteil der fair gehandel-
ten Produkte in fast 20 Industrieländern nicht 
mehr als 1�2 % beträgt, hat sich die hinter ihnen 
stehende Eine-Welt-Bewegung im Norden mit ih-
ren Verbindungen zu südlichen PartnerInnen zu 
einem stabilen politischen Faktor in vielen Gesell-
schaften entwickelt.
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Verhaltenskodizes
(Codes of Conduct)
Ein Vorschlag für die Regulierung der internatio-
nalen Wirtschaftsbeziehungen, der insbesondere 
auf die Einbindung von weltweit agierenden Un-
ternehmen inklusive ihrer Zulieferer abzielt, ist die 
Einführung von Verhaltenskodizes: Die Konzerne 
sollen die Sozialverantwortung für die Beschäfti-
gungsverhältnisse in ihrer weltweiten Produkti-
onskette übernehmen und für den gesamten Kon-
zern verbindliche Regeln einführen. 

 Kampagnen wie die für saubere Kleidung 
(CCC) üben Druck auf die Unternehmen aus, um 
diese dazu zu bewegen, sich bei der Einhaltung 
dieser sozialen Mindeststandards von unabhängi-
gen Institution kontrollieren zu lassen.

 Verhaltenskodizes sind kein Ersatz für staatli-
che Regelungen, sondern Ergänzungen. Sie sind 
von Vorteil, weil neue soziale Bündnisse zwischen 
Gewerkschaften und Nichtregierungsorganisatio-
nen in Nord- und Südländern dieses Instrument 
innovativ nutzen können. Wenn in Zusammenar-

beit mit diesen Bündnissen unabhängige Kontrol-
len der Fabriken stattfinden können, dann sind sie 
trotz der juristischen Freiwilligkeit dieses Instru-
mentes ein starkes Druckmittel.

3.5.6 Faires und transparentes
Insolvenzverfahren für Schuldner

Bislang entscheiden allein die Gläubiger darüber, 
wie mit einem Land, das in Zahlungsunfähigkeit 
geraten ist, zu verfahren ist. Eigens gegründete 
Gläubigerkartelle bestimmen, WER einen Schul-
denerlass erwarten darf, WIE VIEL maximal erlas-
sen wird und WELCHE Bedingungen dafür zu er-
füllen sind. Die Gläubiger, die sich somit zu Rich-
tern in eigener Sache machen, können in dieser 
Machtstellung ihre Eigeninteressen problemlos 
durchsetzen. Angesichts einer sehr zweifelhaften 
Rolle, die sie in der Vergangenheit bei der Ent-
wicklung der Verschuldungskrise spielt haben, ist 
diese Tatsache doppelt fragwürdig. 
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Kernelemente für mehr
Gerechtigkeit
Für eine Verfahrensreform in der Entschuldungs-
strategie ist es daher wichtig, dass Gläubiger und 
Schuldner als gleichberechtigte Partner Wege aus 
der Verschuldungssituation suchen und eine unab-
hängige Instanz über notwendige Erlasse und 
Schuldentragfähigkeit entscheidet. Grundlage der 
Entscheidung muss dabei die Sicherung der Grund-
bedürfnisse der Bevölkerung in dem Schuldnerland 
sowie eine finanzielle Unabhängigkeit für einen ei-
genverantwortlichen Neuanfang sein. Motivation 
für einen Schuldenerlass ist nicht die maximale Be-
friedigung der Gläubigerinteressen sondern der 
wirtschaftliche Neuanfang des Schuldners. 

 Die Kernelemente in einem solchen Verfahren 
sind daher:

1. eine unparteiische Entscheidungsfindung 
durch eine neutrale, von Gläubigern- und 
Schuldnerinteressen unabhängige Instanz;

2. ein Anhörungsrecht aller betroffenen Parteien, 
d.h. auch der Bevölkerung;

3. die Sicherstellung der Grundversorgung der 
Bevölkerung, insbesondere der wirtschaftlich 
schwächsten Gruppen in den Schuldnerlän-
dern;

4. ein automatischer Zahlungsstopp zu Beginn ei-
nes solchen Insolvenz- oder Schiedsverfahrens 
(das soll verhindern, dass sich Einzelgläubiger 
Zugriff auf vorhandene Aktiva des Schuldners 
vor anderen Anspruchsberechtigten verschaf-
fen).

 Teilweise sind solche Elemente aus der nationa-
len Rechtssprechung für Insolvenzen bekannt. 
Vorbild für die internationale Forderung nach ei-
nem unabhängigen Schiedsverfahren ist ein seit 
den 30er Jahren in den USA praktiziertes Insol-
venzverfahren für öffentliche Gebietskörperschaf-
ten wie Kommunen und Einzelstaaten. Im Falle ei-
ner Insolvenz können diese Gebietskörperschaften 
eine neutrale Instanz anrufen (in diesem Fall ein 
ordentliches US-amerikanisches Gericht) und 
Schutz unter dem entsprechenden Kapitel 9 der 
US Insolvenzrechtssprechung beantragen. Eben-
falls in Kapitel 9 festgeschrieben ist ein Anhö-
rungsrecht für die betroffene Bevölkerung. 

 Schiedsverfahren sind ein bewährtes Instru-

ment bei internationalen Streitfragen. Entschei-
dendes Element ist also die Schaffung einer sol-
chen Schiedsinstanz, in der beide Seiten (Gläubi-
ger und Schuldner) eine gleich große Zahl von 
SchiedsrichterInnen benennt (z.B. je 2), die sich 
dann wiederum auf die Benennung einer weiteren 
Person einigen, um eine ungerade Zahl zu errei-
chen. Entscheidungen können dann mit einfacher 
Mehrheit getroffen werden.

 Die Kernelemente werden ergänzt durch eine 
Reihe wesentlicher Details. Hierzu gehören u.a.: 

" Transparenz während des gesamten Prozessver-
laufs, von der Planung bis hin zur Veröffentli-
chung aller Ergebnisse und Zwischenergebnis-
se.

" Eine effiziente Beteiligung der Zivilgesellschaft 
in allen Phasen des Prozesses.

" Die Möglichkeit zur Überwachung der Umset-
zung der Ergebnisse.

" Die Identifizierung und der Erlass von illegiti-
men Forderungen, wodurch auch die Mitver-
antwortung der Gläubiger in der Schuldenkrise 
zum Tragen kommt.

 Die Verpflichtung der Schuldnerregierung zu-
gunsten der Armutsbekämpfung, sowie die Mög-
lichkeit einer Revision bei nicht Einhaltung.

3.5.7 Reduzierung
der Spekulation

Für Schwellen- und Entwicklungsländer verhee-
rende Spekulationsgeschäfte können einge-
schränkt werden. Hierzu gibt es eine Reihe von Lö-
sungsansätze.

Ausdehnung der Gesetze
auf alle Finanzplätze
Ein erheblicher Teil der Finanzgeschäfte findet in 
Kleinstaaten und auf Inseln statt, die sich nicht in-
ternational gültigen Gesetzen unterstellen wollen 
(»offshore-Finanzzentren«). Die Geschäfte dienen 
zu einem erheblichen Teil der Geldwäsche und der 
Steuerhinterziehung. Zudem operieren hier Fonds, 
die weltweit spekulieren ohne sich einer Finanz-
aufsicht zu stellen. Die Finanzzentren müssen ge-
schlossen werden.
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Devisenumsatzsteuer
Spekulationen mit Devisen könnten durch die Ein-
führung einer Steuer auf alle kurzfristigen Devi-
sengeschäfte reduziert werden. Schon eine Steuer 
von 0,5 Prozent je Transaktion könnte erhebliche 
Auswirkungen haben: Wird Geld aus spekulativen 
Gründen schon nach wenigen Tagen immer wie-
der neu angelegt, käme innerhalb eines Jahres ei-
ne erhebliche Steuerbelastung zusammen. Lang-
fristige Anlagen wären dagegen kaum betroffen. 
Im Gegenteil: Eine Reduzierung der ständigen 
Kursschwankungen könnte Geschäfte sogar siche-
rer machen. 

 Umsetzbar wäre eine Devisenumsatzsteuer re-
lativ einfach. Die weltweiten Spekulationen wer-
den nur über eine Handvoll Börsen getätigt, die 
größtenteils in Industrieländern liegen. Da der 
Handel ohnehin über Computersysteme läuft, wä-
re die Einführung der Steuer relativ leicht zu be-
werkstelligen.

 Einen besonderen Reiz gewinnt diese Idee 
noch dadurch, dass man die so entstandenen Ein-
nahmen für Entwicklungshilfe einsetzen könnten.

Selektive Kapitalverkehrs-
beschränkungen
Allerdings könnte eine solche Steuer nicht alle 
Spekulationen unterbinden: Winken beispielswei-
se bei Währungsgeschäften sehr hohe Gewinne, 
dann schreckt die geringe Steuer nicht. Über die 
Devisenumsatzsteuer hinaus könnten weitere In-
strumente zur Lenkung von Kapitalströmen einge-
führt werden. Lange verpönt � und vom IWF be-
kämpft � können Gesetze (wieder-)eingeführt wer-
den, die es den Staaten ermöglichen, in Krisensi-
tuationen die Ein- oder Ausfuhr bestimmter Arten 
von Kapital zu verbieten.

3.5.8 Ethische Geldanlagen:
Umdenken beim eigenen
Umgang mit Geld

Die Anlage von Geld hat großen Einfluss auf das 
Wirtschaftsgeschehen. Durch Bankgeschäfte, 
Rentenfonds und Geldanlagen sind nahezu alle 
Deutschen Teil des weltweiten Geldmarktes.

 Bei der Geldanlage nach ethischen Kriterien 
gibt es die gleichen Anlagemöglichkeiten wie bei 
der »normalen« Geldanlage: Sparbücher, Fonds, 
Aktien und Lebensversicherungen. Doch neben 
den klassischen ökonomischen Kriterien (Rendite, 
Liquidität, Sicherheit) wird zusätzlich der Verwen-
dungszweck berücksichtigt: Wofür arbeitet mein 
Geld? Ziel ethischer Geldanlage ist, dass das Geld 
letztendlich in Projekte fließt, die ökologische und 
soziale Kriterien beeinhalten.

 Neben den Privatpersonen sollten auch Institu-
tionen überlegen, was mit ihren Anlagen eigent-
lich geschieht. Insbesondere kirchliche Einrichtun-
gen verfügen teilweise über sehr hohe Rücklagen 
und Pensionskassen. Ähnliches gilt auch für man-
che Vereine, für Orden, Stiftungen und soziale Ein-
richtungen.

 Da hier erhebliche Mittel zur Verfügung ste-
hen, könnte eine Neustrukturierung dieser Gelder 
Signalwirkung haben: Banken und Fonds werden 
ihr Angebot ethischer Geldanlagen wesentlich er-
weitern, wenn sie dort einen Markt sehen.

 Man kann die Geldanlage auch mit umfang-
reichen entwicklungspolitischen Kriterien ver-
knüpfen. Ein Beispiel dafür ist die Ökumenische 
Entwicklungsgenossenschaft Oikocredit (damals 
EDCS). Sie wurde 1975 vom Ökumenischen Rat 
der Kirchen gegründet und arbeitet weltweit mit 
Partnern in 65 Ländern zusammen. Oikocredit ist 
wie eine Genossenschaft aufgebaut. Jedes Mit-
glied hat unabhängig von der Höhe des investier-
ten Kapitals eine Stimme.

 Ziel ist, armen Menschen Zugang zu fairen Kre-
diten zu verschaffen. Die GeschäftspartnerInnen 
sind an der Ausarbeitung der Verträge beteiligt 
und können bei Bedarf die kostenlose Beratung 
der regionalen Oikocredit-Beauftragten in An-
spruch nehmen. Der Zugang zu Krediten ermög-
licht ihnen langfristiges Planen und eigenständi-
ges Wirtschaften.

(Kontakt: Oikocredit Westdeutscher Förderkreis, 
Adenauerallee 37, 53113 Bonn,
Tel: 0228/9 25 97-39, Fax: 0228/9 25 97-40, 
Email: oikocredit.bonn@t-online.de,
Homepage: www.oikocredit.org/de/)
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Politikerinnen und Politiker aller Parteien sind 
ständig dem Druck von WirtschaftslobbyistInnen 
ausgesetzt, die weitere Liberalisierungen der Wirt-
schaft fordern. Die führenden Wirtschaftsverbän-
de beschäftigen tausende MitarbeiterInnen, die in 
Berlin und in Brüssel versuchen, auf politische 
Entscheidungen Einfluss zu nehmen. Auch in den 
Medien treten immer wieder die Chefs der ver-
schiedenen Wirtschaftsverbände auf und stellen 
ihre Forderungen. 

 VertreterInnen von Nichtregierungsorganisatio-
nen und Kirchen sind dagegen an den Orten der 
politischen Entscheidungsfindung viel weniger 
präsent. Dies liegt nicht zuletzt an den geringeren 
finanziellen Ressourcen. Um diesem Ungleichge-

wicht zu begegnen sind Aktivitäten auf den ver-
schiedensten Ebenen erforderlich. Kampagnen 
wie erlassjahr.de (früher »Erlaßjahr 2000«) und at-
tac (beide siehe Kapitel 5.3) zeigten und zeigen, 
dass diese Anstrengungen wirksam sein können. 

 Erfolgreiche Kampagnen entwickeln einen er-
heblichen Teil ihrer Wirkung dadurch, dass in ih-
nen kleine Basisbewegungen Hand in Hand mit 
größeren Organisationen und Institutionen � Ge-
werkschaften, Umweltverbände, Leitungsgremien 
der Religionsgemeinschaften, Hilfswerke etc. � ar-
beiten. Gemeinsam signalisieren sie den Politike-
rInnen, dass auch ihre Anliegen relevant sind für 
die Stimmabgabe bei den nächsten Wahlen.

4.
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4. Forderungen an Kirchen und Politik

4.1 Erwartungen an die Bundesregierung 

Die Entscheidungen über die Gestaltung 
der Globalisierung treffen Politikerinnen 
und Politiker. Die Bundesregierung be-

stimmt sowohl innenpolitisch � durch ihre Sozial-, 
Steuer- und Arbeitsgesetze � als auch internatio-
nal den Rahmen mit, innerhalb dessen die Wirt-
schaft sich bewegt: In allen entscheidenden inter-
nationalen Institutionen hat die deutsche Regie-
rung ein gewichtiges Wort mitzureden.

Vor dem Hintergrund der von der Bundesregie-
rung mitgetragenen Milleniumsziele der Vereinten 
Nationen � eine Halbierung der extremen Armut 
bis 2015 � müssen Teile der deutschen Politik 
grundlegend verändert werden. Dies geht weit 
über die immer wieder versprochene Erhöhung 
der Entwicklungsfinanzierung auf 0,7 % des Brut-
toinlandsproduktes hinaus:

" Die Bundesregierung muss sich für die skizzier-
ten Reformen (siehe Kapitel 3.5) der multilate-
ralen Institutionen und der Wirtschaftsbezie-
hungen einsetzen. (F
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Arbeiten an der Stromversorgung in Phnom Phen/Kambodscha
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Entwicklungspolitische Arbeit gründet oft in 
den Netzwerken, die sich in Kirchengemein-
den gebildet haben. Sie sind der Ausgangs-

punkt für Weltläden, Partnerschaften mit Grup-
pen in Schwellen- und Entwicklungsländern oder 
auch direkten Engagements in Kampagnen.

 Die Menschen in diesen Gruppen bilden die 
Basis für die weitere Arbeit. Sie können durch Bil-
dungsangebote erreicht werden und sie bringen 
ihr Wissen in ihren Alltag ein. 

 Diese Aktivitäten müssen aufrecht erhalten 
und verstärkt werden:

" Viele Menschen wissen immer noch sehr wenig 
darüber, was im Rahmen internationaler Ver-
handlungen über ihre Köpfe hinweg entschie-
den wird � und welche Rückwirkungen diese 
Entscheidungen auf ihr Leben und auf das an-
dere Menschen haben. Daher ist es eine wichti-
ge Aufgabe der Basisbewegungen, Informatio-
nen zu verbreiten, indem sie Faltblätter streu-
en, Kampagnen unterstützen und Informati-
onsveranstaltungen organisieren.

" Kirchengemeinden können wirtschaftliche Ge-
walt in den Gottesdiensten thematisieren.

" Die Partnerschaften mit Gruppen in Schwellen- 
und Entwicklungsländern sollten dazu dienen, 
die dortigen Bedürfnisse zu wahrzunehmen 

und anschließend in Deutschland in die politi-
schen Diskussionen einzubringen.

" Die Aktiven zeigen den PolitikerInnen � die 
von ihnen gewählt werden wollen � durch Un-
terschriftensammlungen, Demonstrationen, 
der Versendung von Protestbriefen etc., dass ei-
ne größere Zahl von Menschen hinter den For-
derungen von Kampagnen steht.

" Gemeinden können Anträge an Kirchenleitun-
gen und Synoden stellen, in denen sie eine 
stärkere Thematisierung der Auswirkungen der 
strukturellen Gewalt in den Nord-Süd-
Beziehungen in den kirchlichen Veröffentli-
chungen fordern.

 Bei diesen nach außen gewandten Aktionen 
sollte der eigene Bezug nicht vergessen werden:

" Kirchengemeinden sind selbst in das Wirt-
schaftsgeschehen integriert. Daher stellt sich 
die Frage, wie sie mit ihren Angestellten umge-
hen, den eigenen Einkauf tätigen, ihren Ener-
gieverbrauch decken, Rücklagen verwalten etc.

" Gerade in Zeiten sinkender finanzieller Zuwen-
dungen für die Nord-Süd-Arbeit durch die Poli-
tik wie auch durch SpenderInnen müssen die 
Gemeinden ihre Unterstützung dieser Arbeit 
aufrecht erhalten.

4.
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4.2 Aktivitäten von Gemeinden 
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Schule in Paarl/Südafrika
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Die Leitungsorgane der Kirchen können an 
den verschiedensten Punkt gegen die 
strukturelle Gewalt in den Nord-Süd-

Beziehungen aktiv werden. Eine Reihe von Stel-
lungnahmen der Kirchen zeigt auf, dass auf meh-
reren Ebenen bereits gearbeitet wird (siehe Fall-
beispiel 8). Ihre Ermutigung zur weiteren Arbeit 
kann zudem ein wichtiger Baustein zur Mobilisie-
rung der Menschen an der Basis sein. 

 Äußerungen der Vertreterinnen und Vertreter 
der Kirchen haben immer noch Gewicht. Dies 
müssen sie nutzen, um die strukturelle Gewalt in 
den Nord-Süd-Beziehungen zu thematisieren in:

" eigenen Veröffentlichungen,

" Gesprächen mit PolitikerInnen,

" Gesprächen mit VertreterInnen der Wirtschaft 
und Gewerkschaften, 

" Interviews in den Medien.

 Weltweite Kontakte mit Partnern müssen das 
Thema ebenfalls in den Mittelpunkt stellen:

" Kirchen sollen ihre internationalen Kontakte 
für den Aufbau einer eigenen Konzeption einer 
»Globalisierung mit menschlichem Antlitz« nut-
zen. 

" Bei den Beziehungen von Kirchen und Hilfs-
werken zu Partnerorganisationen in Schwellen- 
und Entwicklungsländern muss darauf geach-
tet werden, dass nicht auch hier die Abhängig-
keit der Menschen in armen Staaten von (fi-
nanziellen) Entscheidungen bei uns zu struktu-
reller Gewalt führen.

 Ähnlich wie für die Gemeinden gilt auch hier 
die eigenen Verflechtungen im Auge zu behalten:

" Wie verhalten sich die oberen Leitungsgremien 
in dem Wirtschaftsgeschehen, in das sie inte-
griert sind? (Umgang mit ihren Angestellten, 
Einkaufsverhalten, Energieverbrauch, Rückla-
genverwaltung etc.).

" Die finanziellern Zuwendungen für die Nord-
Süd-Arbeit müssen aufrecht erhalten werden.

4.
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4.3 Kirchenleitungen müssen Stimme erheben
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Konkrete Handlungsvorschläge für die Kirchen 
wurden bei einer Konsultation in Soesterberg er-
arbeitet. »Wir möchten die Mitgliedskirchen unse-
rer Organisationen bitten, sich auf die Debatte in 
den Vollversammlungen vorzubereiten, indem sie 
auf die Herausforderungen der ökonomischen 
Globalisierung in verbindlicher Weise antworten«, 
heißt es in einem Begleitschreiben, unterzeichnet 
von: Dr. Konrad Raiser, Ökumenischer Rat der Kir-
chen (ÖRK), Dr. Ishmael Noko, Lutherischer Welt-
bund (LWB), Dr. Setri Nyomi, Reformierter Welt-
bund (RWB), Dr. Keith Clements, Konferenz Euro-
päischer Kirchen (KEK). Wir dokumentieren 
Auszüge des erstellten Papiers:

BRIEF AN DIE KIRCHEN IN WESTEUROPA

Liebe Schwestern und Brüder in Christus,

Wir schreiben diesen Brief von der ökumenischen Kon-
sultation zur Wirtschaft im Dienst des Lebens, die vom 
15. bis zum 19. Juni in Soesterberg (Niederlande) 
stattfand. Großzügiger Gastgeber dieser Konsultation 
war der Niederländische Kirchenrat. Mehr als 80 Ver-
treterinnen und Vertreter westeuropäischer Kirchen so-
wie Gäste von Kirchen Zentral- und Osteuropas, Nor-
damerikas, Afrikas und Asiens, vom Vatikan und von 
ökumenischen Organisationen, versammelten sich un-
ter der Trägerschaft des Ökumenischen Rates der Kir-
chen (ÖRK), des Reformierten Weltbundes (RWB), des 
Lutherischen Weltbundes (LWB), der Konferenz Euro-
päischer Kirchen (KEK) und des Europäischen Gebiets-
ausschuss des RWB.

Der Prozess

Die Konsultation in Soesterberg war Teil eines fortlau-
fenden Prozesses, in dem Kirchen die durch die ökono-
mische Globalisierung gestellten Herausforderungen 
in ihren Auswirkungen auf das Leben von Menschen 
und Mitwelt begutachten und auf sie antworten. (...)

 In Antwort auf diesen fortlaufenden Prozess trafen 
wir uns in Soesterberg, um zu analysieren, wie ökono-
mische Globalisierung und die Rolle, die das Geld da-
bei spielt, die Gesellschaften Westeuropas betrifft und 
eine Antwort westeuropäischer Kirchen auf Fragen, 
die zuvor von Kirchen in Zentral- und Osteuropa und 
im Süden gestellt wurden, zu entwickeln. (...)

Fragen zur Weiterarbeit

Wir bitten Gemeinden und Synoden unserer Kirchen 
die folgenden Fragen im Blick auf Positionen und Prak-

tiken der Kirchen selbst im fortlaufenden Prozess zu 
bedenken:

" Was bedeutet die Einheit der Kirchen als der 
eine Leib Christi, was bedeuten Taufe, Abendmahl 
und Amt im Kontext der ökonomischen Globalisie-
rung? Wie sprechen in diesem Zusammenhang im 
Lauf des Kirchenjahres Bibellesungen und Liturgi-
en zu uns? 

" Warum machen unsere Kirchen die Armut zum 
Thema, zögern jedoch, sich mit Reichtum und 
Wohlstand auseinanderzusetzen? 

" Wie gehen unsere Kirchen mit ihrem eigenen Geld 
um, mit ihren Pensionskassen, Investitionen und 
Immobilienbesitz? Sind Banken, mit denen unsere 
Kirchen verbunden sind, verwickelt in Steuerflucht, 
in ethisch nicht verantwortbare Investitionen, spe-
kulative Praktiken sowie andere Aktivitäten, die die 
Fähigkeit von Staaten untergraben, für das Ge-
meinwohl zu sorgen? 

" Ist unsere Beobachtung korrekt, dass in vielen eu-
ropäischen Ländern der Staat sich mehr und mehr 
dem Konzept des freien Marktes unterworfen hat, 
indem er seine historische Rolle als Wächter des 
Gemeinwohls und Verteidiger der Schwachen redu-
ziert hat? 

" Insoweit wir als Kirchen mit unseren Sozial- und 
Gesundheitsdiensten in vom Wettbewerb bestimm-
ten Märkten eingebunden sind, realisieren wir un-
sere Fähigkeit, die Marktbedingungen im Interesse 
des öffentlichen Wohls wie im Interesse unserer 
Kirchen zu gestalten? Wie antworten wir auf die 
fortschreitende Privatisierung öffentlicher und so-
zialer Güter und Dienstleistungen, die für das Le-
ben wesentlich sind wie Wasser, Gesundheitsdiens-
te, Bildung etc.? 

" Welche Form des Konsums und welchen Lebensstil 
praktizieren und fördern wir? Wie können wir als 
Kirchen und individuelle Kirchenglieder das Be-
wusstsein für den Klimawandel verstärken und für 
Umweltschutz arbeiten, indem wir z.B. sorgfältiger 
mit dem Energieverbrauch umgehen in unseren 
Kirchen, in Wohnhäusern, im Transport etc.? 

" Wie engagieren wir uns in der öffentlichen Debatte 
zur Wirtschaftspolitik und mit Institutionen, die ne-
oliberale ökonomische Praktiken fördern und umset-
zen? Wie bilden wir Bündnisse mit sozialen Bewe-
gungen, die Regierungen aufrufen, für das Gemein-
wohl und für die Wiederherstellung gerechter und 
nachhaltiger politischer und sozialer Rahmenbedin-
gungen für wirtschaftliche Aktivitäten zu sorgen?

4.
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Fallbeispiel 8: Brief an die Kirchen in Westeuropa
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SÜDWIND-Materialien

Die Grafiken aus der vorliegenden Broschüre so-
wie für Vorträge geeignete Texte können wahlwei-
se bei SÜDWIND direkt bestellt oder auf unserer 
Homepage unter www.suedwind-institut.de her-
untergeladen werden.

Unterrichtsmaterialien

Neben den Materialien der Kampagnen stellen 
viele Organisationen pädagogische Texte, Spiele 
etc. zur Verfügung. 

Eine Übersicht findet sich auf der Homepage:

www.eine-welt-netz.de und dort unter www.eine-
welt-unterrichts mat erialien.de/ eine_welt_ data-
bases

Kontaktadresse: 
Robert Schreiber, Institut für Lehrerfortbildung, 
Beratungsfeld Globales Lernen,
Felix-Dahn-Str. 3, 20357 Hamburg,
Tel.: 040-428012512, Fax: 040-428012758,
E-Mail: RobertSchreiber@t-online.de

Alle zwei Jahre erscheint ein Materialienverzeich-
nis als Broschüre mit Angaben und Rezensionen 
zu entwicklungsbezogenen Unterrichts materia li-
en/Medien/Adressen:

" Eine Welt im Unterricht (Sek. I/II). ca. 64 Sei-
ten. Preis: ca. 3 � (plus Versand). 

" Eine Welt im Grundschulunterricht. ca. 48 Sei-
ten. Preis: ca. 3 � (plus Versand). 

Nähere Informationen und Bestellmöglichkeiten 
unter, Welthaus Bielefeld e.V.,
August-Bebel-Strasse 62, 33602 Bielefeld,
Tel.: 0521-986-480, Fax: 0521-63789,
E-Mail: welthaus@aol.com,
Homepage: www.welthaus.de

Von nix kommt nix!
Wie funktioniert die Weltwirtschaft?

Begleitheft, Strategiespiel und Psychotest:

Brot für die Welt, die Arbeitsgemeinschaft der 
Evangelischen Jugend in der Bundesrepublik 
Deutschland e.V. (aej), Bund der Deutschen Ka-
tholischen Jugend (BDKJ) und Misereor haben ge-
meinsam ein Heft für Jugendliche herausgege-
ben, das die Fragen behandelt: Wie funktioniert 
der Welthandel? Wie lauten die Spielregeln der 
Weltwirtschaft und wer stellt sie auf? Wie hängen 
Marktwirtschaft, Machtstrukturen und Menschen-
rechte im Spiel weltweiter Handelsstrukturen zu-
sammen? Wie können unfaire Mitspieler identifi-
ziert und faire Alternativen unterstützt werden. 
Welche Kampagnen und Initiativen engagieren 
sich für eine faire und gerechte Welt? 

 Ergänzend zum Heft gibt es noch ein Strategie-
spiel und einen Psychotest, die unter http://
www.jugendaktion.de eingesehen werden kön-
nen.

Das Heft mit vielen Aktionstipps kann bestellt 
werden bei: Brot für die Welt, Zentraler Vertrieb, 
Karlsruher Str. 11, 70771 Leinfelden-Echterdingen, 
Tel.: 0711-9021650, Fax: 0711-7977502,
E-mail: vertrieb@diakonie.de,
Homepage: www.jugendaktion.de

5.2 Liturgische Bausteine

Zu vielen Aspekten der Globalisierung gibt es be-
reits Bausteine zur Gestaltung von Gottesdiens-
ten. Eine Auswahl kann bei SÜDWIND bestellt 
oder auf der Homepage unter www.suedwind- 
institut.de eingesehen und ausdruckt werden.

5. Wie kann ich aktiv werden?

5.1 Materialien für die Bildungsarbeit und für Schulen

5.
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Wo finde ich Informationen?

Es gibt eine Reihe von Kampagnen, die auch die 
Überwindung wirtschaftlicher Gewalt zum Ziel ha-
ben. SÜDWIND hat auf der eigenen Homepage 
(www.suedwind-institut.de) Links gelegt zu Ho-
mepages, die zu Kampagnen führen. 

Weitere Internetadressen, unter denen Sie Zusam-
menstellungen von Kampagnen finden, sind:

" epo: www.epo.de/kampagnen

" Globales Lernen:
www.globales-lernen.de/kampagne

" Brot für die Welt: www.brot-fuer-die-welt.de 
(Stafflenbergstr. 76, 70184 Stuttgart,
Tel.: 0711-2159-0, Fax: 0711-2159-288)

% Laufende Kampagnen

Die hier dargestellten Kampagnen sind nur eine 
Auswahl. Die Beschreibungen sind  in der Regel 
Wiedergaben und Zusammenfassungen der 
Selbstdarstellungen der Organisationen.

Attac � 
Eine andere Welt ist möglich

1998 wurde in Frankreich die 
Organisation Attac gegründet. 
Der Name entstand aus der fran-

zösischen Abkürzung für »Vereinigung zur Besteu-
erung von Finanztransaktionen im Interesse der 
BürgerInnen« (Association pour une Taxation des 
Transactions financières pour l�Aide aux Citoyens). 

5.3 Kampagnen:
Es gibt immer eine Möglichkeit des Engagements
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Im Mittelpunkt steht die Forderung nach sozialer 
und ökologischer Gerechtigkeit im Globalisie-
rungsprozess.

 Mittlerweile hat Attac rund 80.000 Mitglieder 
in 30 Ländern. In Deutschland bildet Attac ein 
breites gesellschaftliches Bündnis, das von ver.di 
über den BUND und Pax Christi bis zu Kapitalis-
mus kritischen Gruppen unterstützt wird. Immer 
mehr Menschen unterschiedlicher politischer und 
weltanschaulicher Herkunft werden in den mitt-
lerweile über 80 Attac-Gruppen vor Ort aktiv. 
Deutschlandweit hatte das Bündnis Ende 2002 
mehr als 10.000 Mitglieder. 

 Innerhalb des Bündnisses arbeiten die Grup-
pen zu folgenden Themenschwerpunkten:

" »Kampagne für eine Devisenumsatzsteuer«;

" Kampagne »Stopp Steuerflucht«; die sich für 
die Schließung von Steueroasen und Offshore-
Bankzentren einsetzt;

" »WTO-/GATS-Kampagne«, die sich gegen wei-
tere Liberalisierungen des Welthandels auch 
im Bereich der Dienstleistungen ausspricht;

" »Kampagne Soziale Sicherungssysteme«, die 
gegen eine Spaltung in Wahl- und Pflichtleis-
tung der Krankenkassen sowie Privatisierungen 
im Gesundheitssektor mobilisiert.

Kontaktadresse: Münchener Straße 48,
60329 Frankfurt, Tel.: 069-900281-0,
Fax: 069-900281-99, E-Mail: info@attac-
netzwerk.de, Homepage: www.attac-netzwerk.de

Blumenkampagne
Miserable Löhne, unsichere 
Arbeitsverträge, Gesund-
heitsgefahren durch einen 
massiven Pestizideinsatz � 
das sind nur einige Proble-
me, denen die überwiegend 
weiblichen Beschäftigten in 

vielen Blumenplantagen Afrikas und Lateinameri-
kas ausgesetzt sind. Und wer für seine Rechte ein-
tritt oder sich gar einer Gewerkschaft anschließt, 
wird nur allzu schnell entlassen. Die Blumen des 
Südens sind für den Norden bestimmt. Daher ha-
ben neben den Regierungen und Unternehmen 
auch der Blumenhandel und die VerbraucherIn-
nen eine Verantwortung für die Menschenrechte 

der etwa 150.000 BlumenarbeiterInnen in den 
Entwicklungsländern. 

 FIAN koordiniert seit 1991 die Blumen-
Kampagne, die von Brot für die Welt und terre des 
hommes mitgetragen wird. Der lange Atem hat 
sich ausgezahlt: 1999 wurde mit Gewerkschaften, 
Importeuren, Floristen und Produzenten ein Ab-
kommen über »menschenwürdig und umweltscho-
nend produzierte Blumen« erzielt. Grundlage für 
dieses Flower Label Programm (FLP) ist ein Inter-
nationaler Verhaltenskodex, der die grundlegen-
den Menschenrechte und Umweltstandards fest-
schreibt. Nichtregierungsorganisationen wie FIAN 
und Gewerkschaften haben Einsicht in alle Details 
des Programms. Unabhängige Kontrollen werden 
regelmäßig durchgeführt.

 Je mehr Menschen nach den FLP-Blumen fra-
gen, desto höher der Druck auf noch zögerliche 
Produzenten, Sozial- und Umweltstandards im 
»blühenden« Geschäft größere Bedeutung einzu-
räumen. 

 FIAN arbeitet eng mit Basisorganisationen in 
den wichtigsten Blumen produzierenden Ländern 
zusammen. Hierbei geht es um die Kontrollen des 
FLP, aber auch um die »klassische« Form der Men-
schenrechtsarbeit wie internationale Brief-
Aktionen und Lobbytätigkeit. 

Kontaktadresse: FIAN, Overwegstraße 31,
44625 Herne, Tel.: 02323-4900-99,
Fax: 02323-4900-18, E-Mail: fian@fian.de,
Homepage: www.fian.de

BUKO-Kampagne
gegen Biopiraterie

Die BUKO-Kampagne gegen 
Biopiraterie gründete sich 
2002 im Vorfeld der Rio-
Nachfolgekonferenz in Johan-
nesburg. Im Mittelpunkt der 
Kampagne steht die Proble-

matik, dass hiesige Großkonzerne Wirkstoffe von 
Pflanzen aus Entwicklungsländern patentieren 
lassen: Die biologische Vielfalt, die pflanzengene-
tischen Ressourcen, werden insbesondere durch 
neue Entwicklungen in der Biotechnologie zum 
»Erdöl des Informationszeitalters«. Die transnatio-
nalen Konzerne der Agrar- und Pharmaindustrie 
haben das riesige Potential, das in diesem Bereich 
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liegt, erkannt und versuchen sich den exklusiven 
Zugang zum »grünen Gold der Gene« zu sichern. 
Dazu wird zuerst in der sogenannten Bioprospek-
tion biologisches Material gesammelt und auf sei-
ne erblichen Eigenschaften hin untersucht, um 
sich dann in einem zweiten Schritt profitable Ent-
deckungen patentieren zu lassen. Diese Aneig-
nung der genetischen Ressourcen mit dem Ziel, 
sie zu patentieren oder andere Rechte geistigen 
Eigentums auf sie zu erwerben, wird als Biopirate-
rie bezeichnet.

 Die Kampagne zur Biopiraterie will informieren 
und Aktionen z.B. vor dem Europäischen Patent-
amt machen. Sie steht im Kontakt mit Menschen 
aus den Ländern des Südens, die gegen Biopirate-
rie kämpfen und will diese Kämpfe hier bekannt 
machen und um Unterstützung werben.

Kontaktadresse BUKO Agrar Koordination, 
Nernstweg 32�34, 22765 Hamburg,
Tel.: 040-392526, E-Mail: info@biopiraterie.de, 
Homepage: www.biopiraterie.de

CCC: Kampagne für
Saubere Kleidung
(Clean Clothes Campaign)

Die »Kampagne für Saubere 
Kleidung« will gemeinsam mit 
KonsumentInnen den Beklei-
dungshandel zur konkreten 
Übernahme seiner Verantwor-

tung für humane Ar-
beitsbedingungen in 

der weltweiten Bekleidungsindustrie bewegen. 
Der deutsche Zweig der europaweiten Kampagne 
hat sich im Sommer 1995 gegründet und besteht 
aus einem Trägerlnnenkreis von derzeit 18 Organi-
sationen � von Nichtregierungsorganisationen in-
klusive SÜDWIND bis hin zu Gewerkschaften wie 
der IG-Metall und ver.di � sowie einem aktiven 
Kreis lokaler und regionaler Gruppen.

Konkrete Ziele der Kampagne sind:

" Die Verpflichtung von in Deutschland tätigen 
und ansässigen Einzelhandelsunternehmen zur 
Einhaltung von sozialen Mindeststandards bei 
der Herstellung aller ihrer Bekleidungsproduk-
te. 

" Das Unterschreiben des von der Kampagne ge-

forderten Verhaltenskodizes durch diese Unter-
nehmen. 

" Eine Kontrolle über die Einhaltung der Verhal-
tenskodizes durch eine unabhängige Instanz. 

 Wichtigstes Instrument zum Erreichen ihrer Zie-
le ist der Aufbau von massivem öffentlichen Druck 
auf Einzelhandelsunternehmen der Bekleidungs-
branche, damit sich diese ihrer sozialen Verant-
wortung stellen.

 Zur Zeit laufen Gespräche mit Unternehmen 
mit dem Ziel einer Unterzeichnung des Arbeitsver-
haltenskodex der CCC. Darauf folgen soll eine Pi-
lotphase, in der sich Firmen und ihre Zulieferbe-
triebe auf eine soziale Produktionsweise umstel-
len müssen und von einer unabhängigen Instanz 
kontrolliert werden. 

 Seit Anfang 2000 gibt es zudem einen Runden 
Tisch zu Verhaltenskodizes, an dem die Bundesre-
gierung, Nichtregierungsorganisationen, Gewerk-
schaften und die Wirtschaft gemeinsam über Ko-
dizes beraten. Ziel ist, gemeinsame Empfehlungen 
für die Ein- und Umsetzung von Verhaltenskodizes 
auszusprechen.

Kontaktadresse: Kampagne für saubere Kleidung, 
Hans-Böckler-Strasse 39, 40476 Düsseldorf,
Tel. 0211-4301317, Fax: 0211-4301500,
E-mail: ccc-d@dgb-bildungswerk.de,
Homepage: www.saubere-kleidung.de/

erlassjahr.de � Entwicklung 
braucht Entschuldung

Ab der Mitte der neunziger 
Jahre formierten sich in 
mehr als 50 Staaten Bünd-
nisse, die einen Schul-

denerlass für hochverschuldete Staaten sowie ei-
ne Neuregelung der internationalen Verhandlun-
gen zwischen Gläubigern und Schuldnern forder-
ten. Unter Bezug auf Textstellen im Alten Testa-
ment forderten die Bündnisse ein »Jubeljahr 
2000«, ein »Erlaßjahr 2000«. In Deutschland be-
teiligten sich in der Zeit zwischen 1997 und Mitte 
2001 mehr als 2000 Organisationen an der Kam-
pagnenarbeit. 

 Als Nachfolgeorganisation von »Erlaßjahr 
2000« wurde Mitte des Jahres 2001 das Bündnis 
»erlassjahr.de � Entwicklung braucht Entschul-
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dung« gegründet. Zu den mittlerweile rund 900 
Mitträgerorganisationen gehören entwicklungs-
politische Organisationen, Landeskirchen, Diöze-
sen, Eine-Welt-Gruppen, Kirchengemeinden und 
Weltläden in allen Teilen Deutschlands. 
erlassjahr.de ist eingebunden in ein weltweites 
Netzwerk von ähnlichen Kampagnen und Bünd-
nissen in mehr als 50  Ländern im Süden und Nor-
den.

 Die Forderungen des Bündnisses gehen über 
einen Schuldenerlass hinaus hin zu einem voll-
kommen anderen Verfahren bei den Verhandlun-
gen über Erlasse: Durch die Einführung eines In-
ternationalen Insolvenzverfahrens soll ein als »Fai-
res und Transparentes Schiedsverfahren« (engl. 
Fair and Transparent Arbitration Process, kurz 
FTAP) bezeichnetes Rahmenwerk entstehen. 

erlassjahr.de verleiht den Forderungen des Bünd-
nisses durch Öffentlichkeitsarbeit, Lobbyaktivitä-
ten und Aktionen Nachdruck.

Kontaktadresse: erlassjahr.de, Postfach 320520, 
40420 Düsseldorf, Tel.: 0211-4693196,
Fax: 0211-4693197, E-Mail: buero@erlassjahr.de, 
Homepage: www.erlassjahr.de

% Fairer Handel

Viele Informationen zu weltwirtschaftlichen Zu-
sammenhängen bekommt man bei den Organisa-
tionen, die alternative Handelsstrukturen aufbau-
en. Zudem können dort fair gehandelte Produkte 
bezogen werden. Beispielhaft werden hier die bei-
den größten Organisationen vorgestellt, deren 
Produkte mittlerweile in vielen Supermärkten so-
wie in Weltläden erhältlich sind.

Die gepa � 
Pionier im fairen Handel

Die gepa (Gesellschaft zur För-
derung der Partnerschaft mit 
der Dritten Welt mbH) mit Sitz 

in Wuppertal ist die größte Fair-Handels organi- 
sation in Europa. Als Pionier und langjähriger 
Marktführerin handelt sie seit 24 Jahren zu fairen 
Preisen direkt und langfristig mit rund 140 Han-

delspartnern in Lateinamerika, Afrika und Asien. 
Im Geschäftsjahr 1998/99 wurde ein Umsatz von 
58 Millionen Mark erzielt. Hauptprodukte sind 
Kaffee, Tee, Honig, Kakao und Schokolade sowie 
Handwerksprodukte. 

 Die gepa zahlt den Zusammenschlüssen von 
Kleinbauern oder Kleinhandwerkern Preise, die 
die Produktionskosten decken und darüber hinaus 
Spielraum für Entwicklungsaufgaben wie Schul-
bau oder Gesundheitsvorsorge lassen. So können 
die Produzentinnen und Produzenten aus eigener 
Kraft ihren Lebensunterhalt sichern. 

Kontaktadresse: gepa Fair Handelshaus � Zentra-
le, Gewerbepark Wagner, Bruch 4, 42279 Wup-
pertal, Tel.: 0202-266830, Fax: 0202-2668310, 
E-mail: marketing@gepa.org, Homepage: 
www.gepa3.de

Transfair
1992 startete der gemeinnützige Verein 
TransFair seine Arbeit mit dem Ziel, be-
nachteiligte Produzentenfamilien in Afri-

ka, Asien und Lateinamerika zu fördern und durch 
dem Fairen Handel ihre Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen zu verbessern. Dabei handelt TransFair 
nicht selbst mit Waren, sondern vergibt sein Siegel 
für fair gehandelte Produkte. Fair bedeutet ein di-
rekter Handel mit den Produzentengruppen unter 
Ausschluss von Zwischenhändlern, die Zahlung 
von über dem Weltmarktniveau festgelegten Min-
destpreisen, Vorfinanzierung und langfristige Lie-
ferbeziehungen. Dem ersten TransFair besiegelten 
Produkt Kaffee folgten Tee, Kakao, Zucker, Honig, 
Bananen und Orangensaft. Jährlich erzielen Wa-
ren mit dem TransFair-Siegel, die in 22.000 Ge-
schäften in der Bundesrepublik angeboten wer-
den, einen Gesamtumsatz von über 50 Millionen 
Euro.

Kontaktadresse: TransFair e.V.,
Remigiusstr. 21, 50937 Köln,
Tel.: 0221-942040-0, Fax: 0221-942040-40,
E-Mail: info@transfair.org,
Homepage: www.transfair.org
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Fatal Transactions: Kampagne
gegen Kriegsdiamanten 

Die Kampagne Fatal Transac-
tions wurde von der deutschen 
Nichtregierungsorganisation 
medico international gemein-

sam mit europäischen Partnerorganisationen ge-
gründet. Ziel ist die Information über die politi-
schen und ökonomischen Hintergründe von Krie-
gen in Afrika und die Offenlegung der illegalen 
Ressourcenausbeutung und die Profitinteressen 
transnationaler Konzerne.

 Exemplarisch wurde der florierende Diaman-
tenhandel im kriegszerrütteten Angola unter die 
Lupe genommen, die Profiteure des Krieges be-
nannt: Transnationale Konzerne, Regierungen, Pri-
vate Söldnerfirmen, Diamantenmärkte. Das neue 
Projekt von Fatal Transactions: der Ölhandel in An-
gola.

 Diamanten symbolisieren Glück, Wohlstand 
und ewige Liebe. Über die Schattenseiten des 
Handels ist kaum etwas bekannt. In Ländern wie 
Angola, Sierra Leone oder der Demokratischen Re-
publik Kongo finanzieren Diamanten seit Jahr-
zehnten andauernde Kriege. Die Nutznießer der 
milliardenschweren Geschäfte mit Bodenschät-
zen: internationale Unternehmen, Politiker, War-
lords, Waffenhändler und private Söldnerfirmen. 
Für die Bevölkerung sind die wertvollen Steine 
zum Symbol für Elend, Massenflucht und Tod ge-
worden. Über die skrupellose Ausbeutung von Bo-
denschätzen in Afrika informiert medico internati-
onal als Teil der Kampagne Fatal Transactions. Bei 
medico können Informationen rund um den Dia-
mantenhandel bestellt werden. 

Kontaktadresse: medico international, z.Hd. Anne 
Jung, Obermainanlage 7, 60314 Frankfurt/M., 
Tel. 069-9443827, Fax 069-436002, E-Mail: 
jung@medico.de, Homepage: www.medico.de
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Handelskampagne:
Make Trade Fair 

Am 11. April 2002 
startete Oxfam In-

ternational eine Kampagne zum entwicklungsge-
rechten Welthandel: Make Trade Fair. Internatio-
naler Handel birgt ein gewaltiges Potenzial für die 
Überwindung der weltweiten Armut in sich. Aller-
dings verursachen die gegenwärtigen ungerech-
ten Regeln des Welthandels, dass internationale 
Handelsbeziehungen die Kluft zwischen Arm und 
Reich vergrößern. Dadurch verlieren die armen 
Länder jährlich 100 Milliarden Dollar � das Dop-
pelte von dem, was sie an Entwicklungshilfe erhal-
ten. Damit wird Millionen armer Menschen die 
Chance genommen, sich aus der Armut zu befrei-
en. Darum fordert Oxfam: »Make Trade Fair«! Um-
fangreiche Materialien können bei Oxfam bestellt 
oder von deren Homepage heruntergeladen wer-
den. 

Kontaktadresse: Oxfam, z. Hd. Jörn Kalinski, 
Greifswalder Str. 33a, 10405 Berlin,
Tel.: 030-42850623, Fax: 030-42850622,
E-mail: info@oxfam.de,
Homepage: www.oxfam.de

Kaffeekampagne:
Bitter! Armut in der Kaffeetasse 

Der dramatische Verfall des Welt-
marktpreises für Kaffee hat dazu ge-
führt, dass 25 Millionen Kaffeebäue-
rinnen und -bauern vor dem Ruin ste-

hen. Zur selben Zeit fahren die großen Kaffee-
Konzerne riesige Profite ein. Deshalb ruft Oxfam 
die Kaffeekonzerne und Regierungen dazu auf, ei-
nen weltweiten Rettungsplan für Kaffee zu verein-
baren, damit der Kaffeemarkt für arme und reiche 
Länder gleichermaßen funktioniert.

Kontaktadresse: siehe vorige Kampagne.

Projekt Mahlzeit

Mit dieser Kampagne informiert »Brot für die 
Welt« über die Zusammenhänge zwischen unse-
rem Konsumverhalten und der Welternährungssi-
tuation. Qualität auf unseren Tellern bedeutet, 
dass Lebensmittel gesund sind und gut schme-
cken. Qualität bedeutet aber auch, dass beim An-
bau und bei der Verarbeitung dieser Lebensmittel 
soziale und ökologische Mindeststandards berück-
sichtigt werden � und das weltweit.

 Unter dem Motto »ökofaire Gerichte auf den 
Speiseplan« will die Kampagne Großküchen, Kan-
tinen und Menschen dafür gewinnen, mehr ökolo-
gische und fair gehandelte Produkte einzusetzen. 
Rezepte, Tipps und Adressen bietet die Homepa-
ge www.projekt-mahlzeit.de. Dort können weitere 
Medien zur Gestaltung von Veranstaltungen und 
Aktionswochen sowie für die Bildungsarbeit be-
stellt werden.

 Der neue Schwerpunkt »Aufgeschmeckt!« im 
Rahmen des Projekts Mahlzeit rich-
tet sich speziell an Kinder und Ju-
gendliche, denn sie sind nicht nur 
die VerbraucherInnen von morgen, 

sondern haben bereits heute durch ihren eigenen 
Konsum wachsende Anteile am Markt und beein-
flussen das Kaufverhalten der Eltern. Zentrales Me-
dium ist die Homepage www.aufgeschmeckt.de. 
Neben Rezepten, Ernährungsquiz und Spielen fin-
den jugendliche (und erwachsene) Surfer dort in-
teressante Informationen in leicht verdaulichen 
Portionen.

Kontaktadresse:
Homepage: www.projekt-mahlzeit.de/
und www.aufgeschmeckt.de/; Brot für die Welt, 
Stafflenbergstr. 76, 70184 Stuttgart,
Tel.: 0711-2159-0, Fax: 0711-2159-288
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Anleihe: Schuldverschreibung, Obligation; i.d.R. 
zur langfristigen Schuldaufnahme am in- und aus-
ländischen Kapitalmarkt; meist mit fester Zinsrate.

Bonds: % Anleihe

BIP: (Bruttoinlandsprodukt). Das BIP gibt an, wie 
viel Waren und Dienstleistungen eine Nation in 
einem bestimmten Zeitraum »produziert«, und ist 
damit eine der wichtigsten ökonomischen Kenn-
ziffern.  

GATT: WTO Vertragswerk über den Warenhandel 
% Seite 34 f.

GATS: WTO Vertragswerk über Handel mit Dienst-
leistungen % Seite 34 ff.

G7/G8: Gruppe der sieben führenden Industrie-
staaten (G7) [und Russland (G8)] der Welt, deren 
Vertreter seit 1975 einmal jährlich zum »Weltwirt-
schaftsgipfel« zusammenkommen. Im Kern geht 
es bei den Treffen der G-7-Staaten um wirtschafts- 
und währungspolitische Fragen zur Lage der Welt-
wirtschaft sowie um spezielle, wirtschaftsrelevan-
te Probleme, wie z. B. Energiepolitik, Auslandsver-
schuldung, Arbeitslosigkeit, internationaler Dro-
gen- und Waffenhandel. Hierzu halten die Teil-
nehmer die Beratungsergebnisse jeweils in einer 
Abschlusserklärung fest, die u. a. Leitlinien für die 
Wirtschafts- und Geldpolitik der G-7-Länder ent-
hält.  

G77: Die Gruppe der 77 wurde 1964 von 77 Ent-
wicklungsländern mit der Unterschreibung der 
»Gemeinsamen Deklaration der 77 Staaten« ge-
gründet anlässlich der ersten Sitzung der 
UNCTAD (United Nations Conference on Trade 
and Development) in Genf. Zur Zeit besteht die 
Gruppe der 77 aus 133 Ländern und ist somit die 
größte Dritte-Welt-Organisation, welche die ge-
meinsamen wirtschaftlichen Anliegen der Ent-

wicklungsländer im UN-System vorträgt und die 
ökonomische (ECDC) und technische Kooperation 
(TCDC) zwischen den Ländern fördert.

HIPC-Initiative: Die Weltbank und der Internatio-
nale Währungsfonds haben 1996 erstmals den 
Vorschlag gemacht, dass eine Gruppe von hoch-
verschuldeten armen Ländern (Heavily Indebted 
Poor Countries) im Rahmen der HIPC-Initiative ei-
nen Schuldenerlass bekommen soll, der alle Kredi-
te einbezieht. 

HIPC II (»Kölner Schuldeninitiative«): Die »Köl-
ner Schuldeninitiative« sieht eine deutliche Erwei-
terung der HIPC-Initiative vor (HIPC II). Die G7-
Regierungen haben beim Weltwirtschaftsgipfel in 
Köln im Juni 1999 beschlossen, die Belastbar-
keitsgrenze der Länder für die Rückzahlung ihrer 
Schulden weiter zu senken. Angestoßen wurde 
auch eine Reform der Bedingungen für Schul-
denerlasse. Die Bindung von Erlassen an die 
Durchführung von Armutsbekämpfungsprogram-
men und die Einbeziehung weiter Teile der Zivilge-
sellschaft in die Formulierung dieser Programme 
berühren zentrale Schwächen der bisherigen 
Strukturanpassungsprogramme. 

ILO: Internationale Arbeitsorganisation (ILO: In-
ternational Labour Office), UN Sonderorganisati-
on in Genf, zuständig für die Entwicklung von Vor-
schlägen für die weltweite Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen, darunter die Vereinbarung 
und Überwachung international gültiger Mindest-
standards in den Arbeitsbeziehungen (Löhne, Ver-
bot von Kinder- und Zwangsarbeit, Gewerk-
schaftsfreiheit etc.)

Internationaler Währungsfonds (IWF): Der In-
ternationale Währungsfonds wurde 1944 gegrün-
det, um Staaten bei akuten Zahlungsschwierigkei-
ten kurzfristig aus der Not zu helfen. Inzwischen 
haben fast alle Staaten Anteile am Internationalen 
Währungsfonds. Bei allen wichtigen Entscheidun-
gen ist jedoch zu beachten, dass sich die Stimm-
rechte am Anteil der jeweiligen Staaten an den 
Einlagen orientieren (Details siehe Seite 59 ff.).

Glossar
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Kölner Schuldeninitiative: % HIPC II

Konzessionäre Kredite (»weiche« Kredite): 
Kredite, die im Rahmen der % öffentlichen Ent-
wicklungshilfe zu besonders günstigen Bedingun-
gen vergeben werden. In der Regel haben sie be-
sonders niedrige Zinssätze, eine sehr lange Lauf-
zeit und eine hohe Anzahl von Freijahren. 

Kurzfristige Kredite: Kredite mit einer Laufzeit 
von weniger als einem Jahr.

Langfristige Kredite: Schulden mit einer Til-
gungszeit von mehr als einem Jahr. Es gibt drei 
Kategorien von langfristigen Schulden: % Öffent-
liche Schulden, % öffentlich garantierte Schulden 
und % private nicht-garantierte Schulden.

LCD: (least-developed countries). Am wenigsten 
entwickelte Länder, insgesamt 49 Staaten. 

Londoner Club: Rund 1000 Gläubigerbanken ha-
ben sich im »Londoner Club« informell zusammen-
geschlossen und regeln bei Zahlungsschwierigkei-
ten die Umschuldung von privaten Forderungen. 
Auch hier gibt es keine festen Regeln und keine 
Ansprüche der Schuldner auf Erlasse. Ein Len-
kungsausschuss der Banken führt die Verhandlun-
gen. In der Regel müssen Zinsen vollständig begli-
chen werden. Nur die eigentliche Kreditsumme 
kann umgeschuldet werden. Für eine Verlänge-
rung der Rückzahlungszeiträume nehmen die 
Banken in der Regel einen Zinssatz, der über dem 
aktuellen Marktzins liegt, sowie eine Bearbei-
tungsgebühr. 

Moratorium: Das Aussetzen von Schuldendienst-
zahlungen für einen festgesetzten Zeitraum. Das 
Moratorium kann sich sowohl auf Zinszahlungen 
als auch auf die Tilgungen beziehen. Ausgesetzte 
Schuldendienstzahlungen müssen in der Regel zu 
einem späteren Zeitpunkt zurückbezahlt werden. 

OECD: (Organisation for Economic Cooperation 
and Development). Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung. Wurde 
1961 zur Koordinierung der Wirtschaftspolitik ih-
rer Mitgliedsstaaten gegründet. Darüber hinaus 

ist sie u.a. in den Gebieten des Handels, des Kapi-
talverkehrs und der Entwicklungspolitik tätig. Mit-
glieder der OECD sind zur Zeit 30 Industrie- und 
Schwellenländer, darunter die EU-Staaten, die 
Türkei, Australien, Japan, Südkorea, Neuseeland 
und Nordamerika.  

Öffentliche Entwicklungshilfe (Official Deve-
lopment Assistance � ODA): Öffentliche Gelder 
zur Entwicklungsfinanzierung aus den Haushalten 
der Industrienationen oder multilateraler Instituti-
onen. Diese Gelder haben folgende Besonderhei-
ten: a) sie tragen zur ökonomischen Entwicklung 
bei (nicht hinzu gezählt werden Militärhilfe, Pri-
vatinvestitionen und % öffentlich garantierte Ex-
portkredite), b) sie haben ein Zuschusselement 
von mindestens 25% gegenüber kommerziellen 
Kreditbedingungen. Einige Länder, darunter die 
Schweiz und einige skandinavische Länder verge-
ben ihre Entwicklungshilfe als reinen Zuschuss, 
d.h. nicht in Form von Krediten.

Öffentliche Schulden: Auslandsverbindlichkei-
ten eines öffentlichen Schuldners. Dieser kann so-
wohl die Zentralregierung, eine ihr untergeordne-
te oder eine autonome öffentliche Körperschaft 
sein.

Öffentlich verbürgte (garantierte) Schulden: 
Auslandsverbindlichkeiten privater Schuldner, die 
von einer öffentlichen Körperschaft des Schuld-
nerstaates garantiert, d.h. bei Nichtbezahlung des 
privaten Schuldners übernommen werden.

ÖRK: Der 1948 gegründete Ökumenische Rat der 
Kirchen (ÖRK) ist  ein Zusammenschluss von rund 
400 Millionen Christen, vertreten durch mehr als 
340 Kirchen, Denominationen und Gemeinschaf-
ten in 120 Ländern und Gebieten in der ganzen 
Welt.

Pariser Club: Informeller Zusammenschluss, in 
dem seit 1956 die öffentlichen Gläubigerregie-
rungen über ihre Forderungen an die Länder des 
Südens verhandeln. Bei Zahlungsschwierigkeiten 
eines Schuldners treffen sich in Paris die Regierun-
gen, die bilaterale Forderungen an das betreffen-
de Land haben, und beschließen ihr weiteres Vor-
gehen. Der Schuldner wird angehört, ist von der 
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Entscheidung über das »ob« und das »wie« von Er-
lass und Umschuldung aber ausgeschlossen. 

Schuldendienst: Jährliche Zahlungen an Tilgung 
und Zinsen der aufgenommenen Kredite. 

Strukturanpassungsprogramm (SAP): Mit dem 
Begriff »Strukturanpassungsprogramm« (SAP) 
wird ein Bündel wirtschaftspolitischer Maßnah-
men bezeichnet, die die Länder der Dritten Welt 
und Osteuropas im Gegenzug für Kredite des In-
ternationalen Währungsfonds (IWF) und der Welt-
bank seit Beginn der 80er Jahre durchführen. Die 
Durchführung von Strukturanpassungsprogram-
men ist darüber hinaus auch die Voraussetzung 
für einen Schuldenerlass im Rahmen der HIPC-
Initiative. Die haushalts-, finanz-, handels- und ar-
beitsmarktpolitischen Vorgaben (sog. Konditiona-
litäten) der Programme stellen weitreichende Ein-
griffe in die wirtschaftlichen, politischen und ge-
sellschaftlichen Strukturen der Kredit nehmenden 
Länder dar.

TRIPS: WTO-Vertragsblock über Patentrechte, Ur-
heberrechte, Marken, usw. % Seite 34 ff.

Umschuldung: Instrument, das die Schulden-
dienstzahlungen neu regelt. Eine Umschuldung 
kann mittels einer bloßen Streckung der Zahlun-
gen auf einen längeren Zeitraum als dem ur-
sprünglich vereinbarten erfolgen oder aber in Ver-
bindung mit einem partiellen Schuldenerlass oder 
einer % Schuldenumwandlung ausgesprochen 
werden. 

UN: Vereinte Nationen. Auch UNO (United Nati-
ons Organisation).1945 als Nachfolgeorganisation 
des Völkerbundes gegründet. Ziel: Erhaltung eines 
dauerhaften Friedens in der Welt.
 
UNCTAD: Welthandels- und Entwicklungskonfe-
renz der Vereinten Nationen (UNCTAD: United 
Nations Conference on Trade and Development), 
zuständig für die Formulierung einer Entwick-
lungsstrategie der Vereinten Nationen und Förde-
rung der Handelsbeziehungen zwischen Industrie- 
und Entwicklungsländern.

UNDP: Entwicklungsprogramm der Vereinten Na-

tionen (UNDP: United Nations Development Pro-
gram), Koordinierung aller UN-Hilfsprogramme. 
Arbeitsschwerpunkte sind die Armutsbekämp-
fung, die Regenerierung der Umwelt, die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen und die Gleichstellung 
der Frau.  

UNFPA: Fonds für bevölkerungspolitische Maß-
nahmen (UNFPA: United Nations Population 
Fund), Unterorganisation der UNDP. Zuständig für 
die Formulierung, Durchführung und Auswertung 
bevölkerungspolitischer Maßnahmen. 

UNIDO: (United Nations Industrial Development 
Organisation), UN-Organisation für industrielle 
Entwicklung. Hauptziel ist die Förderung und Be-
schleunigung des industriellen Wachstums in den 
Entwicklungsländern und die Koordinierung der 
UN-Tätigkeiten auf diesem Gebiet.

Weltbank: Die »Internationale Bank für Wieder-
aufbau und Entwicklung«, kurz Weltbank ge-
nannt, wurde zusammen mit dem IWF 1944 ge-
gründet. Ähnlich wie beim à IWF müssen Anteile 
erworben werden, um dann ein Mehrfaches dieser 
Anteile als Kredit anfordern zu können. Auch die 
Stimmrechte sind ähnlich verteilt wie beim IWF. 
Ein Land kann nur dann Mitglied der Weltbank 
werden, wenn es auch Mitglied des IWF ist. Die 
Weltbank ist mittlerweile für viele Entwicklungs-
länder der mit Abstand größte Kreditgeber.

WTO: World Trade Organisation, löste 1995 das 
GATT ab, als institutionelle Dachorganisation vie-
ler Abkommen, darunter Warenhandel (GATT), 
Handel mit Dienstleistungen (GATS) und Patente, 
Urheberrechte, Marken usw. (TRIPS). Ziel ist die 
Organisation der Welthandelsbeziehungen nach 
für alle derzeit 144 Mitgliedsstaaten verbindli-
chen Regeln. Die WTO setzt sich für die Liberali-
sierung des Marktes und den Abbau der Zölle und 
der Handelsbeschränkungen ein  (Details siehe  
Seite 34 ff.).
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... und erarbeitet
Aktionsvorschläge

Unsere Lösungsvorschläge sind vielfältig. Dazu 
gehören: 

" Öffentlichkeitsarbeit, um Unternehmen oder 
politische Entscheidungsträger unter Druck 
zu setzten.

" direkte Verhandlungen mit den Verantwortli-
chen,

" Kooperation mit sowie Zuarbeit zu Kampag-
nen wie »erlassjahr.de«, der »Bananen-
Kampagne« oder der »Kampagne für Saubere 
Kleidung«. 

 SÜDWIND arbeitet dabei eng mit anderen In-
stituten, Organisationen der Entwicklungszusam-
menarbeit, Initiativen, Verbänden und Gemein-
den zusammen, in Deutschland und weltweit.

SÜDWIND e.V. � Institut für Ökonomie und 
Ökumene
Lindenstr. 58�60
53721 Siegburg
Tel.: 02241 / 536 17 oder 02241-678 01
Fax: 02241/51308
Email: info@suedwind-institut.de 
Homepage: www.suedwind-institut.de

SÜDWIND � forscht 
für gerechte Wirt-
schaftsbeziehungen....

Die Arbeit von SÜDWIND gründet auf der Über-
zeugung, dass es einen Zusammenhang zwi-
schen dem Reichtum in den Industrieländern 
und der Armut breiter Bevölkerungsschichten in 
Entwicklungsländern gibt.

 In zahlreichen Forschungsbereichen weisen 
die SÜDWIND-Studien nach, dass wir in 
Deutschland � die Politik, Wirtschaft und auch 
die VerbraucherInnen � eine Mitverantwortung 
für Missstände in Entwicklungsländern haben.

 Über die Analyse der Probleme hinaus sucht 
SÜDWIND auch nach Handlungsmöglichkeiten: 
Wie kann die Situation im Interesse der Armen 
hin zu weltwirtschaftlicher Gerechtigkeit geän-
dert werden?

Dekade zur Überwindung
von Gewalt 
Der Ökumenische Rat der Kirchen (ÖRK), ein Zu-
sammenschluss von rund 400 Millionen Christen 
vertreten durch mehr als 340 Kirchen, Denomina-
tionen und Gemeinschaften in 120 Ländern und 
Gebieten in der ganzen Welt, hat für die Jahre 
2000 bis 2010 eine Dekade zur Überwindung 
von Gewalt ausgerufen. Dazu ist mittlerweile 
auch eine Vielzahl von Materialien erschienen.

Kontaktadresse: Dekade zur Überwindung von 
Gewalt, Ökumenischer Rat der Kirchen, Postfach 
2100, 1211 Genf 2, Schweiz,
Tel. 0041-22-791 60 47 Fax 0041-22-791 64 09
E-Mail dov@wcc-coe.org,
Homepage: www2.wcc-coe.org/dov.nsf/
fs_standard_ge

Schriften der
katholischen Kirche 
Eine Reihe von Stellungnahmen von Papst Jo-
hannes Paul II. wie auch der deutschen Bischofs-
konferenz äußert sich dezidiert zu weltwirt-
schaftlichen Fragestellungen.

Kontaktadresse: Sekretariat der deutschen
Bischofskonferenz, Bonner Talweg 177,
53129 Bonn, Tel: 0228-103 205, Fax 0228-103 
330, E-Mail: Sekretariat@dbk.de, 
Homepage: http://dbk.de

Internationale Dekade für eine Kultur 
des Friedens und der Gewaltlosigkeit 
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